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Bundesgesetz.
Assurance vieillesse et survivants. Loi.

Botschaft und Gesetzentwurf vom 24. Mai 1946 (Bundes-
blatt II, 365). — Message et projet de loi du 24 mai 1946

(Feuille fédérale II, 353).

Antrag der Kommission.
Eintreten.

Proposition de la commission.
Passer à la discussion des articles.

Berichters tat tung. — Rapports généraux.

Bratschi, Berichterstatter: Ich habe die Ehre,
namens der Kommission den Bericht zum Eintreten
auf die Vorlage zu erstatten. Ich gedenke dabei, zu
einigen vom Entwurf abweichenden Auffassungen
Stellung zu nehmen, soweit sie grundsätzlicher
Natur sind, und nachher kurz die Hauptgesichts-
punkte der Vorlage erörtern.

Die Gefahr, aus irgendeinem Grund, wie Arbeits-
losigkeit, Unfall, Krankheit, Invalidität, Alter oder
Tod den Arbeitsverdienst zu verlieren, weckte im
Schweizervolk frühzeitig das Bedürfnis nach Siche-
rung. Je grösser die Zahl der wirtschaftlich ab-
hängigen Staatsbürger geworden ist, wozu auch
Zehntausende in Gewerbe und Landwirtschaft ge-
hören, desto grösser wurde dieses Bedürfnis. Im

Nationalrat. — Conseil national. ISIS.

-Jahre 1911 hat das Schweizervolk im zweiten 'An-
lauf das Gesetz über die Kranken- und Unfall-
versicherung angenommen. Trotz Mängeln und
Schwächen, die dem Gesetz anhaften, hat es in den
bald 30 Jahren seiner Wirksamkeit unendlich viel
Gutes geschaffen. Im grossen und ganzen hat es
sich bewährt. Das festzustellen-, ist von Bedeutung,
weil damit zum Ausdruck gebracht wird, dass sich
Grundlagen bewährt haben, die im Zusammenhang
mit der Diskussion der Alters- und Hinterbliebenen-
versicherung Gegenstand scharfer Angriffe sind, ja
dass es sich um Grundlagen handelt, die jetzt gern
der Lächerlichkeit preisgegeben werden möchten.

Nach, dem ersten Weltkrieg folgte die Gesetz-
gebung betreffend Massnahmen gegen die Folgen
der Arbeitslosigkeit. Weil die verfassungsmässige
Grundlage für das Beschreiten eines ändern Weges
fehlte, wurde der Weg der Subventionierung be-
treten. Bund, Kantone und Gemeinde richten an
bestehende öffentliche und private Kassen Beiträge
aus, wobei durch diese Beiträge der öffentlichen
Hand häufig der grösste Teil der Ausgaben dieser
Kassen finanziert wird.
; In der Zeit des ersten Weltkrieges wurde auch

die Forderung nach der Schaffung einer eidgenös-
sischen Alters-, Invaliden- und ^Hinterbliebenen-
versicherung immer nachdrücklicher erhoben. Der
Bundesrat suchte dieser Forderung durch die Bot-
schaft von 1919 gerecht zu werden, in der er sich
über die Möglichkeiten der Schaffung einer solchen
Versicherung aussprach. Die Botschaft atmete den
Geist der Zuversicht, des guten Willens und des ge-
sunden Fortschrittes. Verschiedene Verhältnisse
führten zu einer Verzögerung in der Behandlung.
Immerhin konnte die Arbeit so weit gefördert
werden, dass die verfassungsmässige Grundlage in
Fom des Art. 34quater im Jahre 1925 dem Volke
zur Abstimmung vorgelegt werden konnte. Das
Volk stimmte zu. Der erste, wichtige Schritt für die
Schaffung des Versicherungswerkes war damit ge-
tan. Leider scheiterte der Versuch, dem Verfassungs-
artikel auch das Ausführungsgesetz folgen zu lassen.
Das Volk hat die Vorlage 1931 verworfen.
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Die Gegner des damaligen Gesetzes versprachen,
sofort eine neue, natürlich bessere Vorlage einzu-
bringen. Das Versprechen wurde, wie zu erwarten
war, nicht gehalten. Das Volk blieb ohne Ver-
sicherung. "Es brauchte die schwere Wirtschaftskrise
der Dreissigerjahre und den zweiten Weltkrieg, um
die Sache wieder in Fluss zu bringen. Durch die
Unsicherheit, die Krise' und Krieg auch für den
einzelnen mit -sich bringen, wurde die Verwirk-
lichung der Alters- und Hinterbliebenenversicherung
wieder aktuell. Durch Volksbeschluss von 1938 und
Vollmachtenbeschlüsse des Bundesrates im Jahre
1941 wurde die Altersfürsorge ausgebaut. Es war
aber eine Notlösung, die auf die Dauer weder sach-
lich, noch rechtlich hat befriedigen können. Es ist
verständlich, wenn die Forderung nach der Schaf-
fung des Versicherungswerkes selbst immer kate-
gorischer erhoben worden ist. Die Forderung wurde
in Eingaben und Resolutionen von Verbänden und
Versammlungen geltend gemacht, kantonale Parla-
mente machten von ihrem Vorschlagsrecht an den
Bund Gebrauch und reichten entsprechende An-
träge ein. Schliesslich wurde eine Volksinitiative
mit 180 000 Unterschriften eingereicht, die das
gleiche Ziel verfolgt.

Im Jahre 1944 setzte der Bundesrat zwei
Expertenkommissionen ein; wovon sich die eine mit
der eigentlichen Veisicherungsfrage, die andere mit
der Finanzierung zu befassen hatte. Die Kommis-
sionen haben innert kürzer Zeit umfassende und
aufschlussreiche Berichte vorgelegt, die als brauch-
bare Grundlage für die Ausarbeitung der ent-
sprechenden Gesetze angesehen werden können. Die
Berichte sind den Mitgliedern der eidgenössischen
Räte und der Öffentlichkeit bekanntgegeben worden
und waren Gegenstand eingehender Erörterungen.
Sowohl in Presse und Versammlungen als auch in
zahlreichen Eingaben, die an den Bundesrat ein-
gereicht worden sind, kam die Zustimmung zur
Versicherungsvorlage, wie sie die Experten unter-
breitet hatten, im grossen und ganzen zum "Aus-
druck. Weniger übereinstimmend waren die An-
sichten über den Bericht betreffend die Gestaltung
der Finanzierung. Das kann aber angesichts der
Grosse und Schwierigkeit der Aufgabe und der Ver-
schiedenartigkeit der Interessen auf diesem Gebiet
nicht überraschen.

Die Öffentlichkeit drängt auf rasche" Verwirk-
lichung des Vers^cherungswerkes. Seitens des Bun-
desrates wurde in Aussicht gestellt, das Werk so" zu
fördern, dass es auf 1. Januar 1948 in Kraft treten
kann. Gemessen an der Grosse der Aufgabe ist die
zur Verfügung stehende Zeit recht kurz. Gemessen
aber an der Geduld der an der Versicherung beson-
ders stark interessierten Teile des Volkes wird die
Zeit als zu lang angesehen. Stimmen, die insbeson-
dere in den letzten Tagen zu vernehmen waren,
wonach es dem Volk nicht so pressiere, dürften
kaum den Tatsachen entsprechen. Es ist zu be-
grüssen, dass der Bundesrat der Lage mit seinem
Beschluss vom 9. Oktober 1945 durch Inkraft-
setzung der Übergangsordnung für 1946 und 1947
Rechnung getragen hat. Dadurch wurden die dring-
lichsten Bedürfnisse und der Wille weiter Kreise
unseres Volkes berücksichtigt. Dadurch wurde
auch ein Teil der gesetzlichen Vorlage vorweg-
genommen. Die Verlängerung dieses Proviso-

riums über das Jahr ,1947 hinaus würde aber auf
ernste Schwierigkeiten stossen, insbesondere recht -

' lieber Natur. Ein Unterbruch in den Leistungen
zwischen der heute in Kraft stehenden Übergangs-
ordnung und dem Gesetz würde grosse Enttäu-
schungen auslösen und sicher schärfstem Widerstand
rufen. Damit ist zum Ausdruck gebracht, dass es
unsere Pflicht ist. alles zu tun, um das Gesetz auf
1. Januar 1948 in Kraft treten zu lassen. Die Kritik
darüber, dass der Nationalrat zu rasch handle, ist
sicher unberechtigt. Es soll nichts überstürzt wer-
den, aber es darf auch nichts verschleppt werden. Wir
wollen und müssen die zur Verfügung stehende Zeit
zweckmässig ausnützen. Mit den beiden Botschaften
und Gesetzesentwürfen vom 24. Mai 1946 über die
Versicherung und vom 29. Mai 1946 über die
Finanzierung hat der Bundesrat die Voraussetzungen
für die Durchführung der parlamentarischen Arbeit
geschaffen. Der Vorschlag des Bundesrates, die
beiden Vorlagen in den beiden Räten gleichzeitig,
d. h. gewissermassen über das Kreuz zu behandeln,
hat beim Ständerat bekanntlich keine Gnade ge-
funden. Der Ständerat hat die Priorität für die
Finanzierungsvorlage abgelehnt. Der Natioiialrat
wird also beide Vorlagen verabschieden, bevor sie
an den Ständerat weitergehen können.

Ihre Kommission ist damit vor eine grosse Auf-
gabe gestellt worden. Es war von Anfang an un-
möglich, dass sie beide Vorlagen schon für diese
Session hätte verhandlungsreif gestalten können.
Die Kommission hat in zwei Sessionen mit neun
Sitzungstagen die Ver sicherungs vorläge durch-
beraten. Sie hat es getan, nachdem sie mit 23
Stimmen bei 3 Enthaltungen Eintreten auf die Vor-
lage beschlossen hatte. Die Kommission hat über-
dies die Eintretensdebatte für die Finanzierungs-
vorlage abgeschlossen und mit 22 Stimmen bei 2
Enthaltungen beschlossen, auch auf die Beratung
der Finanzierungsvorlage einzutreten. Die Beratung
selbst musste aber zurückgestellt werden. Beschlüsse
über einzelne Punkte der Finanzierung sind von der
Kommission nicht gefasst worden.

Die Kommission wird zwischen der August- und
der Septembersession erneut zusammentreten, urn
die Einzelberatung über die Finanzierung durchzu-
führen, in der Meinung, dass darüber in der Sep-
tembersession berichtet werden und dass der
Nationalrat selber in der Septembersession auch die
Finanzierungsvorlage behandeln könne.

Die Alters- und Hinterlassenenversicherung
überragt an Bedeutung sozialer Natur alle Werke,
die der Bund bis jetzt in Angriff genommen hat.
Sie ist auch in finanzieller, wirtschaftlicher und
politischer Hinsicht von ganz aussergewöhnlicher
Tragweite. Es ist daher auch durchaus verständlich,
wenn nicht sofort volle Einigkeit über das Ziel und
besonders über den Weg besteht. Verschiedene Auf-
fassungen machten sich schon in der Experten-
kommission geltend. Indessen ist doch fast in allen
Hauptfragen in diesen Kommissionen eine Ver-
ständigung zustande gekommen. Der Wille war vor-
handen, rasch aus dem Stadium der theoretischen
Erörterungen und Spekulationen herauszukommen
und zu praktischer Arbeit zu gelangen. Der gleiche
Wille kam in der Öffentlichkeit zum Ausdruck, der
seinen Niederschlag gefunden hat in der Mehrzahl
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der Eingaben, die im Laufe des Jahres 1945 dem
Bundesrat eingereicht worden sind.

In der öffentlichen Diskussion, die seit der Publi-
kation der bundesrätlichen Botschaft eingesetzt hat,
machten sich indessen grössere Divergenzen geltend.
Sie fanden ihren Niederschlag zum Teil auch in den
Beratungen der Kommission. Eine offene Opposition
gegen das Werk überhaupt ist zwar kaum festzu-
stellen. Das ist zu konstatieren aus den Beratungen
der Kommission, das ist auch festzustellen gestützt
auf die Diskussion in der Öffentlichkeit. Die Ver-
sicherung scheint also grundsätzlich unbestritten zu
sein; dagegen werden stark abweichende Auf-
fassungen über wichtige Fragen der Gestaltung der
Versicherung und ihrer Finanzierung vertreten.
Würde ihnen zugestimmt, so hiesse das nichts
anderes, als auf die Vorlage nicht einzutreten, wie
sie jetzt den Räten unterbreitet wird, oder sie zur
vollständigen Umarbeitung an den Bundesrat
zurückzuweisen. Wenn formell, bis jetzt wenigstens,
kein solcher Antrag gestellt worden ist, so wohl des-
halb, weil niemand die Verantwortung für die daraus
'entstehenden Folgen übernehmen will. Im. günstig-
sten Falle würde eine Zurückweisung an den
Bundesrat eine grosse Verzögerung nach sich ziehen.

Die Opposition gegen die Vorlage, soweit sie bis
jetzt zum Ausdruck gekommen ist, ist durchaus
nicht einheitlich. Die Widerstände und Bedenken
kommen im Gegenteil aus ganz entgegengesetzten
Richtungen und verfolgen zum Teil diametral ent-
gegengesetzte Ziele. Einerseits wird eine sehr starke
Erhöhung der Renten verlangt. Am weitesten geht
in bezug auf diese Forderung die Partei der Arbeit,
nach welcher Einheitsrenten von monatlich 200 Fr.
für Alleinstehende und 300 Fr. für Ehepaare zur
Ausrichtung gelangen sollen. Anderseits besteht die
Tendenz zu einer einfachen Basisversicherung mit
ganz bescheidenen Renten, also Renten, die nie-
'driger wären als diejenigen, wie sie der Entwurf
vorsieht.

In der ersten Gruppe bewegen sich-auch die Vor-
schläge des sogenannten Genfer Komitees, die in
der Kommission vertreten worden sind, besonders
von Herrn Guinand und von Herrn Dr. Münz. Ich
darf wohl schliessen, dass sich auch der Landesring
ziemlich weitgehend den Gedankengängen des
Genfer Komitees angenähert hat.

Zu der zweiten Gruppe gehören die Kreise, die
die Schwierigkeiten der Finanzierung durch Herab-
setzung der Leistungen überwinden möchten. Nach
ihrer Ansicht wird besonders die Übertrittsgene-
ration, die .keine Beiträge leisten wird oder nur
während weniger Jahre, durch die Vorlage von
Bundesrat und Kommission zu stark bevorzugt.
Diese Auffassung finden wir auch in einer grössern
Zahl von Eingaben von Kantonsregierungen, die
sowohl an den Bundesrat als später an Ihre Kom-
mission gerichtet worden sind.

Ganz ähnlich klaffen die Gegenvorschläge zum
System der Finanzierung auseinander. Einerseits
wird der Standpunkt vertreten, die finanzielle.
Sicherung müsse für eine viel längere Periode als
etwa zwanzig Jahre gewährleistet sein. Von dieser
Seite wird eine stärkere Betonung des Kapital-
deckungsverfahrens empfohlen. Die Folge wäre
natürlich die Schaffung eines Fonds, der viel
grösser, ja um ein Vielfaches grösser wäre als der

Fonds, wie er nach der Vorlage von Bundesrat und
Rommission vorgeschlagen wird. Anderseits wird
die extremste Form des Umlageverfahrens propa-
giert, etwa in dem Sinne, dass jederzeit ein be-
stimmter Prozentsatz des Ertrages der Wirtschaft
für die Versicherung reserviert sein soll.

Die Vorlage bewegt sich auch in der Frage der
Finanzierung auf einer mittleren Linie. Die Renten
sollen den verschieden gearteten Verhältnissen
éinigermassen angepasst werden. Die Einheitsrente
könnte dieser Forderung niemals gerecht werden.
Der hauptsächlichste Benachteiligte wäre bei diesem
System übrigens derjenige, der die Versicherung am
nötigsten hat, nämlich der Arbeiter, denn die ein-
heitliche Rente könnte nach Massgabe der Mittel,
die zur Verfügung gestellt werden können, nie so
hoch sein, wie die Rente nach der Vorlage für einen
Arbeiter mit Deinem durchschnittlichen Arbeits-
einkommen pro Jahr von 3600—4500 Fr. sein wird.

Nach der Vorlage soll die Rente so gestaltet
werden, dass sie 'den Anforderungen nach Möglich-
keit gerecht wird, aber auch so, dass die Finanzie-
rung angesichts der bestehenden wirtschaftlichen
und finanziellen Verhältnisse des Landes und der
politischen Kräfte möglich ist.

Auf mittlerer Linie bewegt sich die Vorlage
auch in bezug auf das System der Finanzierung.
Sie schlägt weder das reine Kapitaldeckungs-
verfahren, noch das reine Umlageverfahren vor.
Empfohlen wird ein gemischtes System, das aber
dem Umlageverfahren viel näher steht als der
Kapitaldeckung.

Die wichtigste Grundlage des Werkes ist nach
Massgabe der Vorlage die Solidarität des ganzen
Volkes, wobei ein Ausgleichsfonds als nötig ange-
sehen wird, der aber, gemessen an der Grosse des"
Werkes, als bescheiden zu bezeichnen ist. Der Fonds
ist tein Bestandteil der Finanzierung. Sein Ertrag
wird aber höchstens etwa ein Siebentel des spätem
Aufwandes für die Versicherung ausmachen. Der Rest
von ungefähr sechs Siebentel wird durch laufende
Beiträge von Versicherten und Staat aufgebracht.
Der Fonds stellt also gar keinen nennenswerten Ein-
bruch in das Umlageverfahren dar. Ohne ihn würde
aber die Finanzierung später wesentlich erschwert.
Entweder müssten die Renten geringer sein als jetzt
vorgesehen, oder aber Bund und Kantone müssten
grössere Aufwendungen machen, als in späteren
Jahren nach Massgabe der Vorlage vorgesehen ist.
De,r Vorschlag, wie er in der Kommission gemacht
worden ist, hauptsächlich von den Herren Münz,
Guinand und Konsorten, und wahrscheinlich auch
jetzt im Plenum des Rates vertreten wird, ist viel
zu unsicher und zu unbestimmt, um ernsthaft als
Grundlage für ein^-Werk' von dieser Bedeutung
angenommen werden zu können. Unser Kollege
Dr. Münz hat seine Gedanken übrigens auch in einer
S'chrift zusammengefasst. Leider ist der polemische
Teil dieser Schrift viel ergiebiger ausgefallen als der
konstruktive. Ich hätte lieber das- Umgekehrte ge-
sehen; jedenfalls möchte ich nicht mithelfen, auf
Diesen Gedankengängen ein Versicherungswerk von
aer Grosse der Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung aufzubauen und dafür die Verantwortung zu
übernehmen. Auch in den Minderheitsanträgen, die
eingereicht worden sind, werden nur Andeutungen
gemacht, wie das gestellte Problem gelöst werden soll.
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Herr Dr. Münz hat in der Kommission erklärt,
die Geschichte des Geldes sei die Geschichte der
Entwertung des Geldes. Gegenwärtig ist zwar in
verschiedenen Ländern Aufwertung des Geldes
'Trumpf. Auch i.n der Schweiz wird darüber ge-
sprochen. Aber es ist wahr, dass wir leider keinen
festen Geldwert haben und dass mit Schwankungen
im Geldwert gerechnet werden muss. Diese Tatsache
stellt uns auf allen Gebieten der Wirtschaft und der
Sozialpolitik vor schwierige Aufgaben. Solange ein
stabiler Geldwert, der das Ideal wäre, nicht erreicht
ist, muss den Schwierigkeiten durch gelegentliche
Anpassung begegnet werden, sowohl auf dem Ge-
biete der Versicherungen wie auf'allen ändern Ge-
bieten. Unmöglich aber ist es, die Rente oder den
Beitrag oder gar beides in der Schwebe zu lassen,
um ihre Höhe je nach den Verhältnissen so oder
anders zu gestalten. Diesen Weg aber wollen die
Herren Münz, Guinand und Mitunterzeichner gehen,
indem die Beiträge der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer periodisch von der Bundesversammlung
festgesetzt werden sollen. Auf welche Schwierig-
keiten man dabei praktisch stossen wird, werden
wir sehen, wenn wir die Anträge im einzelnen be-
sprechen. Für den Augenblick möchte ich lediglich
sagen, dass man kaum Prophet zu sein braucht, um
festzustellen, dass eine so gestaltete Vorlage von
.unserem Volke niemals angenommen würde. Das
erste, was gefragt und verlangt wird in den Dis-
kussionen mit den Leuten, die an der Versicherung
interessiert sind, die zahlen sollen und Renten er-
halten wollen, ist: was müssen wir zahlen und was
erhalten wir dafür ? Wenn wir vor das Volk treten
müssen mit der Antwort: Was wir bezahlen müssen,
wissen wir nicht, das wird das Parlament später
festsetzen, oder wenn wir gar noch beifügen müssen,
wie die Rente aussehen wird, •wissen wir ebenfalls
nicht, das wird auch im Parlament festgesetzt, so
können Sie ganz sicher sein, dass eine derartige Vor-
lage mit erdrückender Mehrheit verworfen würde.
Ich wüsste auch niemand, der für eine solche Vor-
lage im Ernst vor das Volk treten und sie zur
Annahme empfehlen wollte.

Es stellt sich die weitere Frage, ob der Ertrag
der Wirtschaft, worauf die Herren Münz, Guinand
und Konsorten aufbauen, eine feste Grosse sei. Wir
wissen, dass das nicht der Fall ist. Seine Schwan-
kungen sind in unserem Lande kaum kleiner als die
Schwankungen des schweizerischen Geldwertes. Ein
Blick auf die schweizerische Wirtschaftsgeschichte
der letzten Jahrzehnte genügt, um das zu beweisen.
Also auch hier wäre sicher irgendeine Anpassung
notwendig. Frage: Wie sollte sie erfolgen? Sollen
in Zeiten der Krise die Beiträge, eventuell die
Steuern, wenn mit Steuern finanziert wird, erhöht
werden, damit die zugesicherten Renten bezahlt
werden können, oder soll die Rente in diesen Zeiten
der Not gekürzt werden ? Beides wäre sozial un-
verständlich und ungerecht sowie wirtschaftlich
falsch, denn dadurch würde die Krise weiter ver-
schärft. Wenn das aber vermieden werden muss,
brauchen auch die Antragsteller für ihr Systern,
irgendeinen Ausgleich zwischen fetten und mageren
Jahren. Und da wäre wohl irgendein Fonds not-
wendig, wie er vom Bundesrat und von der Kom-
mission vorgeschlagen, aber von den Antragstellern
der Minderheitsanträge abgelehnt wird.

Aber auch in bezug auf die Form der Beschaf-
fung der Mittel müssten bei Annahme der Anträge
Münz-Guinand und Konsorten ähnliche Wege be-
treten werden wie nach den Anträgen, wie sie jetzt
von der Kommission und vom Bundesrat vorge-
schlagen werden. Mit der Feststellung, dass 4 oder 6
oder mehr Prozent vom Ertrag der Wirtschaft für
die Versicherung erträglich seien, ist noch gar nichts
erreicht. Diese Feststellung machen wir auch. Aber
die entsprechenden Beträge müssen irgendwie er-
hoben werden. Das kann nur durch Beiträge oder
Steuern oder durch eine Mischung von beiden ge- -
schehen. So oder anders sind dafür Verfassungs-^
bestimmungen und Gesetze notwendig, die vom
Volke anzunehmen sind. Eine Kombination von
Beiträgen und Steuern aber stellt auch die geplante
Finanzierung der Vorlage dar. Sie weicht in bezug
auf 'die Höhe gar nicht so weit von dem ab, was
nach den Minderheitsanträgen geschehen müsste.
Der Unterschied ist letzten Endes kaum sehr gross.
Jedenfalls ist mir der Aufwand, mit dem das System
der Vorlage bekämpft wird, unverständlich, sofern
man wirklich eine Versicherung will.

Sollte die Absicht bestehen, die Einnahmen der
Versicherung inskünftig in der Hauptsache durch
Steuern zu beschaffen, dann hätte das zur Folge,
dass eine wichtige Bestimmung des Art. 34quater
geändert werden müsste, gerade eine der umstrit-
tensten Bestimmungen bei der Beratung des
Art. 34quater, die Bestimmung nämlich, wonach
Bund und Kantone zusammen, d. h. die öffentliche
Hand nicht mehr als die Hälfte der Kosten der Ver-
sicherung aufbringen. Würde man den grösseren
Teil der Kosten durch Steuern decken, müsste diese
Verfassungsbestimmung geändert werden und wir
kämen zu Verfassungskämpfen, die Bundesrat und
Kommission und auch die Experten haben ver-
meiden wollen, weil bekannt ist, dass gerade eine
Änderung dieser Verfassungsbestimmung auf gröss-
ten Widerstand stossen würde.

Wie hoch die Prämien und die Steuern im
Rahmen der Verfassung sein sollen, bestimmt das
Gesetz. Zu bestimmen hat auch das Gesetz, wie der
Bund die nötigen Mittel aufbringt, wobei auf'die
übrigen Aufgaben des Bundes natürlich Rücksicht
zu nehmen ist. Das geschieht in der Vorlage durch
die sog. Treppenmethode, wie sie in Art. 84 vor-
geschlagen wird. Durch diese „Treppenmethode"
werden die Lasten, die Bund und Kantone zu tragen
haben, im Laufe der Jahre vergrössert, in der Mei-
nung, dass die Leistungsfähigkeit grösser werde,
bzw. dass andere Lasten der Öffentlichkeit zurück-
gehen werden. Wir werden im übrigen auf die
Bundesfinanzreform vertröstet, man wolle einmal
die Versicherung einführen, in der Meinung, dass
die Finanzierung im Zusammenhang mit der
Bundesfinanzreform kommen werde. Abgesehen
davon, dass dieser Weg politisch nicht zum Ziele
führen wird, sicher nicht die geringste Aussicht auf
Erfolg hat, so ist zu sagen, dass mit dem Betreten
dieses Weges sachlich auch nichts gewonnen würde.
Es hiesse einfach, die Überwindung einer Schwierig,
keit auf später verschieben, wobei nicht gesagt ist,
dass diese Schwierigkeit dann leichter zu lösen wäre
im Zusammenhang mit der Finanzreform, sondern
wahrscheinlich werden die Schwierigkeiten noch
grösser. Sie wissen ja, dass die Bundesfinanzreform
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ohnedies Schwierigkeiten genug bietet; es ist nicht
nötig, dass Fragen, die jetzt gelöst werden konnten,
verschoben werden, um die Lösung dieses grossen
Problems weiter zu erschweren. Also auch dieser
Weg ist ein Holzweg, er führt nicht zum Ziel.

Eindeutig muss auch die Anregung des Vor-
standes der kantonalen Finanzdirektoren abgelehnt
werden, die dahingeht, dass die Behandlung der
Versicherungsvorlage überhaupt zu verschieben sei,
bis die Bundesfinanzreform Wirklichkeit geworden
sei. Diesem Vorschlag kann aus Gründen sozialer
und politischer Natur, auf die ich im einzelnen nicht
einzutreten brauche, unmöglich zugestimmt werden.

In diesem Zusammenhang ist vielleicht noch ein
Wort zur' Frage zu verlieren, ob nicht zuerst die
Finanzierung hätte behandelt werden sollen, eine
Frage, die auch in der Öffentlichkeit immer wieder
gestellt wird. Die Frage ist verständlich, indessen
ergibt sich bei näherer Prüfung, dass über die
Finanzierung erst konkret gesprochen werden kann,
wenn bekannt ist, welche Mittel die Versicherung
erfordert. Zuerst ist also die Frage zu beantworten,
welches soziale Bedürfnis die Versicherung zu be-
friedigen hat. Diese Abklärung ist nötig, um über
die Finanzierung sprechen und entscheiden zu
können.

Häufiger in der Presse als in den Kommissions-
beratungen hört man den Einwand, die Vorlage sei
zu etatistisch, oder sie suche die Frage der Ver-
sicherung zu sehr auf politischem Wege zu lösen.
Indessen ist ohne intensive Mitwirkung der staat-
lichen Organe keine schweizerische Volksversiche-
rung möglich. Die Mitwirkung muss natürlich in
erster Linie finanzieller Natur sein. Ohne die grossen
Zuwendungen von Bund und Kantonen ist eine
leistungsfähige Versicherung, die das ganze Volk
erfassen soll, also auch die Ärmsten erfassen muss,
und die besonders, nicht möglich. Aber auch die
organisatorische Mitwirkung des Staates ist nicht
zu vermeiden. Sie wäre auch bei einem einfachen
Subventionsgesetz nötig. Das zeigt sich schon bei
der Durchführung der Arbeitslosenversicherung, nur
mit dem Unterschied, dass die Dinge bei der Alters-
und Hinterlassenenversicherung ungleich kompli-
zierter sein würden. Ein Vergleich ist also fast nicht
möglich. Die Durchführung eines Werkes von der
Bedeutung der Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung unter Mitwirkung grosser staatlicher. Mittel
durch private Kassen oder Vereine, wirtschaftlicher,
politischer, konfessioneller oder sonst irgendwelcher
Art, wäre(organisatorisch sicher gänzlich unmöglich,
es müsste ein Kontrollapparat geschaffen werden,
der wirklich unerträglich wäre.

Ein solches System kommt also ernsthaft kaum
in Frage. Aber auch in dieser Frage fehlt es nicht
an direkt entgegengesetzten Auffassungen. Nach
dem System, wie es von der Minderheit vor-
geschlagen wird, dem auch das Genfer Komitee
nahesteht, und wie es in der Presse vertreten worden
ist, würde die Bundesversammlung, also der Staat,
die Beiträge festsetzen, und, wie ich mir vorstelle,
auch einziehen. Bund und Kantone würden die
Steuern beschliessen, die notwendig wären, und
durch ihre Organe einziehen lassen. Die Gemeinden
würden die Renten auszahlen. Das wäre wirklich ein
etatistisches System, es würden nur die Organe von

Bund, Kantonen Und Gemeinden in Erscheinung
treten.

Die Vorlage bewegt sich auch hier zwischen den
beiden Extremen; sie zieht den Staat heran, soweit
das finanziell und organisatorisch nötig ist, im
übrigen stellt sie auf das Bestehende ab, nämlich auf
die Organisation der Lohn- und Verdienstersatz-
kassen. Die Alters- und Hinterlasse.nenversicherung
ist gewissermassen die Tochter der Lohn- und Ver-
dienstersatzkassen; ohne Lohn- und Verdienstersatz-
organisation wäre der Entwurf in der heutigen
Form kaum denkbar gewesen. Sich vollständig da-
von zu lösen, ohne die Vorlage zurückzuweisen und
neu zu bearbeiten, wäre unmöglich.

Welches sind nun die Hauptgesichtspunkte der
Vorlage? In erster Linie stellt sich die Frage, wer
überhaupt versichert werden soll. Soll eine allge-
meine Volksversicherung oder eine Klassenversiche-
rung eingeführt werden ? Die Klassenversicherung
beschränkt sich auf die Teile des Volkes, für die die
Versicherung ganz besonders nötig ist. In Frage
könnten unselbständig oder selbständig Erwerbende
kommen oder Teile davon; es liesse sich denken,
dass die Eingliederung in die Versicherung von der
Höhe des Einkommens abhängig gemacht würde, wie
das etwa bei der Krankenversicherung geschieht.
Die Vorlage sieht aber die allgemeine Volks-
versicherung vor und- die Kommission steht ein-
stimmig auf diesem Boden; auch in der Öffentlich-
keit hat dieser Standpunkt allgemein Zustimmung
gefunden. Die Struktur unseres schweizerischen
Volksstaates erfordert die allgemeine Volksver-
sicherung. Richtig ist, dass das Bedürfnis -auch in
der Schweiz nicht für alle gleich gross ist, wenn auch
zu sagen ist, dass das Bedürfnis durchaus nicht etwa
nur beim Arbeiter vorhanden ist. Wir stellen auf
Grund zahlreicher Zuschriften gerade in den letzten
Tagen, aus Gewerbekreisen und aus Kreisen der
Landwirtschaft fest, wie gross das Bedürfnis auch
in diesen Teilen unseres Volkes ist, und wie sehr
man in diesen Kreisen Wert darauf legt, dass die
Versicherung rasch verwirklicht wird. Wenn aber
ein Werk der Solidarität und des sozialen Aus-
gleiches und auch der vermehrten sozialen Gerech-
tigkeit geschaffen werden soll, dann ist das nur
möglich auf dem Boden der Volksversicherung und
des allgemeinen Obligatoriums, auf den sich die
Vorlage stellt.

Die am meisten besprochene Frage ist natürlich
diejenige nach der Gestaltung der Renten. Ent-
sprechend der verbindlichen Vorschrift in Art.
34quater der Verfassung kommen in diesem-Gesetz
nur Renten im Falle des Erreichens einer bestimm-
ten Altersgrenze und des Todes in Frage. Es handelt
sich also nur um eine Alters- und,Hinterbliebenen-
versicherung ; die Invalidenversicherung als Zwi-
schenglied zwischen der Krankenversicherung und
der Altersversicherung wird später geschaffen
werden müssen. Die Renten sollten eine gute Grund-
lage für die Sicherung der Existenz unserer Greise,
Witwen und Waisen bieten; sie können nicht die
Existenz schlechthin sichern, es werden auch nach
der Einführung des Versicherungswerkes zusätz-
liche Massnahmen verschiedener Art notwendig
sein. Es kommen Massnahmen des einzelnen und
seiner ^Angehörigen in Frage, soweit die Kraft dazu
reicht, es ist besonders an zusätzlicheVersicherungs-



Assurance vieillesse et survivants — 414 — 19 août 1946

einrichtungen von Arbeitgebern, von Verbänden
— ich denke ganz besonders an die Gewerkschaften
— von Kantonen und Gemeinden zu denken. Es
kommt aber auch ein zusätzliches Arbeitsein-
kommen in Betracht, wie es besonders in der Land-
wirtschaft, im Kleingewerbe, in der Heimarbeit
usw. vorkommt. Daher ist ja auch die Ruhestands-
rente nicht möglich. Darauf werde ich in anderem
Zusammenhang noch zurückkommen.

Die Festsetzung der Renten im Einzelfalle folgt
den Gesetzen der Sozialversicherung, wobei die
Solidarität eine ausschlaggebende Rolle spielt.
Allerdings ist die Beitragsleistung dabei ein wich-
tiger Faktor, aber nur ein Faktor, andere spielen
mit und wirken ausgleichend. Je kleiner der Bei-
trag, bzw. das Einkommen ist, desto höher ist die
Rente im Verhältnis zu diesem Beitrag bzw. zum
Einkommen. Ich verweise auf die Tabelle auf
Seite 78 der Botschaft, in der Sie die Zahlen finden,
wie sich die Renten im Verhältnis zum Einkommen
gestalten. Bei einem sehr niedrigen Einkommen von
z. B. 1000 Fr., das vorher versteuert wurde, beträgt
die Rente 86 %, bei sehr hohen Einkommen sinkt
sie auf 5 und weniger Prozent.

Die Rente soll ein unbedingter Rechtsanspruch
sein. Die einzigen Bedingungen, die nach der
Übergangszeit gestellt werden, sind : Erreichung der
Altersgrenze bzw. Eintritt der Witwenschaft bzw.
Tod der Eltern, wenn es sich um Waisenrenten
handelt. Dieses Prinzip steht ini Gegensatz zur sog.
Ruhestandsrente, die ich soeben erwähnt-habe.
Diese hat zur Voraussetzung, dass der Renten-
bezüger kein Arbeitseinkommen mehr hat. Vom
Standpunkt einzelner Berufsklassen, z. B. Fest-
besoldeter oder der sonst über ein einziges, regel-
mässig fliéssendes Einkommen verfügenden Per-
sonen, lassen sich für die Ruhestandsrente gute
.Gründe ins Feld führen. Die Konnmission hat diese
Art der Versicherung aber abgelehnt, weil dadurch
einer der tragenden Pfeiler, nämlich der Rechts-
anspruch auf die Rente; ins Wanken und schliesslich
zum Einsturz gebracht werden müsste, ferner weil
sie in der Landwirtschaft, im Kleingewerbe, in der
Heimindustrie, bei Gelegenheitsarbeitern usw. über-
haupt nicht angewendet werden könnte, oder nur
mit grössten Ungerechtigkeiten, mit Hilfe eines
gross.en, umständlichen Verwaltungsapparates.

Ein Abweichen vom allgemeinen Prinzip des un-
bejdingten Rechtsanspruches ist nur im Fall der sog.
Übergangsrente, der Bedarfsrente, wie es im Ent-
wurf des Bundesrates heisst, vorgesehen. Hier han-
delt es-sich um Personen, die keine Beiträge leisten
werden, weil sie bei Inkraftsetzen der Versicherung
das 65. Altersjahr schonüberschritten haben werden.
In dieser Sache hat die provisorische Ordnung für
1946 und 1947 wichtige Aufklärungsarbeit geleistet.
Dieser Ordnung kommt sowohl als vorläufige Hilfe
wie auch als Vorarbeit für das Versicherungswerk
grösste Bedeutung zu. Dass sie auch a u f . Kritik
gestossen ist, kann kaum überraschen. Sie müsste
sehr rasch und auf kümmerlichen Grundlagen ge-
schaffen werden.

Besonders unbefriedigend an dieser Übergangs-
ordnung ist die Aufteilung ' der Rente nach
städtischen, halbstädtischen und ländlichen Ver-
hältnissen. Schon die kurze Zeit der Erfahrung zeigt,
wie unmöglich eine Gestaltung der Dauerrent'e nach

diesen Prinzipien gewesen wäre. Ich sage das, weil
noch vor kurzer Zeit in Publikationen dieses Renten-
system für die Dauerrente empfohlen worden ist.
Ich sage es auch, weil auf dieses Rentensystem
zurückgekommen werden müsste, wenn man den
Beitrag als Kriterium für die Rentenbemessung
fallen lassen wollte. < s

Die Kritik an dei provisorischen Ordnung
kommt besonders vom Land her. Es wird von Eid-
genossen zweiter und dritter Klasse gesprochen.
Indessen zeigen die Zahlen, dass die Landbevölke-
rung in Wirklichkeit besser abschneidet, als aus der
Kritik geschlossen werden könnte. Jedenfalls trifft
das in bezug auf die Zahl der Bezüger zu. Von den
möglichen Bezügern — das sind alle Personen, die
das 65. Altersjahr überschritten haben, 'sowie die
Witwen und Waisen — beziehen nach der bestehen-
den, provisorischen Ordnung in Wirklichkeit Ren-
ten: Im Kanton Schaffhausen 31,67 %, Genf
32,60%, Basel-Stadt 33,36%, Zürich 34,98%,
Neuenburg 37,35 %, Graubünden 49,46 %, Uri
52,10 %, Appenzell I.-Rh. 52,67 %, Tessin 56,34 %,
Wallis 62,61 %.

Diese Zahlen zeigen, dass in Städten und stark
industrialisierten Kantonen ungefähr ein Drittel der
in Betracht fallenden Personen, gestützt auf die
Übergangsordnung, Renten beziehen. In Land-
kantonen, im flachen Lande und besonders in Berg-
gegenden sind es die Hälfte und mehr, nämlich bis
annähernd zwei Drittel im Kanton Wallis. Richtig
ist, dass die Rente in städtischen und halb-
städtischen Verhältnissen höher ist. Es kann aber
nicht im Ernst bestritten werden, dass das Geld in
diesen Gegenden weniger Kaufkraft hat. Man denke
nur an die Wohnungsmiete. In Wirklichkeit ist die
Kritik vom .Lande her mehr auf psychologische
Faktoren als auf tatsächliche Verhältnisse zurückr
zuführen. Indessen soll ihr doch Rechnung getragen
werden, und zwar zum Teil schon bei der provi-
sorischen Ordnung, wie in der Märzsession in Aus-
sicht gestellt worden ist, und noch mehr durch die
gesetzliche Regelung. Bei den Bedarfsgrenzen, die
in der gesetzlichen Regelung für die ländlichen Ver-
hältnisse vorgesehen sind, wird es so sein, dass nach
der Inkraftsetzung des Gesetzes die überwiegende
Mehrzahl der Personen, die das 65. Altersjahr über-
schritten haben, Üb'ergangsrenten erhalten werden.

In diesem Zusammenhang noch ein kurzes Wort
über die Einheitsrente : Würden Einheitsrenten und
Einheitsbeitrag als so gerecht empfunden, wie geltend
gemacht wird, so wäre wahrscheinlich der Entscheid
im Jahr 1931 anders ausgefallen. Ich bin überzeugt,
dass die Einheitsrente und der Einheitsbeitrag eine
der Ursachen der Verwerfung der Vorlage im Jahre
1931 war. Die Einheitsrente ist angesichts der
grossen Verschiedenheiten, die m unserm Land nun
einmal bestehen, unmöglich. Sie könnte nie allen
Verhältnissen auch! nur -einigermassen gerecht
werden. Ein Rentensystem, auch wenn es nicht
vollständig gerecht sein kann, wie es in der Vorlage
vorgesehen ist, trägt den bestehenden Verhältnissen
ungleich besser Rechnung, ohne gegen das Prinzip
der Solidarität zu verstossen.

Die Höhe der Renten gibt natürlich zu Dis-
kussionen Anlass. Es ist interessant, dass dabei viel
mehr die „Ubergangsrente" diskutiert wird als die
ordentliche Rente. Es können natürlich gute
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Gründe für die Erhöhung dieser Übergangsrente ins
Feld geführt werden. Indessen wurden in der Kom-
mission und in der Öffentlichkeit auch Meinungen
vertreten, die „Übergangsrente" sei schon zu hoch.
Es geht dabei nicht zuletzt um die Frage der Soli-
darität. Das Gesetz fordert eine Solidarität der
hohen mit den kleinen Einkommen. Sie kommt beim
Beitrag zum Ausdruck. Das Gesetz kennt eine Soli-
darität der Geschlechter, d. h. der Männer mit den
Frauen, eine Solidarität der Ledigen mit den Ver-
heirateten und auch eine Solidarität der Gene-
rationen, d. h. der Jungen mit den Alten. Es stellt-
sich nun die Frage, wie weit die Jungen bereit seien,
gegenüber den Alten, d. h. gegenüber der Gene-
ration, die keine Beiträge mehr bezahlen wird,
Solidarität zu üben.

Vorausgesetzt, dass im ganzen nicht mehr Mittel
zur Verfügung stehen,, geht die Erhöhung der
Übergangsrente" nämlich auf Kosten der ordent-
lichen Rente, d .h . des Ausgleichsfonds ; dessen
späterer Ertrag ist kleiner und als Folge davon auch
die späteren Renten. Der Hinweis auf den grössern
Ertrag der Wirtschaft in späterer Zeit ist ein
Wechsel, von dem wir nicht wissen, ob er honoriert
werden wird; jedenfalls glaube ich nicht daran, dass
wir den jungen Versicherten damit einen starken
Eindruck machen würden.

Die Kommission hat nach eingehender Beratung
gefunden, die im Entwurf vorgesehene Aufteilung
sei im grossen und ganzen richtig. Immerhin hat sie
noch einige Korrektüren angebracht, die die Minima
betreffen. Der Rat wird sich über diese Fragen bei
der Behandlung der einzelnen eingereichten Anträge
auszusprechen und zu entscheiden haben.

Die Höhe der Ausgaben des ganzen Werkes wird
durch die Gestaltung der Renten bestimmt. Das
Gegenstück müssen die Einnahmen bilden. Keine
Versicherung kann mehr ausgeben als sie einnimmt.
Dieser fundamentale Grundsatz gilt immer; ob die
Versicherung selbständig organisiert sei, ob sie in
den allgemeinen Staatshaushalt eingebaut werde,
ob die Einnahmen aus Beiträgen oder Steuer-
beträgen bzw. Staatszuschüssen bestehen. Der Satz
ist immer richtig.

Der wichtigste Teil auf der Einnahmenseite sinä
die Beiträge der Versicherten und der Arbeitgeber.
Durch sie wird die Höhe der Leistung der Wirtschaft
bestimmt. Weil nach der Verfassung Bund und
Kantone nicht mehr als die Hälfte der Kosten über-
nehmen dürfen, ist durch diese Beiträge automa-
tisch auch die obere Grenze für die staatlichen Zu-
schüsse an das Versicherungswerk festgelegt. Die
Vorlage des Bundesrates beruht auf der Annahme,
dass Bund und Kantone dieses verfassungsmässige
Maximum an Zuschüssen leisten.

Diesen Beiträgen kommt also entscheidende Be-
deutung zu. .Es ist ein glücklicher Zufall, dass dafür
ein bereits bestehendes Beitragssystem übernommen
werden kann. Es ist lediglich der Zweck dieser Bei-
träge zu ändern. Die Heranziehung der Beiträge
aus der Lohn- und Verdienstersatzordnung und die
Verwendung für die Altersversicherung ist im
grossen und ganzen unbestritten geblieben. Ich
darf darauf hinweisen, dass die erste Organisation,
die die Verwendung dieser Beiträge für die Alters-
versicherung verlangt hat, ' der Schweizerische
Gewerkschaftsbund war. Er tat es durch einen Be-

schluss seines Ausschusses vom Juli 19.40. Seither , '
haben sich viele andere Organisationen und auch
kantonale Parlamente auf diesen Boden gestellt.

Die Kommission stimmt dem vorgeschlagenen
Beitragssystem zu. Das Arbeitseinkommen hat also
grundsätzlich 4 % zu leisten, wobei bei .den Un-
selbständigerwerbenden ein Anteil'von je 2 % vom
Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zu leisten sind.
Eine Abweichung von dem, was die Experten vor-
geschlagen haben, ist in der bundesrätlichen Vorlage .
insofern enthalten, als keine obere Grenze gezogen
worden ist. Die^ Experten ~h'aben. einen Maximal-
beitrag von 100'Fr. im Monat vorgeschlagen. Der
Bundesrat hat diese Bestimmung' gestrichen. Die
Kommission steht einstimmig auf dem jStandpunkt .
der bundesrätlichen Vorlage.

Eine weitere Abweichung wird in_dem.Sinne vor-
geschlagen, dass die Beitragsleistungen bei kleinem
Einkommen herabgesetzt werden. Die entsprechen-
den Bestimmungen finden Sie in Art. 6 und 8. Es •
ist vorgesehen, dass bei Einkommen von weniger" .
als 4800 Fr. eine Degfession des Beitrages eintritt,
von 4 bis auf 2 % bei den selbständig Erwerbenden
und 'bei unselbständig Erwerbenden, für die kein
Arbeitgeber beitragspflichtig ist. Ob in dieser Be-
ziehung noch weitergegangen werden soll, darüber
wird sich der Rat bei den Anträgen, die bei den
genannten Artikeln gestellt sind, zu entscheiden
haben.

Eine wichtige Frage betrifft die Belastung des
Kapitaleinkommens mit Beiträgen. Sie wurde schon
in der Expertenkommission eingehend erörtert.
Weiter hat sich der Bundesrat mit der Sache be-
fasst, nachdem verschiedene Organisationen sich in
ihren Eingaben an den Bundesrat dafür ausge-
sprochen "hatten. Schliesslich hat auch die Kom-
mission darüber eine gründliche Aussprache ge-
pflogen. Alle drei Instanzen kamen schliesslich zur /
Ablehnung. Der Rat wird sich 'bei der Behandlung
des entsprechenden Antrages Spühler und Mit-
unterzeichner über diese Frage zu entscheiden
haben. •,'

Eine Frage von grösster Tragweite ist natürlich
.die der Kosten des ganzen "Werkes. Entscheidend
für die Höhe de/ Kosten ist die Gestaltung der
Renten. Die Experten- legten drei Varianten vor,
wobei sie auf Grund gründlicher Berechnungen und
Untersuchungen mehrheitlich die Variante I mit den
höchsten Renten empfohlen haben. Wertmässig
weicht jede, der drei Varianten 'von der nächsten,
vom Standpunkt der. ewigen Rente aus gesehen,
also der durchschnittlichen Belastung, um 42 Mil-
lionen Franken ab ; d. h. Variante I kostet im Durch-
schnitt gerechnet im Jahre 84 Millionen mehr als
Variante III, die ursprünglich in der Diskussion ge-
standen hatte. Der Bundesrat hat sich der Auf-
fassung der Experten angeschlossen und schlägt die
Variante I vor. Er hat überdies von sich aus noch
einige Verbesserungen angebracht, die die Mindest-
renten, sowie die Witwen- und die Waisenrenten
betreffen. Die grosse Mehrheit der Vernehm-
lassungen an den Bundesrat hat sich ebenfalls für
Variante I ausgesprochen.

Die Kosten für die Variante I betragen nach den
Berechnungen der Experten 518 Millionen im Jahr, '
immer als Durchschnittswert gerechnet. Sie sind
gedeckt, wenn Bund und Kantone, das Verfassungs-
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massige Maximum ih'rer Zuschüsse leisten. Die
Experten haben eine durchschnittliche Einnahme
aus den Beiträgen von 260 Millionen Franken an-
genommen. Wenn Bund und Kantone gleich viel
leisten, haben wir eine Durchschnittseinnahme von
520 Millionen Franken zur Verfügung. Soviel kostet
die Variante I, wie sie von den Experten vor-
geschlagen worden ist. v

Nun habe ich aber darauf hingewiesen, dass der
Bundesrat bereits an dieser Variante I gewisse Ver-
änderungen in bezug auf die Minima und die
Witwen- und die Waisenrenten vorgenommen hat.
Weitere Änderungen schlägt die Kommission vor.
Die wichtigste bezieht sich auf den Zeitpunkt der

' Auszahlung der Renten. Nach der Vorlage des
Bundesrate's wird die Altersrente ausbezahlt auf
Beginn des Kalenderjahres, das der Erreichung des
65. Altersjahres folgt. Die Kommission schlägt vor,
die Altersrente bereits nach Beginn des nächsten
.Kalenderhalbjahres auszubezahlen. Diese Änderung
hat eine Mehrausgabe von^ etwa 11 Millionen
Franken zur Folge.

Die weiteren Änderungen, die die Kommission
beschlossen hat, sind finanziell weniger bedeutend
und werden übrigens durch andere Änderungen zum
Teil wieder ausgeglichen. Die entstehende Mehr-
belastung aus den Vorschlägen des Bundesrates und
der\ Kommission gegenüber den der Experten-
kommission beträgt ungefähr 30 Millionen Franken,
wovon etwa die Hälfte auf die Änderungen durch
den Bundesrat zurückzuführen ist, die andere Hälfte
auf diejenigen der Kommission. Die Gesamtkosten
der Vorlage, wie sie jetzt dem Rat^empfohlen wird,
werden durchschnittlich* also ungefähr 550 Millionen
Franken ausmachen.

Nun stellt sich natürlich die Frage, wie die Mehr-
ausgaben von 30 Millionen Franken gedeckt
werden sollen.

Als die Experten ihre Beratungen durchführten,
waren wir noch mitten im Kriege. Man hat damals
für die Zeit unmittelbar nach dem Kriege mit einer
Wirtschaftskrise gerechnet. An deren Stelle haben
wir nun eine ausgesprochene Hochkonjunktur. Wie
lange sie anhalten wird, weiss niemand. Immerhin-
scheint eine etwas optimistischere Einschätzung der
Lage berechtigt zu sein. Die Experten nahmen einen
durchschnittlichen Prämienertrag von 260 Millionen
Franken an. Wendete man das Beitragssystem, das
in der Vorlage enthalten ist, auf die Verhältnisse des
Jahres 1946 an, so ergäbe sich eine Einnahme von
rund 350 Millionen Frankem Setzte man nun an
Stelle der 260 Millionen Franken in der Finanzierung
einen Betrag von etwa 290 Millionen ein, dann wäre
die Deckung für die 30 Millionen Franken gefunden,
und es bliebe immer noch eine Sicherheitsmarge von
etwa 20 % gegenüber der Einnahme, wie. sie im
Jahre 1946 erwartet werden konnte. An den Lei-
stungen von Bund und Kantonen braucht in diesem
Falle nichts geändert zu werden. Auch die „Treppe"
wie sie in Art. 84 enthalten ist, könnte bleiben.
Allerdings hätte diese Änderung zur Folge, dass
Bund und Kantone nicht, mehr gleich viel leisten
würden wie die Wirtschaft, d. h. sie würden nicht
mehr 50 % der ganzen Kosten aufwenden, sondern
nur noch 47,3 %. Natürlich wäre das'kein Wider-
spruch mit der Verfassung, weil die Verfassung nur
vorschreibt, Bund und Kantone dürfen nicht mehr

als die Hälfte leisten. Sie würden also in diesem
Falle etwas unter der Hälfte bleiben. Die fehlenden
2,7 % könnten als Sicherheitsmarge oder als Re-
serve für spätere Verbesserungen angesehen werden.

Über die Art und Weise, wie die Leistungen der
öffentlichen Hand auf Bund einerseits und Kantone
anderseits verteilt werden sollen, ferner wie der
Bund seinen Anteil aufbringt, wird im Zusammen-
hang mit- der Vorlage über die Finanzierung im
September zu sprechen sein. Ebenso wird zu
sprechen sein über den Schlüssel für die Verteilung
des Kantonsanteils auf die verschiedenen Kantone.

Ein kurzes Wort sei mir nur noch über den Fonds •
erlaubt. Über seine Notwendigkeit habe ich in
anderem Zusammenhang eine Andeutung gemacht
und möchte auf das nicht zurückkommen. Dagegen
möchte ich die-Bemerkung anbringen zu den Be-
fürchtungen bzw. Hoffnungen, die an dieÄufnung des
Fonds geknüpft werden. Die einen befürchten und
die ändern hoffen, der Fonds werde zu einer weitern
Senkung der Zinssätze führen. Angesichts des
grossén Geldbedarfes von Bund, Kantonen und
Gemeinden ist vielleicht der Einfluss dieses Fonds
doch nicht so entscheidend, wie befürchtet, gehofft
und gewünscht wird, insbesondere, wenn die gute
Wirtschaftskonjunktur bleibt und wenn die Grenzen
wieder offen sein werden. Es ist ja auch nicht zu
übersehen, dass dieser Fonds erst nach und nach
entsteht und dass er sehr langsam wächst.

Nicht zu vergessen ist auch, dass private Gesell-
schaften heute schon viel grössere Fonds verwalten.
So verfügen die Versicherungsgesellschaften gegen-
wärtig über Fonds von zirka 5,5 Milliarden Franken.
Die Alters- und Hinterbliebenenversicherung wird
aber an Bedeutung etwa viermal grösser sein als die
gegenwärtig bestehenden privaten Versicherungs-
gesellschaften. Man kann daraus ersehen, wie gross
der Fonds sein müsste, wenn bei dieser Versicherung
ein ähnliches System angewendet würde wie bei den
privaten Versicherungsgesellschaften, was ja nicht
in Frage kommen kann. Aber die Befürchtungen
und Hoffnungen, die an diesen Fonds geknüpft
werden in bezug auf seine finanzpolitischen Aus-
wirkungen, sind sicher unbegründet oder wenig-
stens übertrieben. «

Es ist im weitern die Befürchtung geäussert
worden, dass für andere soziale Werke kein Geld
mehr vorhanden sein könnte. Genannt, wurde der
Familienschutz. Wie verhält es sich damit? Der
Familienschutzartikel ist im Dezember 1945 an-
genommen worden, der Verfassungsartikel über die
Versicherung im Jahre 1925. Ich glaube, wir
brauchen nicht lange darüber zu diskutieren, welcher
Vorlage der Vorrang gehört. Übrigens glaube ich
nicht, dass die Altersversicherung die übrigen Vor-
lagen störe. Wir haben uns in der Kommission be-
richten lassen, dass die Arbeiten z. B. über die Ein-
führung eines Gesetzes betreffend den Mutterschutz
sehr weit gediehen sind und dass sich das Parlament
in absehbarer Zeit mit dieser Vorlage wird befassen
können. Es wird sich um eine Ergänzung der
Krankenversicherung handeln.

Schwierigkeiten, die beim 'Wohnungswesen zu
überwinden sind, stehen kaum im Zusammenhang
mit der Altersversicherung. Sie liegen auf ändern
Gebieten.
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Was die Kinderzulagen und die entsprechenden
Ausgleichskassen anbetrifft, so sind Arbeiten im
Gange bei Kantonen und Verbänden und auch Vor-
bereitungen beim Buride. Indessen ist nicht zu ver-
gessen, das Kernstück der Sozialpolitik und des
Familienschutzes ist schliesslich die Alters- und
Hinterlassenenversicherung. Sie ist die wichtigste
Massnahme auf dem Gebiete des Familienschutzes
und der schweizerischen Sozialpolitik der nächsten
Zeit. Ohne ihre Verwirklichung kann nach meiner
Überzeugung nicht an die Verwirklichung der ändern
Postulate gedacht werden. Wem also die ändern
Postulate am Herzen liegen, der muss mithelfen,
dass die Altersversicherung unter Dach gebracht
werden kann.

Es ist Ihnen ein kleines Heft vom Genfer Komitee
verteilt wor'den, das sich mit der Finanzierung be-
fasst. Es handelt sich um die Frage, wie die Vor-
schläge finanziert werden sollen, die uns vom Genfer
Komitee unterbreitet werden. Es geht daraus her-
vor, dass die Kosten sich von 534 Millionen Franken
im Jahre 1948 auf etwa 688 Millionen Franken im
Jahre 1968 steigern würden. Die Finanzierung ist
bei diesem Vorschlage so gedacht, dass an Beiträgen
aus der Wirtschaft 350 Millionen Franken ange-
nommenwerden. Der Bund hätte 123—225 Millionen
Franken zu leisten, die Kantone 61—113 Millionen
Franken, steigend von 1948—1968. Sie entnehmen
diesem Vorschlag, dass als Beitrag bis zum Jahre

. 1968 das angenommen wird, was maximal im Jahre
1946 bei der Hochkonjunktur erwartet werden
kann,. also die 350 Millionen Franken. Bei den
Leistungen der öffentlichen Hand-besteht gegenüber
der Vorlage gar kein grosser Unterschied bis zum
Jahre 1968. Was später käme, davon wird nicht
gesprochen. Es ist a€ch keine Rede davon, wie der
Bund die neuen Mittel von 53—155 Millionen
Franken im Jahre aufbringen soll. Wahrscheinlich
soll das eine Aufgabe der Finanzreform sein. Auch
keine Rede davon ist, wie die Kantone mit ihren
finanziellen Problemen fertig werden sollen, die nach
diesem Vorschlag nicht kleiner wären 'als nach der
Vorlage. Ich kann nicht verstehen, dass man im
Ernste glauben kann, auf einer so wenig seriösen
Grundlage ein Werk,von der Bedeutung der Alters-
und Hinterlassenenversicherung aufbauen zu kön-
nen. Von Genf hört man sonst immer Kritik daran,
dass die Finanzpolitik des Bundes zu wenig seriös
sei; aber man muss sich fragen, wie denn dieser
Vorschlag zu charakterisieren wäre.

Wir könnten dem Vorschlage auch kaum zu-
stimmen vom Standpunkt der Verteilung der Lasten
aus. Im Anfang hätte die Wirtschaft zwei Drittel
aufzubringen, und erst nach etwa 20 Jahren würde
sich die Leistung der öffentlichen Hand immer noch
in respektablem Abstand den Leistungen der Wirt-
schaft (Arbeitgeber und Arbeitnehmer) nähern. Die
Gewerkschaften haben die sog. Genfer Initiative
unterstützt; aber ich muss sagen, ich glaube nicht,
dass sie den Herren im Komitee auf dem Wege
folgen könnten, der jetzt eingeschlagen werden will.
Die Kommission kann das auch nicht.

Zum Schluss noch eines zu diesem Punkte: Es
wird in der Presse geltend gemacht, es sei ein grosser'
Nachteil, dass die Vorlage, wie sie unterbreitet wird,
als Ganzes anzusehen sei, d. h. dass keine grossen
Änderungen mehr vorgenommen werden können.

Nationalrat. — Conseil national. 19Ì6.

Das Heft, das Ihnen unterbreitet wird, zeigt, dass
das mit jeder Vorlage so ist. Jede Versicherungs-
vorlage, die uns unterbreitet wird, ist ein in sich
abgeschlossenes Ganzes. Man sieht, dass das Genfer
Komitee sich von seinen Vorschlägen überhaupt
nichts abmarkten lassen will. C'est à prendre ou à
laisser. Ähnlich ist es mit der Vorlage des Bundes-
"rates und der Kommission. Sie ist in bezug auf die
Berücksichtigung anderer Vorschläge so weit ge-
gangen, als das materiell und sachlich möglich ist.
Aber im übrigen stellt auch sie eine bestimmte
Konzeption der Versicherung dar: Entweder muss
man dieser Konzeption zustimmen oder sie eben
ablehnen und dann wohl auch für den Augenblick
auf die Versicherung verzichten. '

Was die Organisation anbetrifft, so habe ich
mich über diesen Punkt bereits in anderem Zu-
sammenhang ausgesprochen. Ich möchte hier ledig-
lich noch sagen, dass praktisch nur zwei Systeme
in Frage kommen können, nämlich das System etwa
nach der eidgenössischen Zentralanstalt, wie die
Schweizerische Unfallversicherungsanstalt eine ist.
Beständen die Lohn- und die Verdienstersatzkassen
nicht, so würde dieses System der Zentralanstalt wahr-
scheinlich im Vordergrund stehen. Nachdem aber die

'Lohn- und Verdienstersatzkassen da sind, haben
sie den Weg gewiesen, in bezug auf die Beiträge und
auch auf die Organisation. Die 'Vorlage sieht einen
dreifachen Ausgleich vor: beim Arbeitgeber, bei der
Ausgleichskasse und beim Zentralfonds. Das System
ermöglicht eine starke Dezentralisation der Arbeit
und ein Minimum des Geldverkehrs. Es wird ihm.
vorgeworfen, dass die Renten von den Arbeitgebern
ausbezahlt werden oder dass die Gewerkschaften
ausgeschaltet werden, oder es ist von den hohen
Kosten die Rede.

Die Auszahlung der Renten durch die Arbeit-
geber ist im System begründet, dadurch wird, der
Ausgleich auf der ersten Stufe ermöglicht. Immer-
hin zeigt sich, dass die Auszahlung der Renten durch
Arbeitgeber in ganzen Zweigen der Wirtschaft kaum
in Frage kommen wird, so z. B. in der Landwirt-
schaft. Es wird so sein, dass in der Landwirtschaft
in der Hauptsache die Ausgleichskassen auszahlen
werden, aber auch in Industrie und Gewerbe werden
viele Arbeitnehmer wünschen, dass die Ausgleichs-
kasse ausbezahle. Man sollte sich an das halten, was
uns die Experten empfohlen haben, indem man die-
sen Wünschen nach Möglichkeit Rechnung trägt.
Es wird wesentliche Abweichungen vom Prinzip
geben, ich betrachte das nicht als nachteilig.

Was die Mitwirkung der Arbeitnehmer betrifft,
wird darüber zu reden sein beim Art. 53 über die
Gestaltung der Parität bei den Ausgleichskassen.
Aber viel wichtiger scheint mir, dass die Mitwirkung
ermöglicht wird im Zusammenhang mit den be-

. bestehenden Versicherungseinrichtungen. Es sind
heute schon 420 000 Personen bei bestehenden Ver-
sicherungseinrichtungen versichert, und 90 000 Per-
sonen beziehen Renten. Davon sind etwa zwei
Drittel Privatangestellte und ein Drittel öffentlich
Bedienstete. Es ist von grösster Wichtigkeit, dass
der Entwurf die -Gründung weiterer solcher Ein-
richtungen begünstigt und erleichtert. Es wäre zu
wünschen, dass auf diesem Weg möglichst weit
gegangen wird, um auf dem Weg der Anerkennung
solcher Institutionen die Mitarbeit an der Alters-

1 " ö S
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und Hinterlassenenversicherung zu organisieren. Es
'wird auch den Gewerkschaften mit der Schaffung
solcher Organisationen ein neues und weites Tätig-
keitsfeld eröffnet.

Was die Verwaltungskosten betrifft, so müssen
wir uns damit abfinden, dass ein Werk von dieser
Bedeutung nicht ohne Kosten geschaffen -werden
kann, sondern dass gewisse Auslagen entstehen, eine"
Organisation da sein muss, damit das Werk funktio-
nieren kann. Ob Zentralanstalt, ob Ausgleichskasse,
ob ein anderes System, es wird immer eine Organi-
sation da sein, und es werden minimale Kosten
nicht zu vermeiden sein. Auch wenn ein rein
etatistisches System gewählt würde, benötigen wir
die ordentlichen Amtsstellen des Bundes und der
Kantone, die'die Steuern einziehen, und Amtsstellen
der Gemeinden, die die Renten auszahlen. Darüber
liesse sich reden, aber nicht vom Standpunkt der
Kosten; diese wären kaum kleiner als beim vor-
geschlagenen System. In kleinern und grössern
Gemeinden würden Kosten entstehen, grössere Ge-
meinden müssten besondere Dienstzweige einrichten,
um die Versicherung durchführen zu können.

Wenn gefragt wird, welche Verwaltungskosten
die Versicherung heute verursacht, so kann man
abstellen auf die Organisation von Lohn- und Ver-
dienstersatz. Die .Kosten betragen dort zirka
15 Millionen Franken im Jahr. Die Altersversiche-
rung wird Mehrarbeit einerseits und Minderarbeit
anderseits nach sich ziehen, so dass ein gewisser
Ausgleich da sein wird. Man kann annehmen, dass
die Kosten sich in ähnlichem Umfang bewegen
werden wie beim Lohn- und Verdienstersatz.

Es wird eingewendet, es werde ein ganzes Heer
von Menschen beschäftigt. Nehmen wir an, es seien,
wie erwähnt wird, zirka 1500 Personen, so ist das
an sich gewiss eine grosse Zahl; wenn sie aber in
Vergleich gesetzt wird zur Zahl der Versicherten
oder Beschäftigten, dann ist es weniger als l Pro-
mille, es wird eine Person auf etwa 1500 Versicherte
nötig sein. Wahrscheinlich wird kein System mit
weniger Arbeit und Aufwand auskommen können.
Übrigens kommen auch die privaten Versicherungen
nicht ohne Aufwand aus, sonst betrachte man einmal
die Paläste der Versicherungsgesellschaften. Auch
dort braucht es eine Organisation und auch dort
gibt es Kosten, die nicht vermieden werden können.

Ich komme zum Schlüsse meiner Ausführungen.
Die Vorlage, so wie sie vom Bundesrat und der
Kommission dem Parlament und der Öffentlichkeit
unterbreitet wird, ist auf Kritik gestossen, aber sie
hat im Volk im grossen ganzen gute Aufnahme ge-
funden. Die Kritik ist besonders in letzter Zeit laut
geworden, sie ist aber nicht einheitlich, sondern
hebt sich zum Teil gegenseitig auf. Die Vorlage geht
den einen zu weit und bietet den ändern zu wenig.
Die Kritik, soweit sie grundsätzlich ist, bietet wenig .
Neues und vor allem keine ausführungsreifen Ge-
danken. Niemand aber wagt, das Ganze abzulehnen.
Wer es doch tun sollte, ladet eine schwere Verant-
wortung auf sich. Es ist nicht wahr, dass innert
kurzer Zeit etwas Anderes, Besseres an Stelle eines
verworfenen Gesetzes gesetzt werden könnte. Die
neueste Geschichte unserer Referendumsdemokratie
beweist das Gegenteil. Seit dem letzten negativen
Entscheid über die Versicherung sind 15 Jahre ver-
flossen; ohne den zweiten Weltkrieg würden wiro

heute kaum über eine neue Vorlage sprechen. Wird
auch dieses Gesetz verworfen, so wird es lange
dauern, bis ein dritter Anlauf gemacht werden kann.
Wahrscheinlich würde unsere' Generation die Ver-
sicherung nicht mehr erleben. Es ist leicht, eine Vor-
lage zu Fall zu bringen, schwerer ist es, etwas
Besseres an ihre Stelle zu setzen. Es ist aber auch
leichter, etwas Bestehendes zu verbessern, als von
vorn zu beginnen. Auch die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung wird verbessert werden, wie
viele Gesetze und Einrichtungen in unserm Land
verbessert worden .sind, wenn wir fähig sind, den
Grundstein dazu zu legen.

Denen aber, die sagen, die Schweiz könne die
Last der Versicherung nicht tragen, möchte ich ant-
worten: Unser Volk ist heil durch zwei Weltkriege
gekommen, unsere Volkskraft ist unberührt, unsere
Dörfer und Städte sind unversehrt, die Wirtschaft
ist gesund und stark. Gewiss, die finanzielle Last
des Krieges ist auch bei uns gross. Gemessen an dem,
was andere Völker tragen, gemessen an den Um-
ständen, unter denen andere Völker ihre Last tra-
gen, ist aber unsere Last gering, und doch schaffen
andere Völker auch Sozialwerke; sie können es,
weil sie müssen. Auch wir müssen, unser demokra-
tischer Staat darf in dieser grossen Sache nicht ver-
sagen. Eine ernste Vertrauenskrise müsste die Folge
sein. Sieben schwere Jahre liegen hinter uns, sieben
Jahre des Krieges, der Einschränkung und der Not
in vielen Familien, sieben Jahre aber auch der
treuen Pflichterfüllung des' kleinen Mannes gegen-
über dem Staat, des Mannes und der Frau, die auf
Sicherheit im Alter warten. Der Staat darf ihnen
gegenüber nicht versagen. Unsere Generation hat
die Chance, das grosse Werk zu schaffen. Eine solche
Chance bietet sich einer Generation nur einmal. Wir
können sie unmöglich unbenutzt vorbeigehen lassen.
Gewiss, ich übersehe nicht, die Folgen des Krieges
lasten schwer auf der Welt. Die Völker haben Mühe,
ihr Gleichgewicht und ihre alte Vitalität zurückzu-
gewinnen. Es geht ein Strom der Niedergeschlagen-
heit, der Verdriesslichkeit und, des Pessimismus
über die Menschen. Wir dürfen uns davon nicht mit-
reissen lassen. Wir müssen unsere Zuversicht und
unser Selbstvertrauen behalten. Auch diese kri-
tische Periode wird vorbeigehen. Wir wollen nicht
'vergessen, dass noch nie in der(neuen Geschichte,
unseres Landes die Augen des ganzen Volkes auf
uns gerichtet gewesen sind wie in diesen Tagen. Das
Volk erwartet nicht Theorien, es erwartet nicht
negative Kritik, nicht endlose Auseinandersetzungen
über hundert andere Möglichkeiten. Das Volk er-
wartet einen Entschluss, eine mutige Tat, 'es er-
wartet die Schaffung der Versicherung.

Im Namen der Kommission beantrage ich Ihnen,
auf die Vorlage einzutreten.

Präsident: Ich beantrage Ihnen, hier die Sitzung
zu unterbrechen, um den Fraktionen intern Ge-
legenheit ' zur Stellungnahme zu geben. Sie sind
damit einverstanden. '

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)
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#ST# Vormittagssitzung vom 20. August 1946.
Séance du 20 août 1946, matin.

Vorsitz -— Présidence : Hr. Grimm.

4865. Alters- und
Hinterlassenenversicherung.

Bundesgesetz.
Assurance vieillesse et survivants. Loi.

For t se t zung . — Suite.
Siehe Seite 409 hiervor. — Voir page 409 ci-devant.

M. Hirzel, rapporteur: La session extraordinaire
des Chambres fédérales convoquée le 19 août 1946,
est destinée à accélérer la mise sur pied de l'assu-
rance vieillesse et survivants.

C'est lé premier janvier 1948 que ce projet d'une
haute valeur sociale doit passer du plan de la
théorie, au demaine de l'application. Pour atteindre
ce but, trois conditions préalables doivent être
remplies :

La première 'condition est une préparation
sérieuse et objective d'un système d'assurance
tenant compte, à la fois, des possibilités financières
des contribuables et cotisants, et des aspirations
sociales de l'ensemble du peuple. Cette condition
est remplie d'ores et déjà. Le rapport de la Com-
mission fédérale d'experts, déposé le 16 mars 1945,
constitue indubitablement un fondement solide à
tout l'édifice, tant en regard des calculs techniques,
qu'en ce qui concerne les formules adoptées pour
les rentes et cotisations. Ce rapport a été abondam-
ment discuté et critiqué. Les bases du raisonnement
des experts n'ont pu être mises sérieusement en
discussion. Les critiques ont touché certains élé-

' ments. Aucune n'a pu, à notre connaissance, réduire
à néant ce travail, par une argumentation irré-
futable.

Un autre rapport important est celui qui a été
déposé le 2 mars 1946, par l'Office fédéral des
assurances sociales. Il examine à fond la situation
des institutions d'assurance, existantes et futures,
dans l'assurance vieillesse et survivants. Cet ex-
posé met au point le régime des caisses publiques
et privées. On en tire la conclusion que le projet
a su réaliser une liaison harmonieuse avec les insti-
tutions d'assurance et éviter un écueil qui avait
contribué à l'échec du projet dit « Schulthess » en 1931.

Après avoir recueilli les avis de larges cercles
politiques et professionnels, le Conseil fédéral, à
son tour, nous a saisi d'un premier message volumi-
neux, daté du 24 mai 1946, suivi d'un deuxième
message du 29 mai 1946. Le premier, dont nous
nous occupons au cours de la présente session, con-
sacre le système technique et juridique de l'assurance
vieillesse. Le deuxième message règle la question
épineuse du financement du projet par les pouvoirs
publics. Ces deux documents sont fortement étayés
par une argumentation objective. Constatons d'em-

blée qu'il avait, été prévu primitivement de les traiter
simultanément au cours de la présente session
extraordinaire. Dans ce cas, le Conseil des Etats
aurait eu la priorité pour le financement. Mais les
sénateurs ont décidé de ne pas aborder l'assurance
vieillesse selon cette ̂ procédure, et de né la traiter
qu'après décision préalable de notre Conseil sur les
deux messages. En conséquence,,1e Conseil national
a la lourde tâche de mettre au point .sans désem-
parer, l'ensemble du problème. Cette session est
consacrée uniquement au message numéro 1 con-
cernant la technique du projet. Au cours de la
session de septembre, nous étudierons le finance-
ment.

"Cette répartition du travail sur deux sessions
était indispensable,..déjà pour permettre à votre
commission d'étudier sérieusement ces questions
complexes. Nous avons déjà tenu deux sessions
d'une dizaine de jours au total, pour mettre au
point l'aspect technique et ébaucher la controverse
financière. La commission se réunira à nouveau
après cette session pour terminer-l'examen du plan
de financement par les pouvoirs publics.

Disons d'emblée que nous n'avons pas tranché
encore les deux points névralgiques du'financement,
à savoir la quote-part des cantons et l'impôt sur
les masses successorales. Ces deux.éléments feront
l'objet de nos délibérations au cours d'une session
nouvelle de la commission. 1.1 serait prudent de ne
pas s'égarer sur ce terrain au cours de la discussion
sur l'entrée en matière, de façon à pouvoir con-
sacrer notre temps à l'objet précis de cette ses-
sion, à savoir, l'économie technique du projet.(

C'est par vingt-trois voix, sans opposition, et
trois abstentions, que la commission a voté l'entrée
en matière. Puis ses délibérations ont embrassé les
divers aspects du problème. Elle' a adopté les
articles de la loi, sous la réserve de quelques amélio-
rations en faveur des classes modestes en particulier,
dont nous fixerons l'ampleur au cours du débat
principal. ' •

• La première condition préalable à là réalisation ;

de l'assurance vieillesse et survivants, soit la pré- -
paration sérieuse et objective, est remplie. La
deuxième condition est la. sanction parlementaire.
Elle est en voie d'exécution dans les délais prévus, J
grâce à la bonne volonté de l'Assemblée fédérale.
Nous nourrissons l'espoir que le parlement suivra
sans désemparer aux délibérations sur cet imposant
objet, malgré le surcroît de travail que cela nous
cause, et la nécessité de traiter également les objets
normaux de nos sessions de septembre et de décem- •
bre. Ainsi le parlement pourra dire au peuple suisse
au début de l'an 1947: «Nous avons tenu notre
promesse à ton égard et mis sur pied avec le maxi-
mum de diligence, tout en étudiant sérieusement
la question, une assurance vieillesse et survivants
acceptable pour tous. Il t'appartient désormais de
dire si tu es décidé, toi même à réaliser ce progrès
social, attendu avec impatience par toute une
génération d'hommes et de femmes de notre pays.'»

Il incombera dès lors au peuple suisse de prendre
la décision définitive. Lancera-t-on le referendum ?
Et qui en assumera la responsabilité ? Ne nous
faisons pas d'illusion. En cas de referendum, il se
trouvera nombre de citoyens qui, pour un motif
honorable ou pour des raisons égoïstes, repousseront
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ce projet. En 1931, le conseiller fédéral Schulthess
en fit l'expérience. Un ancien parlementaire vàudois
me confiait récemment avoir assisté à une confé-
rence tenue par M. Schulthess en pays vàudois, à
l'occasion de la votation populaire du 6 décembre
1931. Il avait parlé devant une assemblée profes-
sionnelle et avait été fort applaudi. Ce qui n'em-
pêcha pas l'assistance de voter non par la suite,
affirma mon interlocuteur.

La troisième condition préalable à la réussite
de notre assurance vieillesse est indiscutablement
l'existence d'un climat politique favorable. Pour
créer ce climat, bien des efforts seront nécessaires.
Il suppose la bonne volonté des partisans d'autres
systèmes éventuels d'assurance.vieillesse. Un sys-
tème exclut nécessairement un autre. Il faut choisir.
Le choix décidé, ceux qui ont succombé technique-
ment devraient se rallier à l'œuvre commune, tant
il est vrai que la dispersion des efforts entraînera
la faillite de l'assurance vieillesse dans son principe.
Puissions-nous obtenir non seulement une majorité
parlementaire imposante, mais une action solidaire
des parlementaires devant l'opinion? Nous osons

^l'espérer. Les partisans sincères de ce bienfait social
devront se présenter unis devant l'électeur. A cette
condition seulement, notre génération verra enfin
ce problème passer du plan dés spéculations théo-
riques à celui de la pratique.

Mais pour atteindre ce but, combien de préjugés
devront être éliminés, de malentendus dissipés, de
méfiances apaisées. Pour notre compte, nous nous
y employerons dans la mesure de nos forces. Et, si
aucun referendum ne surgit, le peuple acceptant
tacitement notre œuvre, nous aurons la satisfaction
d'avoir mérité cette marque de confiance par l'esprit
de solidarité que nous aurons su insuffler à nos
travaux.

Pour -terminer ces remarques liminaires, nous
tenons à féliciter M. Stampfli, le conseiller fédéral,
et ses experts qui ont présenté un projet d'une pa-
reille envergure, dans un temps record. Nos remer-
ciements vont en particulier aux experts de notre
commission M. Arnold Saxer, directeur de l'Office
fédéral des assurances sociales, et à tous ses colla-
borateurs.

2. Les étapes antérieures au projet actuel. La
recherche d'une plus grande sécurité sociale est un
phénomène mondial connu. Le plan Beveridge en
a popularisé l'image partout. Un statut social
généreux est une condition de l'existence d'une
véritable démocratie. Sans démocratie à base sociale,
la formule est vide de'sens. Elle se corrompt. En
travaillant à réaliser l'assurance vieillesse et sur-
vivants, les autorités fédérales agissent en réalité
dans le sens de la permanence d'une démocratie
helvétique.

Mais, tout statut social est lui-même dépendant
de bonnes conditions économiques et financières.
Où fleurissent la misère et l'anarchie, il n'y a pas
de progrès social possible. Beveridge l'avait forte-
ment souligné dans son plan. C'est un élément
fondamental que l'on perd quelque fois de vue.
Il en découle que tout système d'assurance( vieillesse
doit être établi en fonction du temps et des ressour-
ces moyennes dont dispose une génération d'hom-
mes et de femmes. Il faudra tenir compte des crises
cycliques et du chômage inévitable qu'elles entraî-

nent. Etabli dans une période peut-être brève de
haute conjoncture industrielle, comme celle que
nous vivons actuellement, le système aboutira à la
catastrophe s'il est basé exclusivement sur les
données d'une prospérité exceptionnelle. En outre,
il doit limiter son emprise à ce qui est supportable
par la masse, sans que le fardeau social n'écrase
l'Etat ou le contribuable en période de dépression
économique. Une assurance qui paralyserait la
marche économique de l'Etat en cas de crise indus-
trielle aboutirait à la négation même de l'idée
qu'elle prétend réaliser.

L'assurance vieillesse populaire est une idée qui •
a déjà 60 ans d'existence en Suisse. Elle est pré-
conisée le 26 juin 1886 par l'ancienne Société du
Griitli. Mais l'assurance accidents a le pas sur elle.

En 1918, le Conseil national adopte une motion
invitant le Conseil fédéral à présenter sans retard
à l'Assemblée fédérale un projet pour la création
d'une assurance vieillesse et invalidité générale.

En 1924, le Conseil fédéral présente un projet
qui renonce à l'introduction immédiate de l'assu-
rance invalidité au profit de la vieillesse et des sur-
vivants. Et le 6 décembre 1925, l'article 34quater
de la Constitution fédérale est adopté par 410 988
citoyens contre 212 483 et par quinze cantons et
trois demi-cantons contre quatre cantons et trois
demi-cantons. Il est utile de dégager les principes
du texte constitutionnel qui nous régit, déjà pour ,
la raison qu'ils limitent la liberté d'action parle-
mentaire.

Tout d'abord l'article 34quater prescrit l'insti-
tution de l'assurance vieillesse et survivants, d'une
façon imperative. Quant à l'assurance invalidité,
elle ne figure qu'en deuxième ligne et à titre facul-
tatif. Le projet actuel est dans la logique consti-
tutionnelle, puisqu'il laisse de côté l'invalidité.
Cette assurance ne devra pas être abandonnée
cependant, car elle est justifiée socialement autant
que l'assurance en faveur des survivants, à notre
avis.

L'article prévoit que les deux premières bran-
ches d'assurances seront introduites simultanément.
Le législateur n'a donc pas le droit de dissocier '
l'assurance vieillesse de celle des survivants.

La notion du caractère facultatif ou obligatoire
de l'assurance n'est par contre pas tranchée par la
Constitution. Celle-ci se borne à accorder au légis-
lateur la possibilité de décréter l'obligation générale
ou pour certaines catégories de citoyens. On sait
que cette question a été vivement débattue. Au-
jourd'hui, la force obligatoire de l'assurance est
reconnue généralement indispensable à toute ré-
forme utile. Les expériences faites avec le système
facultatif, ainsi dans le canton de Vaud, ont été
décevantes.

Le texte constitutionnel prévoit expressément
que les assurances seront réalisées avec le concours
des cantons. La notion du concours implique des
apports financiers. Cette phrase justifie en principe
et postule même les propositions tendant à faire
participer financièrement les cantons au coût de
l'assurance. Cette exigence, est corroborée dans les
textes par la mention que les contributions de la -
Confédération et des cantons n'excéderont pas, en
tout, la. moitié du montant total nécessaire. Il est
prévu- également le concours possible de caisses
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d'assurances publiques ou privées. Le système issu
des délibérations des experts fait appel fort juste-
ment à ce concours et d'une manière assez souple
pour que les assurés actuels puissent adhérer sans
arrière-pensée à notre projet.

Enfin, l'article constitutionnel affecte à l'assu-
rance le produit total de l'imposition du tabac et
la part de la Confédération aux recettes provenant
des eaux-de-vie. On sait que cette disposition
financière n'a pas été respectée puisque le produit
de ces impositions a été versé à la caisse fédérale,
avec le consentement du peuple lui-même.

La Constitution fédérale enferme ainsi la notion
de l'assurance vieillesse et survivants dans certains-
compartiments. En particulier, elle prévoit que les
assurés devront payer de leur poche, au moins la
moitié des dépenses. On a tendance à oublier quel-
quefois que le peuple suisse a voulu une véritable
assurance comportant le paiement de primes et non
une assistance, aux seuls frais du contribuable. Le
24 mai 1925, le corps électoral a appuyé ce point
de vue en repoussant par 386 000 voix contre-
282 000 l'initiative Rothenberger prévoyant le ser-
vice d'une rente aux vieillards par un prélèvement
fiscal de 250 millions sur les bénéfices de guerre.

Mais un article de Constitution ne représente
encore qu'une ébauche et non une réalisation. On
s'en rendit compte quelques années plus tard, lors-
que la loi d'application, dite loi Schulthess, succomba
en votation populaire le 6 décembre 1931, par
510 695 voix contre 338 838. Le parlement l'avait
pourtant adoptée à la quasi unanimité.

Cet échec fut attribué à la conjugaison d'oppo-
sitions diverses. Les uns trouvaient les rentes in-
suffisantes. La rente de vieillesse était en effet de
600 francs par an, à l'échéance encore d'une
période transitoire de quinze ans. D'autres esti-
maient les charges financières de la Confédération
trop lourdes. Elles étaient pourtant modiques, vues
à l'échelle de nos conceptions actuelles. Elles vari-
aient- de 20 millions par an la première année à
76,5 millions au bout de quinze ans.

Mais, si nos souvenirs sont exacts, la loi succomba
sous les coups assénés au cours d'une campagne
vigoureuse des milieux de -l'assurance privée. On
craignait la concurrence. Aujourd'hui, heureusement,
le temps a fait œuvre de raison. Les compagnies
d'assurances privées ne marquent aucune hostilité
au projet. La co-existence de l'assurance vieillesse
d'Etat et des assurances individuelles est dans
l'ordre normal des choses. Il suffit de lire les statis-
tiques des assurances privées pour se convaincre que
leur activité est essentiellement vouée à l'assurance
mixte attribuant un capital à l'assuré en cas de
survenance du fait assuré (vieillesse ou décès). C'est
ainsi que, durant l'année 1941, par exemple, les
compagnies concessionnaires d'assurances sur la vie
ont versé 105 millions en capital à leurs assurés et
36,7 millions sous forme de rente. On peut donc
admettre que la mise' sur pied de l'assurance vieil-
lesse et invalidité ne saurait provoquer des craintes
fondées et partant, une hostilité de la part des
compagnies suisses de la branche.

La Confédération devait attendre jusqu'à la
récente conflagration guerrière pour reprendre ab
ovo cet épineux problème. Premier en date, le can-
ton de Genève proposa le 27 août 1941 d'utiliser les

\

caisses' de compensation pour la réalisation de la
retraite vieillesse. C'est l'évident mérite de nos amis
genevois d'avoir saisi les premiers tout le bénéfice
social durable à tirer de l'institution des caisses de
compensation militaires. f

On voudrait que Genève, premier partisan de
la reprise de l'assurance vieillesse, se joigne aux
efforts des créateurs du système fédéral présenté,
même si, à quelques égards, ce lui-ci lui paraît dis-
cutable. Il serait regrettable que l'on s'en tienne
à des -querelles byzantines sur les mérites comparés
du système de la répartition pure et de la capitalisa-
tion partielle par hypothèse. L'essentiel, à notre avis,
est de réaliser le palier 1948. Les assurés pourront,
par la suite, améliorer encore l'édifice s'ils ont les
fonds en suffisance pour le faire.

L'idée genevoise fait mention expressis verbis de
la «retraite-vieillesse». Or, qui dit «retraite» sous-
entend possibilité de vivre avec là pension attribuée.
De là une source évidente de malentendus. Le projet
fédéral ne va pas aussi loin. Il ne le peut, faute de
moyens financiers. L'assurance vieillesse envisagée
n'est pas synonyme de pension de retraite au sens
commun du terme. Elle tend essentiellement à
garantir un minimum de rente, sans que ce mini-
mum représente nécessairement celui de l'existence.
Il faut avoir cette conception nette dans la perspec-
tive du projet sous peine de parler un autre langage
que celui des experts. La garantie d'une retraite
assurant un minimum d'existence avec l'abandon
de tout travail n'est pas encore possible. Elle sub-
siste à titre de deuxième palier social éventuel.
L'exiger d'ores et déjà dans le système actuel c'est,
de toute évidence, provoquer son effondrement. Au
surplus, ce principe ne trouverait pas d'écho à la
campagne où le contact avec le domaine familial
ne peut pas être arrêté arbitrairement, même à
soixante-cinq ans.

Après Genève vient Neuchâtel, dont l'initiative
porte la date du 14 novembre 1941. Puis nous eûmes
l'initiative populaire du 25 juillet 1942, signée par
179 910 citoyens. Elle propose la transformation
des caisses de compensation dans le but de fournir
à tout vieillard des deux sexes des rentes assurant
des conditions d'existance suffisantes. L'idée est
sans doute analogue à celle du Grand Conseil de
Genève. Elle appelle les mêmes réserves financières.
La notion des conditions suffisantes d'existence est
au surplus variable. Elle implique des variations
au gré des appréciations personnelles ou même des
conditions locales. Ains, le Dr Laur a estimé rai-
sonnable pour la campagne, une rente d'un franc"
par jour. Ce seul critère marque toute la difficulté
d'une notion subjective, susceptible de varier aussi
dans le temps. Quel que soit notre sentiment de
solidarité à l'égard de la vieillesse, la raison pure
nous dicte d'établir la base de l'assurance sur un
terrain plus ferme que l'a notion mouvante des
besoins personnels.

Les dernières interventions cantonales furent
celles de Berne (4 juin 1943) et Argovie (24 septem-
bre 1943).

Avant de nous présenter le message' du 24 mai
1946, le Conseil fédéral a donné suite aux vœux
émis en faveur d'une aide transitoire aux vieillards.
Il a notamment accordé des subventions aux can-
tons et aux institutions de secours et d'assurance
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vieillesse à raison de 18 millions par an dès le 1er jan-
vier 1939 sur la base de l'arrêté fédéral du 30 sep-
tembrel938 concernant le régime financier transitoire
des finances fédérales, qui fut adopté par le peuple et
les cantons le 27 novembre 1938. Par des arrêtés pris
le 30 avril 1940 et le 24 décembre 1941, la Confédé-
ration consacra 20 millions en 1942 à soutenir les
vieillards et les survivants. En 1943, la même somme
fut distribuée. Nous eûmes en supplément l'aide aux
chômeurs âgés, soit une dépense de quelque cinq
millions en 1943. Ces dépenses furent renouvelées
et augmentées. Et, le 9 octobre 1945, un arrêté
fédéral pris en vertu des pleins pouvoirs a réglé
l'aide aux vieillards jusqu'à la fin de l'année 1947.
Mais passé cette date, pourra-t-on persévérer dans
la voie des pleins pouvoirs ? C'est exclu si l'on veut
enfin retourner ä la procédure législative normale.
C'est un motif impérieux qui, au point de vue du
respect -de la Constitution, oblige le parlement à
faire cesser, fin 1947, l'état provisoire actuel.

Rappelons que l'arrêté du Conseil fédéral du
9 octobre 1945 soumet la rente à certaines condi-
tions qui disparaissent dans le système des rentes
de la loi. Dans la situation provisoire actuelle, il est
octroyé, en fait, des rentes de besoin. Or, la loi
donnera, à tous les assurés ayant versé au moins
une prime annuelle, une rente vieillesse sans con-
sidération de la situation personnelle. La notion du
besoin ne subsistera que pour les rentes dites transi-
toires, versées aux vieillards âgés de plus de 65 ans
lors de l'entrée en vigueur de la loi et n'ayant pas
cotisé.

Le régime actuel différencie les rentes d'après
les régions urbaines, mi-urbaines et rurales. Il en
découle' des inégalités portant à la critique. La loi
abolit cette différenciation selon les régions, tou-
jours pour les assurés ayant cotisé. Ainsi la solidarité
entre ville et campagne s'affirme efficacement dans
le système légal définitif.

3. Caisses publiques et privées et assurances
individuelles. • * ,

Cet exposé serait incomplet s'il négligeait de
faire au moins allusion au développement actuel
des assurances publiques cantonales, des caisses
professionnelles, ainsi qu'à l'œuvre des compagnies
concessionnées. On tirera de cette incursion la con-
clusion que les réalisations sont déjà fructueuses,
mais qu'il y a largement place pour une assurance
fédérale obligatoire.

Trois cantons romands Genève, Vaud et Neu-
châtel, et trois cantons alémaniques, Claris, Appen-
zell Rhodes extérieures et Baie-ville, ont légiféré
en matière d'assurance vieillesse et survivants.

Ce n'est sans doute pas par hasard, mais ques-
tion de tempérament, si nous voyons les cantons
romands instituer l'assurance facultative tandis que
les alémaniques prescrivaient l'obligation. Les ré-
sultats pratiques sont insuffisants chez les uns et
les. autres.

Le canton de Baie-ville, dont l'institution est
la plus récente, accorde des rentes de vieillesse à
65 ans, qui varient entre 120 francs et 720 francs
par an pour les hommes et 100 francs à 600 francs
pour les femmes. Ses primes mensuelles sont de
5 francs pour les hommes et de fr. 4.20 pour les
femmes.

A Appenzell, la rente est encore plus faible. Elle
ne peut dépasser 300 francs par an pour les hommes
et 240 francs pour les femmes. Quant à Claris, il
accorde au maximum 260 francs pour les hommes
et 240 francs pour les femmes.

Dans les cantons romands, Genève a l'assurance
la plus ancienne; elle prévoit une rente maximum
de 1200 francs l'an mais sur la base de tarifs indivi-
duels. Ce système n'a donné que des résultats trop
modestes. L'effectif des assurés est de 1077 pour
1-943, celui des bénéficiaires de rentes de 791. Ce
dernier chiffre ne représente que le 3% des habi-
tants du canton, âgés de 60 ans et plus.

A Neuchâtel, le nombre des assurés est beaucoup
plus grand. Il est de 37 132 à fin 1942. Mais plus
de la moitié concerne des assurances de capitaux
au décès, d'un montant moyen de 200 francs seule- '
ment par an en moyenne pour les assurances indivi-
duelles, et de 300 francs pour les assurances collec-
tives. Là aussi, la vieillesse n'est pas protégée avec
efficacité sur le plan social, malgré toute la bonne
volonté du canton.

Quant au canton de Vaud, il crée une caisse de
retraites populaires en 1907 déjà. L'affiliation est
facultative. Au 31 décembre 1942, elle compte
66 668 assurés et 1400 rentiers. L'effectif total re-
présente le cinquième de la population. Mais la
rente moyenne est de 380 francs par an alors que
la fortune de la caisse est déjà de 38,4 millions de
francs.

Que signifient ces chiffres cantonaux ? Que les •
normes sont trop faibles pour constituer une garan--
tie sérieuse. Facultative ou obligatoire, l'assurance
vieillesse cantonale n'a pas atteint son but. A ceux
qui voudraient remettre aux cantons, à l'exclusion
de la Confédération le sort de la vieillesse, un e,xa-
men attentif de l'expérience actuelle ne pourra
que les encourager à.se rallier au projet fédéral.

Les institutions de prévoyance publiques et pri-
vées, sont au nombre de 4326, se répartissant entre
3569 entreprises au 31 décembre 1941. Ce 'chiffre
est imposant. Le nombre des assurés est de 420 000,
au total, avec 81 921 bénéficiaires de rente. Ce
nombre ne représente cependant qu'une fraction
du peuple suisse. La rente moyenne touchée est de
1612 francs par an dans les entreprises privées. Cette
moyenne est comparable aux prescriptions de la
loi fédérale qui accordent une rente individuelle de
1500 francs à partir d'un salaire de 7500 francs.

Les caisses de la Confédération et des autres
administrations publiques donneront en moyenne
'des rentes plus élevées, c'est-à-dire 2327 francs par
an.

. Enfin, si nous prenons la totalité des institutions
assurant la vieillesse, nous avons une rente annuelle
moyenne de 2309 francs. En 1925, cette rente
moyenne était de 1839 francs.

C'est une sómme de près de 500 millions de francs
par an que les assurés sociaux consacrent chaque
année à la garantie de 'leurs Vieux jours. Dans ce
total, les compagnies d'assurances concessionnées
entrent pour la moitié. Sur l'ensemble des salariés
suisses, 27% sont déjà assurés en tant que membres
d'une institution, soit 33% des hommes et 16% des
femmes.

La conclusion de ces quelques chiffres, c'est l'im-
portance des institutions d'assurance profession-

i
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nelles publiques ou concessionnées qui s'occupent
déjà de garantir le. sort des vieillards prévoyants.
Ces institutions doivent continuer à se développer
harmonieusement. La loi le permet par la recon-
naissance des caisses existantes qui leur laisse, une
grande liberté d'action.

Mais on conviendra .aussi que, malgré le progrès
de l'assurance privée ou1 professionnelle, la néces-
sité d'une assurance générale et "obligatoire est
frappante. Eh effet, près des trois quarts des tra-'
vailleurs suisses des deux sexes ne bénéficient d'au-
cune assurance vieillesse. C'est le devoir de notre

» génération de'combler cette lacune.
4. Les traits essentiels de la loi. Nous voudrions

maintenant dégager les principes fondamentaux de
la loi, en laissant de côté, dans la mesure du pos-
sible, le détail et là statistique.

En étudiant le rapport des experts, les statis-
tiques de l'Office fédéral des assurances sociales et,
les deux messages fédéraux, on éprouve un senti-
ment d'inquiétude. Est-il 'matériellement possible
de donner une image exacte du système sans dé-
veloppements excessifs ? Et le peuple suisse consulté
aura-t-il confiance dans les thèses issues des raisonne-
ments abstraits et souvent incontrôlables des ex-
perts ? Il faut cependant que l'essai soit tenté loyale-
ment. «Ce qui.se conçoit bien s'énonce clairement»
disait Boileau, au temps du 'beau parler. Mais il
n'avait pas à lutter pour l'assuranqe vieillesse!...

La clef de voûte du système fédéral d'assurance
vieillesse et survivants, ce sont les données tirées
de l'expérience des caisses de compensation. Pen-
dant six ans le peuple suisse a pu en contrôler
l'efficacité et le sens social. L'esprit de solidarité qui
les animait procédait de celui de l'armée.

C'est ainsi que les experts ont fondé leur édifice
sur le principe que les salariés payeraient leurs con-
tributions au taux de 4 % des salaires, soit 2 % à
leur-charge et 2 % à celle du patron. Ce taux est
celui des caisses de compensation. Il a pour ainsi
dire une valeur symbolique. Ayant réussi à garantir
économiquement la famille du mobilisé, il a eh lui,
pense-t-on, la capacité de garantir le sort du vieil-
lard, de la veuve ou de l'orphelin.

De cette prémice idéologique et technique à la
fois, découlent toutes sortes de conséquences inéluc-
tables que l'on rencontrera tout le long du texte
législatif.

Tout d'abord, le taux de 4 % de prélèvement sur
le salaire est appliqué par analogie au gain profes-
sionnel du travailleur'indépendant, que ce soit celui
des professions libérales, de l'artisanat ou du com-
merce.

Le taux passé en slogan ne pourra pas varier en
plus ou en moins. Il est garanti pour ou contre les
uns et les autres. Le patronat a fait de son maintien
intangible et fixe dans la loi la condition de son
ralliement à l'assurance vieillesse. Le salarié et
l'artisan eux-mêmes veulent connaître exactement,
d'avance, la part du salaire et du gain qui leur sera
prélevée. Si l'on fait entrevoir une augmentation
éventuelle du taux de la contribution, la crainte se
manifeste que l'assurance fédérale ne devienne trop
coûteuse. Le taux fixe de 4 % a pour lui la simpli-
cité, la clarté et l'expérience.

L'assurance est basée financièrement sur le re-
venu du travail et non sur celui du capital. C'est

l'hérit-âge moral du régime des caisses de compen-
sation. L'assuré sans gain professionnel payera une
contribution modeste de 1 franc par mois que la
commission a cependant portée à 25 francs par mois
pour les personnes plus aisées. Les rentes ne seront
pas payées' sur le revenu de la fortune, mais unique-
ment par les prestations faites au titre du travail,
outre les contributions publiques. C'est logique puis-
qu'elles suppléeront, partiellement tout au moins, à
la diminution de la capacité de travail d'un homme
de 65 ans.

Cette exemption de principe du revenu de la
fortune donnera lieu, ici et dans le,peuple, à des
controverses et à des malentendus. Il faut savoir
qu'en introduisant un système de prélèvement des
primes au prorata du revenu de la fortune, on boule-
verserait toutes les notions acquises sous l'empire
des caisses de compensation. L'apport du 4 % du
revenu de la fortune ne donnerait pas au système
une assise financière beaucoup plus large. On a cal-
culé que le supplément de ressource ne dépasserait
pas une quarantaine de millions par an.

L'épargne suisse, grande ou petite est l'objet, au
surplus, de la sollicitude très intéressée des divers
fiscs. Les taux d'imposition additionnés font de
notre pays un pressoir fiscal' sur le revenu de la
fortune, plus dur que celui de maint pays ex-belli-^
gérant. Il est donc sage de faire abstraction des
contingences ou de sentiments honorables qui ten-
draient à faire entrer coûte que coûte le revenu de la
fortune dans la corbeille de l'assurance vieillesse.
Nous savons que le sentiment prévaut, chez de nom-
breux citoyens, que la fortune doit être mise égale-
ment à contribution. C'est la raison pour laquelle
nous attirons votre attention sur la nécessité de
ramener le problème d'ensemble à l'expérience des
caisses de compensation, qui sert de clé à toute la
démonstration.

Le message explique aussi les difficultés adminis-
tratives considérables qui naîtraient d'une prise en
considération de la fortune dans le calcul des primes
et des rentes. Enfin si le capital doit être mis à con-
tribution, ce devrait être par voie fiscale, dans le
cadre des contributions fédérales et cantonales à
l'assurance. Il y a là une notion de principe et de
souveraineté fiscale aussi qu'il convient de ne pas
négliger.

La commission d'experts avait proposé d'arrêter
à 100 francs par mois la contribution des assures,
ce qui aurait constitué une limitation du taux de
4 % favorable aux gains professionnels dépassant
30 000 francs par an. La loi n'a pas adopté ce point
de vue. Le taux de 4 % est prélevé jusqu'à la limite
des gains supérieurs. C'est un sacrifice des classes les
plus aisées en faveur de l'œuvre, car la rente servie
aux bénéficiaires de gros salaires sera loin de corres-
pondre au montant réel des primes perdues. Ceux
qui critiquent le système de l'assurance et procla-
ment son insuffisance dans les minima devraient
reconnaître que si l'échelle des rentes varie de 1 à 3,
celle des primes donne une marge quatre fois plus
grande, soit de 1 à 12, d'après les calculs statistiques.
Cela signifie que la solidarité joue pratiquement en
faveur des'assurés les plus, modestes, déjà dans le
jeu des contributions. Cette solidarité est encore
renforcée par l'apport des pouvoirs publics.
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Avant d'aborder maintenant le délicat problème
de l'échelle des rentes, situons tout d'abord quelques
principes de solidarité qui sont liés à toute l'œuvre
technique. La solidarité joue premièrement entre
les classes sociales. Au-dessous d'un gain profes-
sionnel de 7500 francs l'an, l'assuré bénéficie en
plein de tous les avantages financiers de la loi. Il
reçoit non seulement la rente correspondant à ses
versements plus la part des pouvoirs publics, mais
encore une aide directe prise sur les contributions
des salariés et des indépendants dont le gain dépasse
7500 francs l'an. Le maximum de la rente est, en
effet, atteint, avec des contributions annuelles
moyennes de 300 francs correspondant au gain
de 7500 francs l'an.

La solidarité joue également entre générations.
La jeunesse actuelle payera proportionnellement
plus que notre génération. Au bout de vingt ans de
contributions déjà la rente maximum est acquise.
Donc les hommes nés en 1903, âgés de 45 ans en
1948, toucheront une rente complète à 65 ans.
Toutes les classes d'âge plus jeunes devront cotiser
plus longtemps pour atteindre le même résultat.
Nous insistons sur cet aspect du problème, car il
serait inéquitable et même dangereux au point de
vue social et politique de charger les jeunes généra-
tions d'un poids encore plus lourd au profit des
classes plus âgées comme le préconisent un peu im-
prudemment certains politiciens.

Enfin la solidarité jouera entre le citadin et le
campagnard, l'ouvrier, l'employé, l'artisan, l'intel-
lectuel des professions libérales ou le commerçant.
Tous sont solidaires devant la loi. Il n'y a pas de
discrimination fâcheuse entre les travailleurs, selon
leur genre de travail ou leur domicile. Cette solida-
rité interprofessionnelle est une conception très
élevée de notre vie publique. Elle ajoutera un ciment
solide à l'édifice démocratique de notre pays. Elle
constituera aussi un exemple pratique de collabora-
tion des classes, par opposition à la lutte des classes.

A ceux qui regretteraient cette unification tech-
nique, nous leur dirions de réfléchir objectivement
aux avantages, non seulement matériel, mais mo-
raux de cette conception de la solidarité suisse.

On devra aussi noter que l'esprit de solidarité
joue entre les sexes, en ce sens que les femmes béné-
ficient des mêmes rentes que les hommes. C'est
naturel en équité. Sur le plan technique, cette égalité
de traitement entraîne des charges plus lourdes pour
les cotisants masculins. La femme vit plus longtemps
que l'homme, dit la statistique. La valeur actuelle
d'une rente vieillesse, pour une femme s'élève à
douze fois environ le montant d'un terme annuel,
et seulement à dix fois pour un homme. En pure
mathématique, les rentes des femmes devraient être
plus faibles que les nôtres. Ainsi le peuple suisse sait
reconnaître le mérite féminin dans sa loi d'assurance
et donner aux suffragettes une première victoire
économique sur le sexe fort. Notre projet est em-
preint d'une galanterie que nous saluons au pas-
sage... au nom des futures citoyennes.

Le message rappelle opportunément que la soli-
darité joue en faveur des assurés mariés de la part
des célibataires. Enfin on verra encore une certaine
solidarité dans le fait que les étrangers sont égale-
ment assurés, s'ils sont domiciliés en Suisse, ou
s'ils exercent chez nous une activité lucrative. Ce-

pendant les rentes qu'ils recevront seront réduites
d'un tiers si leur Etat national n'accorde pas la
réciprocité à nos compatriotes établis sur son sol.

Rappelons que l'assurance est obligatoire pour
toutes les personnes physiques do'miciliées en Suisse
ou qui exercent une activité lucrative. Cette obliga-
tion s'étend même à nos compatriotes de l'étranger
travaillant pour un 'employeur suisse. Les autres
Suisses de l'étranger auront, au surplus, la faculté de
s'assurer s'ils le désirent.

Le point névralgique de la loi que nous abordons
maintenant est celui du montant des rentes. Tout
récemment encore, le comité suisse~~d'initiative a .
manifesté son désir d'amélioration des taux. Votre
commission a tenu compte déjà du dessein généreux
qui se manifeste, en élevant les rentes minima à
480 francs pour les rentes viagères simples, 770 francs
pour les rentes dé couples et 375 francs pour la
rente de veuve. Chaque intéressé touchera ce mini-
mum à la seule condition qu'une prime annuelle ait
été payée. Ainsi, un couple âgé de 64 ans en 1948,
à l'entrée en vigueur'de la loi, obtiendra une rente
viagère de 770 francs après avoir payé une seule
contribution annuelle,. par exemple de 4 % d'un
salaire de 4000 francs, soit 160 francs. On peut dire
que dans ce cas, la rente est sans relation avec la
prime versée et que la collectivité fait le principal
apport. N'oublions pas que la rente est due, qu'elle
constitue une assurance, ce qui, moralement, facilite
aussi le bénéficiaire.

. Votre commission n'a pu modifier plus large-
ment le régime des rentes, sous peine d'aggraver la
situation financière et de bouleverser toute l'éco-
nomie de la loi. Il vous appartiendra de prendre
position à ce sujet, vu les propositions qui vous
seront présentées. Il sera prudent, dans ce débat,
de ramener la controverse sur le terrain positif et
d'éviter le rêve généreux et utopique sous lequel
succomberait notre loi d'assurance.

La loi adopte le système des rentes échelonnées,
par opposition à celui des rentes uniformes du projet
Schulthess de 1931. La rente uniforme postule des
primes uniformes également. Pour être suppor-,
tables par la masse des petits salariés, les primes
sont modestes, et les rentes très modestes mêmes
disent les experts.

Avec la rente échelonnée, on peut à la fois tenir
compte de la valeur de la contribution personnelle
et de la durée, tout en limitant les écarts entre les
rentes attribuées. Le principe d'équivalence entre
cotisation et prestation est tempéré par celui de la
solidarité sociale. Les rentes attribuées aux faibles
ne sont pas inférieures à un minimum, tandis
qu'elles ne dépassent pas un maximum pour les
classes économiques supérieures. La,solution de la
loi se rattache à la fois au principe de la solidarité
et à celui de l'équivalence. Elle s'inspire, disent les
experts, d'une justice collective, ce qui n'exclut pas,
socialement parlant, l'idée d'une justice individuelle.

Le peuple comprendra-t'il les vues des experts ?
Nous le souhaitons. Sachons en conséquence rap-
peler ici,- cela est nécessaire, que le système des
rentes est basé sur les trois postulats ci-après:

a) Chaque franc versé en sus, de la cotisation
minimum doit permettre, jusqu'à une certaine limite,
une augmentation de la rente, ce qui nécessite un
accroissement continu de celle-ci;
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b) a une même cotisation moyenne, doit tou-
jourfe correspondre une même rente;

c/ les besoins des diverses classes de la popula-
tion doivent être largement pris en considération.

Tenant compte de ces principes, d'une part, et des
ressources à disposition, d'autre part, les rentes de
vieillesse iront de 480 francs à 1500 francs pour une
personne isolée, de 770 francs à 2400 francs pour un
couple, de 145 francs à 360 francs pour un orphelin.
La rente de veuve évoluera en pour-cent de la rente
vieillesse. Elle sera au minimum de 375 francs.
Sans nous attarder ici à une démonstration mathé-
matique, dont le rapport des experts et le message
donnent la substance, situons plutôt quelques exem-
ples typiques. L'assuré veut savoir ce qu'il obtiendra
pour sa peine. Voici quelques cas pratiques:

1. Un petit paysan, marié, a cotisé pendant
vingt ans ou plus. Il a droit à la rente de couple cal-
culée sur une cotisation annuelle moyenne de
80 francs, qui représente le 4 % d'un gain profes-
sionnel de 2000 francs. Il touchera à 65 ans une
rente annuelle de 1248 francs pour lui et sa femme.

Bien des petits paysans seront heureux de rece-
voir cet appoint financier dans leurs vieux jours,
sans être contraints, pour autant, de quitter leur
domaine. 'j

2. Une dactylographe célibataire travaillant en
ville, gagne 4000 francs par an. Sa cotisation an-
nuelle est de 160 francs, dont la moitié à la charge
de son patron. Ayant cotisé au moins pendant
vingt ans, elle touchera une rente annuelle de
1220 francs. Cette rente est modeste, certes, mais
elle n'est pas négligeable, vu la contribution rela-
tivement basse versée pour l'obtenir.

3. Un ouvrier maçon travaille dans une entre-
prise de construction. Son gain annuel est de ,4500
francs .En payant 15 francs par mois ou 180 francs
par an durant vingt ans, ou plus, dont la moitié
à la charge de son patron, il obtient une rente de
1260 francs. S'il est marié, cette rente est de
2016 francs.

Cette somme n'est-elle pas intéressante, même
si l'ouvrier âgé doit bricoler un peu pour la complé-
ter à 65 ans?

4. Celui qui entre jeune dans l'assurance fédé-
rale et qui cotise le plus longtemps bénéficie égale-
ment d'un avantage financier considérable par
comparaison à ce qu'il obtiendrait dans une assu-
rance privée.

Un ouvrier est entré à 19 ans dans l'assurance.
Il a cotisé quarante-six ans, soit durant la période
entière, jusqu'à 65 ans. Son salaire primitif de
1800 francs l'an, a passé successivement à 2400,
3500, 4200 et enfin 4800 francs. Le total' des
primes versées par lui et ses patrons successifs est
de 6992 francs. Célibataire, il obtient à 65 ans une
rente de vieillesse simple de 1204 francs soit 100
francs par mois. Cette rente, modeste certes, est

. cependant de 520 francs plus élevée que s'il s'était
assuré auprès d'une compagnie privée. C'est dire
que la collectivité et les assurés des classes plus
élevées ont fait un apport financier en sa faveur
qui constitue une majoration sociale de 5200 francs
en capital. Cette majoration est bien supérieure au
montant total des cotisations qu'il a versées per-
sonnellement à raison du 2 % du salaire, soit
3400 francs.

Nationalrat. — Conseil national. 1946.

S'il est marié, l'ouvrier en question touchera une
rente de couple de 1926 francs par an.

Cet exemple tiré du rapport des experts indique
que tous les assurés, jeunes et moins jeunes, obtien-
nent une majoration sociale importante du fait de
l'assurance.

5. Un avocat âgé de 35 ans lors de la mise en
vigueur de la loi paie des cotisations représentant
le 4 % de son gain annuel moyen.

Les experts lui attribuent gentiment un gain
professionnel de 10 000 francs durant dix ans, puis
de 15 000 francs pendant dix ans et enfin de 20 000
francs les dix dernières années. Sa cotisation moyenne
est ainsi de 600 francs par an correspondant à un
gain moyen de 15 000 francs. Il touchera une rente
de 1500 francs dite simple ou de 2400 francs dite
de couple.

Peut-être estime-t-il, à première vue, que la
rente n'est pas copieuse, vu son activité antérieure.
Mais il oublie que s'il s'était assuré ailleurs, le
résultat serait moins satisfaisant. L'assurance vieil-
lesse et survivants est relativement avantageuse pour
notre avocat, parce qu'il bénéficie de rentes com-
plètes, en ne cotisant qu'à partir de trente-cinq ans,
tandis que dans l'assurance de groupes il jouirait
d'une rente plus élevée à la condition d'avoir cotisé
dès l'âge de 19 ans.

En outre, s'il décède prématurément, sa femme
bénéficie d'une rente de veuve de 50 à 90 % de la
rente du mari, selon l'âge de l'assurée.

6. Prenons l'exemple d'une garde-malade, âgée
de 60 ans lors de l'entrée en vigueur de l'assurance.
Elle aura cotisé cinq ans sur la base d'un salaire
global de 3000 francs. Sa rente de vieillesse à 65 ans
est de 818 francs. Une compagnie privée ne lui
aurait accordé que 57 francs comme rente pour
les mêmes primes. Ainsi cette garde-malade béné-
ficie d'une majoration sociale de plus de 800 francs
par an, soit de.9100 francs en capital.

7. Et l'employé âgé de 60 ans en 1948 ? Il paie
cinq ans de cotisations sur un gain annuel moyen
de 7200 francs. La rente individuelle sera de 932
francs. S'il est marié, il obtient 1491 francs. Une
compagnie d'assurance privée pourrait lui servir,
dans ce cas, une rente de 98' francs, seulement.
Celle qu'il obtient par notre loi est donc près du
décuple de ce que l'assurance privée pourrait faire.

.On mesure sans autre toute la portée sociale de
notre système.

N'oublions pas que, dans les exemples cités, il
faut ajouter le bénéfice de l'assurance en faveur de
la femme et des enfants, en cas de décès du père
de famille.

On a dit, un peu imprudemment que cette
assurance serait misérable. Ce n'est certainement
pas l'avis des gens qui réfléchissent. Faire mieux ?
Oui, si l'état de la caisse le permet. Sinon, il est
préférable de se limiter. Considérons aussi l'addition
présentée aux pouvoirs publics qui font la moitié
des frais à eux seuls, soit 260 millions par an. Avec
le maximum possible à la charge de la Confédération
et des cantons, soit une somme égale aux cotisations
privées, on obtient le total annuel de 520 millions
à disposition.

Mais déjà la répartition des frais entre la Con-
fédération et les cantons soulève des débats diffi-
cultueux. Les argentiers cantonaux estiment insup-

54
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portable le fardeau que la Confédération s'apprête
à mettre sur leurs épaules, soit 63 millions par an,
pour commencer. La caisse fédérale, de son côté,
devra payer 127 millions chaque année jusqu'en
1967. Ces participations publiques iront en augmen-
tant. Même si l'on augmentait les cotisations des
assurés par l'élévation du taux de 4 à 5 %, par
exemple, ou si une réserve tacite substantielle venait
à se manifester par l'augmenta* ion des salaires et
partant des cotisations, il est douteux que l'on
puisse exiger plus de la collectivité publique.
N'oublions pas que l'assainissement des finances
fédérales n'est pas effectué et qu'il exigera des
sacrifices fiscaux très lourds de la part des contri-
buables. Il faudra trouver un milliard deux cents
millions de recettes annuelles pour sauver la caisse
de la Confédération, sous peine de marcher à la
catastrophe. Les indications données à la commis-

_sion par M. Nobs, conseiller fédéral, nous incitent
à ne pas surestimer la capaciterete sacrifice des cais-

"ses publiques fédérales et cantonales, en faveur de
l'assurance vieillesse. C'est dire qu'on ne saurait
attendre, en définitive, une possibilité d'améliora-
tion sérieuse des rentes par l'aide du fisc fédéral ou

ï cantonal, aide limitée constitutionnellement à la
moitié des frais.

C'est ici qu'interviennent de hardis demandeurs,
bien intentionnés sans doute, qui proclament:.«Votre
système est trop prudent. Vos statistiques sont
médiocres. En fait, vous encaisserez 350 millions
de cotisations par an et non 260 millions. Vous
n'avez pas besoin d'alimenter un fonds qui atteindra
3 milliards dans vingt ans. Distribuez chaque année
toute la recette, selon le principe de la répartition
et vous pourrez vous montrer beaucoup plus géné-
reux.»

Ces critiques, à vrai dire, visent plus spéciale-
ment les chiffres des rentes partielles ou des rentes
transitoires.

Rappelons à ce sujet que la génération des
hommes et femmes âgés de 65 ans et plus à l'entrée
en vigueur de la loi ne cotisera pas. Pour ces vieil-

f lards, il ne s'agit pas d'assurance, même partielle, au
... sens commun du terme. C'est pourquoi la loi leur

accorde des rentes dites de besoin. Pourquoi donner
des rentes à celui qui est dans une position aisée et
n'a au surplus versé aucune contribution à,l'œuvre
commune? En toute équité, ce serait illogique. Du
reste, le calcul du besoin sera effectué de façon très
large, puisque le 60 % de tous les vieillards, veuves

/ et orphelins en bénéficieront immédiatement. Et les
prestations de l'assurance seront de 20 à 25% supé-

. rieures à celles du régime actuel. La commission, on
le sait, a élevé les rentes minima. Elle l'a fait avec
une prudence empreinte de solidarité, car ces rentes
font un tout organique avec les rentes complètes
ou partielles du régime définitif. Toucher les rentes
de besoin — appelées transitoires dans les proposi-
tions de,la commission — c'est' modifier ipso facto
les deux autres catégories de rentes du système dé-
finitif. Et chaque fois, la plus légère augmentation
se traduit par une dépense nouvelle de plusieurs
millions.

Les rentes transitoires ou de besoin sont établies
selon le barème différentiel des régions urbaines,
mi-urbaines et rurales. On sait que cette différencia-
tion a donné lieu à maintes critiques fondées. On ne

saurait cependant comment l'éliminer dans la me-
sure où ce besoin individuel est pris en considération
pour les vieillards n'ayant pas cotisé. Les rentes
transitoires sont, en ville de 1200 francs pour un
couple, 750 francs pour un vieillard isolé, 600 francs
pour une veuve et 340 francs pour un orphelin de
père et mère. Tout le monde admettra que ces taux
sont très modestes, d'autant plus qu'ils sont sus-
ceptibles de réduction selon le revenu des intéressés.
Mais personne n'a trouvé à ce jour la panacée lui
permettant de distribuer plus aux non-cotisants
sans charger d'une façon insupportable les futurs
assurés des générations plus jeunes ou les contri-
buables.

Quant aux rentes partielles, elles sont l'apanage
de la génération âgée de 45 à 64 ans lors de l'entrée
en vigueur de la loi. Cette génération cotise. Elle ne
peut cependant le faire durant vingt ans, période
fixée pour l'obtention des- rentes complètes. Elle
reçoit en conséquence des rentes partielles, en pour-
cent de la rente complète et d'après le nombre de
cotisations versées.

Ce qu'il jmporte de relever ici, c'est le traitement
relativement favorable de cette classe d'assurés. Il ••
suffira d'avoir cotisé une seule année pour détenir
un droit absolu à la rente partielleçUn seul exemple
démontrera facilement le sort relativement géné-
reux qui est fait à la génération qui est la nôtre :
un homme marié, âgé de 64 ans eri 1947 a cotisé
une seule année et a versé 300 francs, soit 4 % d'un
salaire de 7500 francs. Il touchera, un an plus tard,
une rente annuelle de couple de 1260 francs.

Là rente reçue en une seule année représente un
multiple de la cotisation versée. Si ce ménage vit
paisiblement plusieurs années, le bénéfice social est
pour lui encore plus grand. Or, cette rente est due
sans condition par la caisse. Aucune assurance pri-
vée ou de groupe ne pourrait se permettre une telle
générosité à l'égard de la génération dite de transi-
tion, sans faire faillite.

Si les bénéficiaires de rentes partielles devaient,
financer eux-mêmes leur rente, ils devraient payer
non pas le 4 %, mais le 22 % de leur gain. Car cette
génération transitoire est importante, non seulement
par la qualité de la partie qui occupe cet auditoire,
mais par le nombre. Elle représente 930 000 per-
sonnes entre 45 et 65 ans en 1948. Dix ans plus tard,
nous nous retrouverons 801 000. Et dans quarante-
deux ans, en'1988, nous serons encore 33 500 rentiers
partiels, solides au poste. Je souhaite du moins que
les parlementaires soient de ce nombre, en récom-
pense des efforts qu'ils auront fait pour suivre les
exposés ardus des rapporteurs.

Revenons maintenant aux suggestions géné-
reuses qui voudraient mettre à terre tout l'édifice
pour lui substituer la panacée de la répartition dont,
]usqu'ici, nous n'avons pas parlé.

Le système de la capitalisation qui exigerait la
constitution d'un fonds de quelque 20 milliards, ,
n'a pas rencontré d'écho auprès des experts. Per-
sonne ne suppose qu'on puisse faire admettre un
principe de calcul qui accumulerait un pactole pareil
en mains des pouvoirs publics tout en sacrifiant
toute la génération transitoire.

Ce que l'on ignore peut-être, par contre, c'est que
la loi adopte.à raison de 90 % la répartition et de
10 % seulement la capitalisation. La suppression
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éventuelle de 10 % en faveur de la répartition pure
n'augmenterait pas sensiblement le taux des rentes.
Les chiffres du message le prouvent. Par contre, les
inconvénients d'un tel abandon seraient évidents.
Donnons-en un seul.

La distribution sous forme de rentes, du produit
total des recettes annuelles exige un effort supplé-
mentaire des cotisants en faveur des rentiers en
période de dépression économique, si l'on entend
maintenir le niveau constant des rentes. Au moment
où le chômage sévit à nouveau et où la pression
sur les salaires devient effective, les salariés doivent
prélever un montant supérieur à 4 % des salaires
pour faire face à.la situation. De leur côté, les pou-
voirs publics déjà engagés dans des dépenses impor-
tantes de lutte contre le chômage, sont difficile-
ment en mesure de soutenir financièrement plus forte-

4 ment l'assurance vieillesse, même si l'on prétend
négliger l'impératif constitutionnel qui ..limite la
part publique à la moitié de la dépense totale.

La répartition pure est une^ arme à deux tran-
chants: elle permet un avantage immédiat mais peu
important; par contre, elle exclut toute stabilité
technique et financière et ferme les yeux aux diffi-
cultés économiques futures actuellement prévisibles.
Pour tout dire, elle sacrifie le futur au présent. Elle
fait de la politique et non de l'assurance.

La constitution d'un fonds moyen de 2,5 mil-
liards permettra de parer à ces inconvénients. Le
fonds représente la dixième partie de celui qui
s'accumulerait dans le cadre de la capitalisation.
Il est possible et apparemment probable que les cal-
culs des experts seront dépassés et qu'en réalité
nous nous trouverons déjà en 1953, cinq ans après
l'entrée en vigueur de la loi, avec une fortune supé-
rieure au montant de 1,2 milliard prévu par nos
techniciens. On doit, en effet, comptabiliser en tout
cas une somme de 440 millions à prélever sur le
fonds actuel des caisses de compensation. Il serait
inadmissible que le fonds déjà constitué ne soit pas
affecté en grande partie à l'œuvre de l'assurance
vieillesse. Nous attendons sur ce point les proposi-
tions du Conseil fédéral. Le fonds, d'après le message
est destiné principalement à compenser les charges
découlant du vieillissement futur de la population
dans son ensemble. Il a aussi la fonction de couvrir,
par ses intérêts, les déficits annuels prévus selon les
calculs des experts. Il serait téméraire de prétendre
que ce fonds n'a pas sa justification dans le système,
même si, d'autre part, l'évolution des cotisations
donne raison aux .optimistes. La crainte du déficit
technique et des assainissements des caisses d'assu-
rances publiques aux frais du contribuable n'a-t-elle
pas déjà trouvé sa justification? Certaines expé-
riences cantonales et même fédérales sont encore
dans la mémoire des citoyens contribuables. La meil-

£ leure chance d'adoption de la loi consiste encore
dans l'affirmation, étayée sur des faits concrets, que
l'assurance vieillesse fédérale ne connaîtra pas de
déficits techniques et d'assainissements coûteux,
puisqu'elle est calculée avec le maximum de pru-

- dence. Pour cela, le maintien d'un fonds de compen-
sation est indispensable.

Nous avons examiné jusqu'ici quelques-uns des
thèmes essentiels de la controverse et du projet
d'assurance vieillesse. Ce rapport prendrait une ex-
tension démesurée s'il devait analyser en détail l'or-

ganisation administrative. Aussi nous limitons-nous
à quelques traits indispensables.-

Dans son principe," l'organisation sera décentra-
lisée. La Confédération surveillera le tout, avec un
état-major réduit de fonctionnaires.' On a renoncé,
fort heureusement à créer un organisme étatisé,
comme celui de l'assurance accidents. L'initiative
populaire du 25 juillet 1942 avait prévu également
le fonctionnement, selon le régime -des allocations
pour perte de salaire et de gain. C'est donc* le sys-
tème de la compensation qui a été adopté; il a pour
lui le mérite d'avoir subi l'épreuve des faits.

La compensation* s'établira aux divers échelons
à l'intérieur de l'entreprise, puis au stade des caisses
de compensation cantonales et professionnelles. Au
sommet de la pyramide, il y aura la centrale de
compensation, unique organe administratif de la
Confédération. Une commission de quinze membres
veillera à la bonne gestion de l'assurance. Elle com-
prendra dans son sein des représentants de diverses
régions dû pays et des grandes associations profes-
sionnelles. •

Les frais d'administration sont supputés à 4 ou
5 % environ des cotisations encaissées. A ceux qui
critiquent cette évaluation et prévoient une gestion
plus coûteuse, nous disons que ce chiffre n'a pas été
articulé en l'air. Il est basé sur l'expérience. Les
caisses de compensation ont coûté 10,5 millions en
frais d'administration pour l'année 1945. Or, le
régime nouveau sera l'héritier administratif des
dites caisses.

On a dit aussi que le système des rentes indivi-
duelles différenciées aboutirait à une paperasserie
tracassière. Votre commission s'est fait expliquer la
documentation nécessaire. Elle a constaté la simpli-
cité de toute l'organisation. Des barèmes seront
publiés qui permettront à chacun et à l'administra-
tion de se retrouver-facilement dans chaque cas,
sans calculs compliqués. Pour autant que cela> est
en notre pouvoir, nous souhaitons que l'esprit qui
régnera du haut en bas de l'échelle soit celui de la
rapidité, de l'économie et de la simplicité. Le peuple
suisse tout entier est ennemi de: l'esprit bureau-
cratique, mais précisément, le système établi sur" le
plan des caisses de compensation nous rassure. Nous
n'en voyons pas de meilleur.

Nous avons hâte de conclure. Si vous le voulez
bien, nous quitterons les rivages arides de la tech-
nique pour faire un peu de politique et répondre
d'avance à quelques' esprits critiques.

Notre dernier chapitre s'intitulera donc:
IV. La critique des critiques. En faisant la revue

des suggestions, requêtes, préavis et critiques, cons-
tructives ou destructives, objectives ou subjectives,
superficielles ou documentées, on pense involon-
tairement au célèbre poème de José-Maria de Héré-
dia sur les «conquistadors» du moyen âge. Comme
ces navigateurs de légende, nos conquérants du
vingtième'siècle s'en vont «conquérir le fabuleux
métal, que Cypango mûrit dans ses mines loin?
taines».

«Chaque soir espérant des lendemains épiques
L'azur phosphorescent de la mer des tropiques
Enchante leur sommeil d'un mirage doré.. .»

(«I1 suffit, proclament-ils, de prendre l'or, du
capitaliste.» Et le mirage doré sert à l'enchantement
de pauvres vieillards qui demeureront persuadés,



Assurance vieillesse et survivants 428 — 20 août 1946

envers et contre tout, par la vertu de ce sophisme,
que la collectivité.n'a pas fait son devoir à leur
égard. C'est l'envers de la médaille démocratique.

Nous pensons tout spécialement aux propositions
du parti du travail. On donne, tout de suite et à tous
2400 francs par vieillard et 3600 francs par couple.
Et si vous éprouvez quelques craintes pour la dé-
pense, vous êtes un réactionnaire et un saboteur de
l'assurance vieillesse.

Le parti du travail lancera-t-il l'anathème sur la
loi qui vous est présentée ? Nous osons croire qu'il
se trouvera dans son sein des esprits réfléchis, dé-
sireux de collaborer à l'assurance vieillesse dans
l'intérêt public. Créer l'assurance vieillesse, c'est
sortir du domaine de l'utopie. Or, c'est une utopie
de laisser entendre qu'aujourd'hui le peuple suisse
serait en mesure d'accorder 2400 francs à tout
rentier, 3600 francs à un couple, 1920 francs à une
veuve ou 780 francs à un orphelin. C'est une utopie
parce que la seule dépense de 1948 atteindrait déjà
le montant de 1125 millions et cette annuité ira
augmentant pour atteindre 1559 millions dans
vingt ans.

Pour acquitter la facture née de la promesse dé-
magogique du parti du travail, il faudrait fixer à
8 % des salaires et des gains professionnels la con-
tribution annuelle des cotisants. Ce serait le double
de l'actuelle. Trouverait-on beaucoup de cotisants
des jeunes classes en particulier pour payer une
pareille prime pendant plusieurs lustres, en sachant
d'avance que c'est un minimum et que la cotisation
passera à 9 % après .dix ans et 11 % après vingt
ans ? .

Le parti du travail lui-même ne pourra pas per-
suader les cantons suisses de payer trois fois plus
que la contribution prévue par notre loi. Or, ce
serait le cas avec son projet: la quote-part cantonale
aux dépenses passerait de 63 millions de francs par
an, selon la loi à 201 millions de francs pour com-
mencer. Elle irait ensuite en augmentant. Il est pro-
bable que même le corps électoral genevois repous-
serait cette contribution. Que dire aussi de la part
à la charge de la caisse fédérale, soit plus de 400 mil-
lions de francs par an? Elle représenterait presque
la totalité du budget fédéral d'une année normale
d'avant-guerre, au temps où nous n'avions pas
commencé, à regret, la course aux armements.

«Vous avez bien pu consacrer des sommes plus
considérables à la défense nationale pendant la
guerre», dit le parti du travail. Hélas, doit-on ré-
torquer, la facture n'est pas payée encore. Nous
avons une traite sur l'avenir. Or, on ne construit pas
une assurance vieillesse à crédit.

Plus sérieux est le système proposé par le comité
genevois dont notre collègue, M. André Guinand, s'est
fait le champion au sein de la commission. Nous
savons qu'il est soutenu par de nombreux milieux
de la grande cité riveraine du bleu Léman. Nous
serions heureux de l'appuyer. Mais, ici également,
nous sommes arrêtés par la raison financière. La
proposition genevoise accorde des rentes de vieil-
lesse simples de 1560 francs et pour un couple de'
2400 francs. Ses rentes de veuves sont fixées à
700 francs et celles d'orphelins à 236.francs. Il n'y
aura pas de période transitoire. Le bénéfice de la
fente est immédiat pour tous.

Mais il s'agit, d'une retraite vieillesse, versée à
ceux qui cessent leur activité professionnelle. Le
but est louable en soi. Il ne peut cependant être
atteint avec une rente de 1560 francs. La notion
de la retraite vieillesse interdisant à l'assuré tout
travail professionnel est liée nécessairement à l'oc-
troi d'une rente assurant un minimum d'existence.
Avec les propositions du comité de Genève, ce but
n'est pas atteint. La réalisation demeure ainsi à mi-
chemin entre les propositions du parti du travail et
celles de la loi. Il faut choisir: ou bien on accorde
une retraite vieillesse généralisée à tout le peuple
suisse, sans se soucier du prix d'acquisition, et on
admet les chiffres du parti du travail; ou bien on
renonce à ce principe, faute de moyens financiers et
on se rallie à la proposition des experts fédéraux,
qui attribue une rente plus basse que le minimum
d'existence, en supprimant alors la condition qui «
obligerait l'assuré à quitter tout travail professionnel.

A notre avis, il serait difficile de faire admettre
partout la condition de cessation de toute activité
professionnelle, par exemple, à la campagne. Nous
ne voyons pas comment la Confédération pourra
faire respecter cette condition dans chaque pro-
fession, sans instaurer un régime policier de contrôle
sur l'ensemble du pays. Pourra-t-on empêcher un
vieux paysan de donner un coup de main à son fils,
fermier de son domaine ? Ou l'artisan de nos cités
de continuer à bricoler dans l'atelier familial? En
fait, le système soutenu par nos amis genevois est
applicable aux salariés du commerce et de l'indus-
trie dans son essence. Il est difficilement conciliable
avec le caractère des professions indépendantes. En
outre, il attribue une retraite gratuite et immédiate,
aux frais du peuple suisse, à un certain nombre de
personnes qui n'en ont pas besoin, ainsi les gens
fortunés.

Plus grave est cependant l'aspect financier des
propositions en discussion ici. C'est selon nous l'in-
convénient majeur. La base du calcul genevois est,
fragile : elle admet, en principe, que le 40 % des
hommes et des couples âgés de 65 ans renonceront
à l'assurance parce qu'ils préféreront conserver une
activité lucrative. Si, par hypothèse, cette estima-
tion n'était pas corroborée par les faits, les dépenses
à la charge de la caisse de compensation enfleraient
dans une mesure peut-être importante. Il est dange-
reux de bâtir tout le plan financier sur une esti-
mation, dont, aujourd'hui, personne ne peut affir-
mer la valeur réelle.

L'Office fédéral des assurances sociales admet
que la deuxième variante du projet genevois, celle
dont nous avons cité les chiffres plus haut, causera
une charge annuelle de 600 millions de francs la
première année. La dépense ira en augmentant: ce
sera 710 millions de francs dans dix ans, 640 mil-
lions de francs dans vingt ans et 950 millions de
francs pour la suite.

Comment payer ? Dans son plan de financement;
le comité genevois admet une dépense de 534 mil-
lions de francs la première année. Il lui manque ainsi
66 millions de francs. Mais il y a plus : II suppute le
produit total de la cotisation des assurés à 350 mil-
lions de francs, chiffre qui plafonne à 90 millions
de francs au-dessus de l'estimation des experts.
Ceux-ci, il est vrai, ont tenu compte, dans leurs
calculs, de la conjoncture économique moyenne sem-
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blable à celle des années d'avant-guerre. Le comité
genevois base son appréciation sur la conjoncture
industrielle et économique actuelle qui, pour beau-
coup d'économistes avertis, est exceptionnelle. Est-il
prudent de baser tout un système d'assurance so-
ciale sur le résultat économique d'une période de
prospérité exceptionnelle d'après-guerre ? Le citoyen
appréciera.

Pour nous, c'est courir une aventure que de
partir avec une comptabilité aussi flottante.

Quoi qu'il en soit, et en admettant les plans
optimistes du calcul genevois, la Confédération et
les cantons devraient contribuer par 250 millions
de francs à l'assurance vieillesse, déjà la première
année. Les caisses fédérale et cantonale auraient à
supporter un fardeau supplémentaire annuel de
60 millions de francs au moins.

Si, par contre, on prend les calculs de l'office
fédéral des assurances sociales, la charge publique
serait encore plus lourde dans le cadre du projet
genevois. La Confédération et les cantons auraient
à payer 300 millions de francs en 1948. Dix ans plus
tard, la contribution publique passerait déjà à
360 millions de francs. Il est douteux que le peuple
suisse et surtout lesv cantons, acceptent de pareils
sacrifices qui provoqueraient une cascade d'imposi-
tions. Aujourd'hui, les cantons proclament déjà
qu'ils ne pourront pas payer les 63 millions de francs
prévus par la loi. Par quel sortilège, le comité gene-
vois fera-t-il adopter à son propre corps électoral
une dépense du double à la charge des cantons, donc
du sien également ?

Notons aussi qu'il serait nécessaire d'envisager
sérieusement une • augmentation du taux de con-
tribution sur les salaires et les gains, dans le dé-
veloppement du système genevois. L'office fédéral
des assurances sociales s'est livré à divers calculs,
en prenant pour base, par exemple, un taux moyen
pendant vingt ans. Dans ce cas, la cotisation sur les
salaires doit être portée à 5 % dès le début. Elle
passera à 6,6 % après vingt ans. Nous ne voulons
pas répéter ici les arguments déjà indiqués sur l'avis
de la jeune génération en présence de charges pro-
gressives qui grèveront son travail durant trente ou
quarante ans. Et le patronat est-il en mesure de
souscrire immédiatement à l'augmentation de son
pour-cent ?

Tout en rendant hommage à l'esprit qui anime
les initiateurs genevois, on est contraint de ne pas
les suivre, pour des raisons financières. Puissent-ils
eux-mêmes se rallier de bon gré à l'opinion qui pré-
vaudra sans doute dans ce conseil et qui dit: créons
une assurance sur des bases solides. Seul le projet
de loi est de nature à réaliser objectivement ce
dessein.

Il est vrai que le comité genevois reçoit un ren-
fort inespéré des bords de la Limmat, qui annonce
une nouvelle ère dans les relations entre nos deux
grandes cités suisses. Notre collègue, M. Münz, nous
a adressé son intéressant point de vue au cours
duquel il développe des arguments parallèles à ceux
de notre collègue, M. André Guinand. Pour lui égale-
ment, il convient d'adopter le principe pur de la
répartition. Les rentes devraient correspondre à un
minimum d'existence de 1200 à 1500 francs pour
les rentes simples et de 2000 à 2400 francs pour les
rentes de couples.

M. Münz s'attaque essentiellement à la rente
minimum prévue par la loi, qu'il estime ridicule.

Nous ne voulons pas réfuter à nouveau les argu-
ments déjà discutés. Bornons-nous à constater qu'il
est politiquement faux de prendre pour critère les
rentes minima pour les employer à détruire l'en-
semble de l'œuvre. Les experts ont fait remarquer
déjà que l'assurance vieillesse suisse peut être com-
parée aux prestations prévues par le dernier plan
anglais d'assurances sociales, pour peu que l'on
prenne pour critère suisse, non pas les rentes minima,
mais les rentes moyennes générales.

D'après la variante I, adoptée par la loi, la rente
de vieillesse simple sera en moyenne de 1034 francs
et celle pour couple de 1654 francs. Le système
anglais prévoit une pension de 900"francs suisses
pour personne isolée et de 1575 francs pour un
couple, au taux du change actuel.

Ainsi notre projet supporte la comparaison avec
• ce qui est prévu par une nation à gouvernement
travailliste. Nous n'en tirons pas, du reste, la con-
clusion que les chiffres suisses représentent le pla-
fond du progrès social. Bien au'contraire, nous pen-
sons avec les experts que les solutions admises pré-
sentent le maximum de compatibilité avec les habi-
tudes et les besoins du peuple suisse. Ces solutions
s'en tiennent à ce qui est réalisable.

Nous devons créer un palier social pour 1948
qui soit à l'épreuve du temps. La pyramide qui nous
est présentée rappelle celle de feu le professeur
Pareto. Si vous coupez son sommet, elle s'élargit
à la base. Si vous touchez la base, elle s'effondre.

Si votre commission a accepté dans ses grandes
lignes le projet présenté, c'est qu'elle a acquis dans
sa grande majorité la conviction qu'en bouleversant
l'économie du projet, on en détruit l'équilibre. Et
en fin de compte, le peuple suisse a le droit d'exiger
de ses autorités un système d'assurance qui ne soit
pas construit sur des hypothèses fragiles.

L'assurance vieillesse et survivants èst la plus
vaste réalisation sociale de notre génération. Elle
a besoin de notre appui inconditionnel et aussi,
permettez-moi de le dire, de notre conviction iné-
branlable. Nous ne commettrons pas la faute d'en
discréditer les bienfaits sous prétexte que la loi ne
contient pas tout ce que nous voudrions y voir.
L'esprit qui dirigera nos débats sera aussi celui qui
animera nptre peuple.

Nous n'oublierons pas que, quelle que soit son
importance, l'assurance vieillesse et survivants ne
constitue qu'un chapitre du statut social moderne
que nous avons l'espoir d'édifier. D'autres chapitres
s'y ajouteront. Ils traiteront de la protection de la
famille inscrite dans la Constitution fédérale. Nous
pensons en particulier à l'assurance maternité, aux
allocations familiales ou encore à l'invalidité et à la
maladie. ,

Cette première épreuve sociale d'après-guerre
servira de critère pour juger notre capacité d'établir
une société meilleure et solidaire. Dans le creuset
de nos passions, de nos scepticismes et de nos doc-
trines, elle exige que, selon la parole de Vinet,
l'homme soit maître de lui-même, pour être mieux
le serviteur de tous.

C'est dans cet esprjt que nous vous proposons,
Messieurs les conseillers, d'entrer en matière sur le
projet de loi sur l'assurance vieillesse et survivants.
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l
Allgemeine Bera tung. — Discussion générale.

Vizepräsident: Nach den umfassenden Aus-
führungen der beiden Herren Berichterstatter, die
beide Eintreten beantragt haben, gehen wir zur
allgemeinen Diskussion über. Es sind 26 Herren
eingetragen. Ich mache schonend auf Art. 26 des
Geschäftsreglements aufmerksam, der vorschreibt:
„Die Redezeit beträgt 20 Minuten." Ich werde mich
nicht sklavisch an diese'Vorschrift halten, mit Rück-
sicht auf die Wichtigkeit der Vorlage. Aber ich bitte
Sie, diese Vorschrift doch nicht ganz zu vergessen.
Ich bitte, auch darauf Rücksicht zu nehmen, dass
das, was bereits vier- oder fünfmal gesagt worden
ist, nicht unbedingt ein sechstes oder siebtes Mal
wiederholt we'rden muss.

M. Guinand: II m'appartient aujourd'hui d'ex-
primer à cette tribune l'opinion d'une minorité de
la commission. Cette minorité n'est pas opposée à la
réalisation, en Suisse, de l'assurance vieillesse, tout
au contraire. Mais elle estime que le projet actuel
ne répond pas au désir exprimé par le peuple suisse
dans l'initiative constitutionnelle déposée le 25 juillet
1942 et qui revêtit 179 910 signatures.

Certes nous tenons, au début de cet exposé, à
rendre un hommage sincère à l'énorme travail réa-
lisé'par le Dr Saxer et l'Office fédéral des assurances
sociales, le Dr Kaiser et ses collaborateurs en ma-
tière technique, ainsi que par les commissions d'ex-
perts sous l'impulsion magistrale de M..le conseiller
fédéral Stampili, qui est celui qui a mené à chef
l'établissement de ce projet. Si l'on admet que la
base choisie est la bonne il faut reconnaître que le
projet qui nous est présenté est un modèle de travail
bien fait et sérieusement étudié.

Mais justement nous ne pouvons pas nous rallier
aux principes qui ont servi de base à ce projet et
notre critique principale à son égard peut s'exprimer
ainsi : Avant de construire un pareil monument légis-
latif, on aurait dû étudier tous les systèmes proposés

T de réalisation de l'assurance vieillesse et seulement
ensuite choisir celui qui serait apparu le meilleur.
On aurait ainsi évité un écueil devant lequel nous
nous trouvons aujourd'hui sans pouvoir y échapper.

Sans doute, nous ne nous faisons pas beaucoup
d'illusions sur l'issue de notre opposition ou des cri-
tiques' que nous apportons aujourd'hui à cette tri-
bune: cela permettra à M. le conseiller fédéral
Stampfli de nous faire une réponse comme il en a
l'habitude détaillée, peut-être ou même probable-

• ment assez passionnée, mais, d'autre part, cela per-
mettra aussi d'étudier la question sous tous ses
aspects.

Notre tâche parlementaire est conditionnée au-
jourd'hui par deux facteurs désagréables: le premier,
c'est la nécessité de travailler vite, par conséquent

. sans pouvoir faire un grand travail de valeur ; le se-
'cond -c'est l'obligation où nous sommes de renoncer
à discuter les principes fondamentaux qui sont à
la base du projet, nous sommes obligés d'accepter
comme vérité d'Evangile le système retenu dans le
projet soumis à nos délibérations. Nous sommes en
face d'un menu déjà tout préparé, tout cuit, dans
lequel, sans doute, il nous sera permis de mettre un
peu plus de poivre ou de sel, .mais il nous faut le
dévorer tel quel, très vite, ou alors le renvoyer à

la cuisine, c'est-à-dire à l'administration en de-
meurant le ventre vide. Comme socialement le
peuple suisse a faim de l'assurance vieillesse, et
on ne saurait l'en blâmer, nous allons être obligés
d'absorber ce menu même s'il doit nous faire mal.
Voilà la situation avec le projet actuel ; il faut avouer
qu'elle n'est pas très réjouissante.

Il est vraiment dommage que nous ne puissions
même pas examiner et discuter ici, avant de nous
prononcer sur un texte, les principes essentiels.
Beaucoup de questions auraient dû être tranchées
avant la-rédaction du projet dans ses détails. Or,
cela n'a pas été fait clairement, tout au moins on
ne nous en parlé pas d'une manière satisfaisante.

On peut concevoir la réalisation de l'assurance
vieillesse sur des bases très diverses, car il n'y a
pas qu'une solution de ce problème, comme sem-
blent l'admettre l'office fédéral des assurances
sociales, le Conseil fédéral et la commission d'ex-
perts. Nous ne sommes pas du tout persuadés que
le système adopté dans le projet soit le meilleur.
Nous pensons même qu'au point de vue social et
financier il y en avait d'autres qui auraient mieux
valu. Des groupements importants opt proposé des
solutions qui n'ont pas été étudiées d'une manière
approfondie, sauf peut-être sous l'angle purement
financier.

C'est ainsi que le comité genevois pour la réalisa-
tion de l'assurance vieillesse par la transformation
des caisses de compensation pour mobilisés a pro-
posé d'édifier l'assurance vieillesse sur des bases
toutes différentes, à savoir: rentes uniformes assu-
rant un minimum de vie, principe de la répartition
totale, cessation de l'activité économique. Ce comité
qui est l'artisan de l'initiative qui a réuni près de
180 000 signatures, a demandé à plusieurs reprises
que l'on étudie ses propositions du point de vue
technique. Sa voix n'a pas été entendue de l'ad-
ministration qui semble ne pouvoir réaliser qu'on
puisse avoir d'autres conceptions que les siennes.

Les principaux systèmes en présence pour la réa-
lisation de l'assurance vieillesse sont les suivants:

1. Tout d'abord le principe de l'assurance pure;
dans ce cas il faut adopter la méthode, en vigueur
dans les caisses de retraite de fonctionnaires: les
primes doivent couvrir les rentes, la capitalisation
est la base technique, il n'y a pas de solidarité
sociale, c'est-à-dire d'effort des possédants au profit
de ceux qui n'ont point ou que peu de fortune,
l'entraide n'existe que par l'accumulation des capi-
taux. Dans ce système, l'effort financier de certains
correspond à la rente que chacun reçoit. Son défaut
est le manque de principe social, d'une part, d'autre
part, une accumulation dangereuse de capitaux.

2. Le second système repose sur le principe de
la retraite vieillesse. Dans cette hypothèse, il ne
saurait être question de rente correspondant exacte-
ment aux primes versées : la rente est d'un montant
uniforme. Ce montant est fonction du nombre de
vieillards ainsi que de l'importance des ressources
annuelles provenant des cotisations ' et des fonds
fournis par les pouvoirs publics. La répartition- pure
est, la base technique. Ajoutons que normalement
dans chaque cas la rente doit être suffisante pour
assurer un minimum d'existence. Le doit à l'attribu-
tion d'une rente est conditionné par l'abandon de
l'activité professionnelle. C'est ce système qui est
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préconisé par le comité genevois, avec des normes
modérées, ainsi que par le parti du travail, mais
alors avec dès-taux de rentes qui sont malheureuse-
ment inapplicables aujourd'hui. Notre collègue, le
Dr Münz, le recommande également dans une étude
fort intéressante qu'il a publiée récemment.

3. Le troisième principe est celui de l'assurance
par la profession. Ce mode de faire consisterait à
transposer dans le domaine de l'assurance vieillesse
ce qui existe aujourd'hui pour l'assurance chômage:
l'assurance vieillesse serait organisée dans chaque
profession par des caisses paritaires. Chaque pro-
fession aurait ainsi ses cotisations et ses rentes
particulières. Ce serait en quelque sorte une des
premières réalisations sur le terrain de la commu-
nauté professionnelle. Les pouvoirs- publics se con-
tenteraient de fixer des normes générales et d'assurer
l'apport de subventions. Cette solution a été pré-
sentée avec talent à la commission par notre col-.
lègue le Dr Ilg. Elle offre de sérieux avantages quant
au montant des rentes et en ce qui concerne la parti-
cipation effective des assurés, mais malheureuse-
ment elle ne réalise pas l'assurance vieillesse généra-
lisée.

4. Le quatrième mode de faire procède du prin-
cipe de l'assurance par les cantons avec subven-
tion par la Confédération. Cette solution n'est pas
satisfaisante, car sa réalisation serait impossible
dans les petits cantons. D'autre part, les rentes
seraient différentes d'un canton à l'autre et les bases
techniques de l'assurance seraient par trop fragiles.

5. Enfin le cinquième système est le principe
mixte, dans lequel on réalise un compromis entre
l'assurance pure et la retraite, entre la capitalisation
et la répartition. C'est cette solution qui a été adop-
tée dans le projet actuel.

Nous nous permettons de regretter, je parle au
nom d'une minorité de la commission, qu'une étude
complète de tous ces systèmes ne nous ait pas été
présentée, parce que cela nous aurait permis de
nous rendre compte de la valeur exacte des avan-
tages et des inconvénients de chacune des méthodes
envisagées. On s'est borné à étudier à fond une seule
solution, c'est-à-dire le système mixte en semblant
admettre que toutes les autres ne valaient rien.
Pour justifier ce point de vue, le message du Conseil
fédéral déclare qu'il fallait adopter une solution de
compromis parce que cela était conforme au tempé-
rament démocratique de notre pays. Je'me permets
de douter du sérieux d'un tel argument. Mais il
illustre bien l'idée qui a présidé à l'élaboration du
projet. Au lieu de partir d'une base de principe sûre,
l'administration a admis comme seul possible le
système des caisses de compensation pour pertes de
salaires des mobilisés avec un taux fixe de cotisation,
sans se rendre compte que les conditions d'assurance
vieillesse sont toutes différentes. On pouvait prendre
comme base technique l'organisation de ces caisses
de compensation ce que l'initiative demandait, mais
non pas la prendre comme base de principe pour
l'assurance elle-même, car on en arrive ainsi à des
rentes ridiculement basses et à des cotisations in-
suffisantes. On fait un appareil administratif énorme.

Un autre défaut du projet actuel, c'est d'avoir
tout calculé sur une période de temps beaucoup trop
longue. Les calculs s'étendent, en effet, jusqu'en l'an
2008 comme si nous savions ce que sera l'Europe

en 2008 ! Le comité genevois a proposé de se limiter,
pour les prévisions, à une période de trente années,
ce qui semble très raisonnable.

Les rapporteurs de la majorité de la commission
nous ont dit les avantages du projet. Il m'appartient
maintenant de vous en signaler les inconvénients
majeurs. Les voici:

1. Les rentes sont trop basses. A la commission,
je les ai qualifiées de misérables. Je dois malheureuse-
ment maintenir ce terme. Le maximum que pourra
toucher un assuré est de 1500 francs par an à con-
dition qu'il ait payé pendant vingt ans au moins les
cotisations sur un salaire d'au moins 7500 francs par
an. Pouvez-vous me dire quel est le jeune homme
qui, à l'heure actuelle, touch'e un tel salaire? Le
maximum sera donc l'exception. Or, les rentes
s'échelonnent entre 480 francs et 1500 francs par
an pour un vieillard isolé et 770 francs et 2400 francs
pour un couple. Qui donc pourrait vivre avec
480 francs par an, même à la campagne ? Ces chiffres
démontrent que les rentes prévues sont totalement
insuffisantes pour permettre de vivre, même modes-
tement.

Le comité genevois a proposé de fixer les rentes
à 1500 francs, soit 130 francs par mois pour un
vieillard isolé et à 2400 francs, soit 200 francs par
mois pour un couple.

Ces chiffres ne sont pas des chimères. Ils sont
appliqués aujourd'hui même dans le canton de
Genève pour le régime transitoire. Le comité gene-
vois s'en est tenu à des taux de rente compatibles
avec les ressources de notre peuple sans augmenta-
tion d'impôt. Les taux préconisés par le parti du
travail, soit : 200 francs par mois pour les vieillards
isolés et 300 francs par mois pour un coupe semblent,
en revanche, incompatibles avec la situation finan-
cière dû'pays.

2. Les rentes seront toutes différentes les unes
des autres, si bien que deux vieillards qui auront
pratiqué la même profession pendant toute leur vie
et seront domiciliés dans le même endroit toucheront
des rentes différentes parce que, à un moment donné
de leur vie, ils n'auront pas eu exactement le même
salaire. Ces différenciations de rentes se justifient
d'autant moins que le projet admet une rente de
base unique et que ce n'est qu'une partie très petite
de la rente qui est variable.

Le compromis est -déplorable et il se répercute
par le désavantage suivant: frais d'administration
énormes. Le système envisagé oblige la Confédéra-
tion à. créer un organisme central doué d'un phéno-
ménal fichier qui comprendra une fiche comptable
par habitant de la Suisse assuré, soit au début
2 500 000 fiches comptables et plus tard 3 millions
et demi à 4 millions de fiches. Vous voyez la com-
plication. Il sera nécessaire d'avoir, pour le fonc-
tionnement de cette assurance près de 2000 fonc-
tionnaires rétribués, soit par la Confédération, les
cantons, les communes et les caisses de compensa-
tion. Si le traitement de ces fonctionnaires est cal-
culé en moyenne à 6000 francs, cela représente une
dépense de salaire de 12 millions de francs pour la
gestion de l'assurance vieillesse. Il faut ajouter à
cela les frais de locaux, de matériel, de voyages, etc.,
qui représentent environ 8 millions de francs par an,
soit une dépense totale, en frais d'administration,
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de 20 millions de francs par an. Ce chiffre m'a été
confirmé par quelqu'un qui travaille dans les caisses
de compensation et qui sait ce que sont actuellement
les dépenses seulement pour les caisses de compensa-
tion pour mobilisés. Ce chiffre n'est malheureuse-
ment pas exagéré. L'avenir se chargera de nous en
montrer la réalité. Une première indication à ce
sujet nous est donnée par le rapport du gérant des
caisses de compensation vaudoise, M. Buffat, qui
apporte des précisions très intéressantes en ce qui
concerne ces frais.

3. Un autre désavantage: les rentiers pourront
continuer à travailler. Le fait que les bénéficiaires
de re.nte pourront continuer à travailler aura un
effet désastreux sur le marché du travail. Dans un
grand nombre de professions, non seulement les
vieillards ne feront aucune place aux jeunes, mais
constitueront une concurrence à bas prix très dan-
gereuse. Je pense notamment aux professions d'en-
caisseur, de magasinier, de comptable, de commis
dans lesquelles il n'y a aucune différence entre la
main-d'œuvre jeune et âgée, be plan Beveridge
avait prévu du reste que pour toucher la rente, il
fallait une renonciation à une activité profession-
nelle. En admettant la possibilité de travailler pour
les rentiers, nous agissons exactement à l'opposé de
ce que nous avons proclamé dans cette salle à propos
de la question de l'initiative pour la protection de
la famille.

4. Enfin autre inconvénient, le fonds de compen-
sation de 3 milliards de francs. Le projet prévoit la
constitution d'un fonds de compensation de 3 mil-
liards de francs au moins ce qui constitue une adhé-
sion partielle au système de la capitalisation. Il
s'agit là d'une augmentation énorme de capitaux
qu'il faudra placer. Souhaitons que nous n'ayons
pas trop de gens du genre Stavisky en Suisse pour
s'occuper de placements de cette nature comme dans
d'autres pays. Mais il faut avouer que de tels place-
ments ne sont pas faciles. L'association suisse des
banquiers qui constitue incontestablement le ras-
semblement le mieux qualifié pour donner son avis
en matière de placements de capitaux et d'argent
a tenu à signaler le danger d'une telle accumula-
tion de.capitaux. Elle s'est adressée à notre com-
mission par lettres du 24 mai et du le.r juillet de
cette année où elle affirme ce qui suit (c'est l'Asso-
ciation des banquiers qui parle): «Nous saisissons
l'occasion de vous signaler le sérieux danger créé
par la constitution d'un fonds aussi gigantesque en
main de l'Etat. C'est notre devoir de vous rendre
attentifs avec un sérieux tout particulier aux grosses
responsabilités et au travail que comporte l'adminis-
tration d'un fonds atteignant des milliards qui
s'identifieront avec une partie importante de la for-
tune du peuple suisse. Les banques attribuent au mon-
tant de ce fonds une importance capitale. Elles se
rendent compte que si un tel fonds est nécessaire pour
permettre de faire face à des variations économi-
ques et démographiques, son montant ne devrait
jamais dépasser le millard.»

Ceci nous montre qu'en acceptant la création de
ce fonds énorme, nous prenons un risque que les
banquiers eux-mêmes estiment très, dangereux.

Enfin, le dernier désavantage est le financement
même du projet. Ce financement est franchement

mauvais. Le point de départ est faux. Au lieu de
se demander quelles sont les dépenses et d'essayer
de les couvrir par des cotisations adéquates, on fait
le contraire. Le projet fixe d'abord le taux des
cotisations à un chiffre immuable et intangible de
2 % parce que c'est le taux admis à l'heure actuelle
pour les caisses de compensation pour pertes de
salaire des mobilisés. Cela fait, on comble le déficit
des recettes par des impôts, ces impôts étant ré-
partis entre la Confédération et les cantons. Ce sont
donc les pouvoirs publics qui supporteront directe-
ment tous les risques. Si le montant total des cotisa-
tions diminue par suite d'une crise, il faudra en
conséquence augmenter les impôts au moment où
ce sera le plus difficile. C'est exactement le contraire
qui aurait dû être fait. Si la Confédération voulait
respecter la logique fiscale et technique, elle aurait
dû proposer de fixer le taux des cotisations chaque
année en tenant compte des dépenses et des résul-
tats financiers. C'est ainsi seulement qu'on ne met-
trait pas en péril les finances fédérales.

Malgré tous mes efforts, ce taux fixe, éternel, de
2 % a été maintenu sans aucune possibilité de modi-
fication. Quand on nous dit que les salariés et que
les patrons refuseraient toute augmentation de ce
taux, nous savons que dans certaines parties du
pays, les salariés sont prêts à accepter une augmen-
tation de ce taux pour autant qu'on leur serve des
rentes convenables. Chez certains patrons,.le même
raisonnement a été fait; naturellement si les rentes
actuelles sont maintenues, on oblige les patrons et
les cantons à parfaire à l'insuffisance des rentes
actuelles. Mais cette erreur de taux fixe de cotisa-
tion est encore aggravée par les moyens proposés
pour couvrir le déficit des cotisations. Le projet nous
apporte deux moyens de couverture qui sont, à eux
seuls, capables de faire échouer toute l'affaire. Le
premier, c'est l'impôt fédéral sur les successions. Cet
impôt rencontrera une opposition unanime et fa-
rouche en Suisse romande, ainsi que dans plusieurs
petits cantons. Tous les députés romands de la com-
mission, même ceux qui sont partisans du projet,
se sont exprimés très clairement à ce sujet: l'impôt
fédéral sur les successions sera insupportable dans
les cantons qui l'ont déjà. De plus, il constitue une
nouvelle emprise de la Confédération dans le do-
maine de la souveraineté financière des cantons.
D'autre part, pour pouvoir créer cet impôt il faudra
une votation constitutionnelle préalable et nous
verrons certainement alors un renouvellement de ce
qui s'est passé avec l'article 23ter. A ce moment,
même si nous avons voté le projet technique, il ne
pourra pas entrer en vigueur parce que le finance-
ment n'existera pas. Le second moyen consiste à
charger les cantons d'une partie de la. dépense sans
leur dire comment ils devront s'y prendre pour satis-
faire à cette exigence. Les directeurs cantonaux des
finances, dans une conférence qu'ils ont tenue il y a
quelque temps, ont voté une résolution qui montre
l'opposition formelle des cantons à ce sujet. La Con-
fédération prend trop l'habitude de voter des dé-
penses et de les mettre partiellement à la charge des
cantons sans les consulter au préalable, bouleversant
ainsi d'année en année l'édifice des finances can-
tonales. Nous savons que l'on envisage le même
mode de faire pour l'assainissement financier de la
Confédération.
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Le financement est, comme vous le voyez, la
partie la moins bonne, on peut même dire la plus
dangereuse, du projet actuel.

Telles sont, messieurs, les critiques fondameii-
'tales que la minorité de la commission que je repré-
sente adresse au projet. Nous nous permettons de
formuler ces critiques parce que tout en reconnais-
sant l'immense travail accompli par le chef et les
organes du, Département de l'économie publique,
travail qui, en soi, a toute notre admiration, nous
pensons qu'avant de faire cette œuvre énorme, il
eût d'abord fallu démontrer que les autres solutions
suggérées ou proposées étaient moins bonnes, moins
avantageuses. Or, cette démonstration n'a pas été
faite. Des groupements importants ont pourtant
proposé des systèmes intéressants et qui semblent
meilleurs que celui qui nous est présenté par le
Conseil fédéral. Le comité genevois, par exemple,
vous a adressé ces jours-ci un projet qui, s'il est
réalisable, ce que je pense, répondrait beaucoup
mieux aux vœux de la population suisse. Ce travail
démontre clairement que l'on aurait pu construire
une retraite vieillesse sur le principe de la répartition
pure avec des rentes uniformes constituant un mini-
mum d'existence. Mais le projet genevois ne se con-
tente pas d'émettre des principes : il donne des pré-
cisions, des chiffres qui ne sont pas dus à des experts
genevois, mais bien à un expert actuaire zurichois le
Dr Nabholz, sur ce point Genève fait confiance à
Zurich. Le projet genevois se base sur le principe de
la répartition pure (reine Umlage-Verfahren); il
écarte l'idée d'une période de transition, estimant
que la solidarité sociale doit être poussée jusqu'au
bout; il admet ensuite le système d'une rente de
retraite vieillesse versée seulement à ceux qui cessent
leur activité professionnelle. Le montant des rentes
prévues est'fixé à 1560 francs par an pour un vieil-
lard isolé, à 2400 francs pour un couple, cela à l'âge
de 65 ans. La rente est unique, uniforme, il n'y a pas
de classes différentielles, selon le nombre des cotisa-
tions versées; la Tente est une rente minimum
d'existence égale pour tous. Quant à l'organisation,
elle est basée sur le système existant des caisses de
compensation professionnelles qui doivent être gé-
rées paritairement. Enfin le financement est assuré
sans impôts nouveaux.

Le comité genevois et son expert le Dr Nabholz,
arrivent aux chiffres de dépenses suivants:

En 1948, donc au début de l'assurance (charge
totale) : 534 millions de francs ; en 1953: 574 millions
de francs; en 1958: 605 millions de francs; en 1963:
641 millions de francs; en 1968: 888 millions de
francs.

Voyons maintenant si ces chiffres de dépenses
présumées "sont compatibles avec les ressources à
disposition.

Le comité genevois estime avec raison que l'on
peut admettre que le rendement des caisses de com-
pensation et des cotisations calculé, comme jusqu'à
présent, au taux de'2 % sera d'au moins 350 mil-
lions de francs. J'insiste sur ce montant de 350 mil-
lions de francs: nous savons déjà aujourd'hui que,
pour cette année (ou alors j'aimerais qu'on m'en
donne le démenti) le rendement sera supérieur à ce
chiffre; celui de 261 millions de francs qui a été
retenu par les experts remonte, m'a-t-on dit, à-1929
et il constitue donc un minimum. Mais comment
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peut-on s'arrêter à ce chiffre de 261 millions de
francs et tabler sur ce montant jusqu'à l'année
2008! Pense-t-on donc que notre économie rie chan-
gera pas d'ici là ? Il semble qu'il y a là véritablement
une erreur fondamentale commise par la commission
d'experts. En tout cas, le chiffre de 350 millions de
francs n'est pas exagéré actuellement. Le complé-
ment à fournir par les pouvoirs publics serait:

En 1948 de 184 millions de francs ; en 1953, de
224 millions de francs; en 1958 de 255 millions de
francs; en 1963.de 291 millions de francs; en 1968
de 338 millions de francs.

Ces chiffres peuvent être envisagés dans le cadre
de notre économie nationale, pour assurer des rentes
minimales convenables ; on pourrait les réduire sen-
siblement en proportionnant fnieux Les cotisations
aux dépenses, c'est-à-dire en'ayant le courage d'éle-
ver à 2% ou à 3 % le montant des cotisations au
lieu de s'en tenir —; et cela jusqu'à l'année 2008! —
à ce taux fatidique de 2 % sans jamais tenir compte
des résultats financiers de l'assurance vieillesse.

Il est vrai, et je le reconnais, que les chiffres du
comité genevois et de son-actuaire le Dr Nabholz,
sont contestés par le chef du service mathématique
de l'office fédéral des assurances sociales, le Dr

Kaiser; mais dans cette controverse de chiffres il
est impossible de savoir au juste qui a vraiment
raison, car les uns probablement voient les choses
trop en rosé et les autres trop en noir. Il s'agit dans
ce domaine non pas de calculs basés sur des résultats
certains, mais d'appréciations, de prévisions. C'est
pourquoi il aurait été utile d'examiner à fond le
projet genevois, car s'il était réalisable, ce que je
pense, il aurait apporté une solution bien meilleure
et plus conforme aux vœux du peuple suisse.

La minorité que je représente s'est abstenue au
vote sur l'entrée en matière, ainsi qu'au vote final.
En effet, nous ne voulons pas nous opposer à une
réalisation de l'assurance vieillesse si peu satisfai-
sante soil-elle. Nous disons franchement que -nous
trouvons le projet actuel insuffisant, compliqué,
coûteux et ne répondant que de très loin à ce que
le peuple suisse réclame en cette matière. L'avenir
montrera sans doute qu'il faudra complètement re-
manier les conceptions officielles d'aujourd'hui dans
ce domaine et que le comité de Genève aura été un
précurseur incompris. Il faudra revenir au système
de la rente unique pour éviter de monstrueux frais
d'administration, revenir au système de la réparti-
tion pure.

Nous avons hésité à vous proposer de renvoyer
tout le projet au Conseil fédéral pour le construire
à nouveau sur les bases que je viens d'énoncer. Sui-
vant le développement de la discussion, suivant
aussi, le sort qui sera fait aux propositions que nous
présenterons, nous nous réservons de le faire.

Permettez-moi, pour terminer, de poser au Con-.
seil fédéral deux questions précises qui présentent
pour nous une très grande importance dans ce
débat :

Le Conseil fédéral soumettra-t-il au peuple suisse
l'initiative déposée le 25 juillet 1942 et revêtue de
179 910 signatures en même temps que le texte cons-
titutionnel relatif à l'impôt sur les successions?
Nous désirons savoir si ces deux votations auront
lieu simultanément ou bien si, une fois de plus, on
ajournera le vote sur le projet constitutionnel qui
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aurait dû intervenir depuis trois ans déjà conformé-
ment à la loi. J'aimerais, être fixé de façon précise
sur cette question à laquelle on n'a jamais répondu
d'une façon tout à fait claire.

La seconde question est de savoir si le Conseil
fédéral a l'intention de proposer l'affectation à
l'assurance vieillesse des 600 millions de francs en-
viron de bénéfices réalisés par les caisses de compen-
sation pour pertes de gain des mobilisés. Nous
n'avons jamais pu obtenir de réponse quant à l'em-
ploi envisagé pour ces 600 millions de francs. C'est
je crois, l'occasion de poser la question d'une ma-
nière tout à fait claire, pour qu'une fois on nous dise
où sont ces 600 millions de francs et ce qu'on en
compte faire. Maintenant que le projet est là, il
semble tout naturel'que ces 600 millions de francs
soient versés à ce fameux fonds de compensation
de plusieurs milliards qu'on veut créer. Ce serait
une base de départ utile pour l'assurance vieillesse.

Tel est le point de vue de la minorité la plus
extrême de la commission, une minorité qui veut
Une véritable assurance vieillesse et qui, tout en
reconnaissant le grand travail accompli, craint la
machine fiscale compliquée, coûteuse et à rende-
ment insuffisant, qu'on nous présente aujourd'hui.

Schtîlid-Zurich : Nachdem Herr Kollega Guinand
seine. Missbilligung des vorliegenden Gesetzent-
wurfes ausgesprochen hat, möchte ich meiner Ge-
nugtuung darüber Ausdruck geben, dass wir heute
hier ein Werk behandeln können, auf das das
Schweizervolk seit langem wartet. Sie werden es
mir nicht übel nehmen, wenn ich bei dieser Gelegen-
heit doch einen ganz kurzen Rückblick auf die
Arbeiten werfe, die im Lauf von 4% Jahren ge-
leistet wurden und speziell auf die Arbeiten eines
Komitees, in dem ich die Ehre habe, mitzuarbeiten.

Herr Guinand hat auf das Genfer Komitee hin-
gewiesen, das ein grosses Verdienst besitzt, da -es
die Volksinitiative auf Umwandlung der Lohn-
ersatzkassen in Altersversicherungskassen lanciert
hat. Dieses Genfer Komitee ist am 3. September
1941 gegründet worden, hat aber dann, als es diese
Arbeit an die Hand nahm, feststellen müssen, dass
es allein nicht imstande wäre, eine schweizerische
Volksinitiative zu einem guten Ende zu führen, so
dass im Februar 1942 ein schweizerisches Aktions-
komitee zustande kam, das die Volksinitiative dem
Bundesrat am 25. Juli 1942 überreichen konnte,
fnit einer Unterschriftenzahl von 180 000.

. Dieses schweizerische Komitee hat natürlich
dann genau gesehen, dass es sehr schwer halten
werde, in unserm Lande ein Projekt zu verwirk-
lichen, das allen unsern Bevölkerungsschichten
passt. Wir haben deshalb selber versucht, ein Pro-
jekt auszuarbeiten, und dieses Projekt „Gesichertes
Alter" in Broschürenform den Bürgern zur Ver-
fügung gestellt. Aus den einigen tausend Antworten,
die eingegangen sind, haben wir allerhand lernen
können. Diese sind von Herrn Dr. Nabholz, der
soeben erwähnt worden ist, verarbeitet worden;.
Wir konnten feststellen, dass in erster Linie der
Wunsch bestand — es war 1942/43 —• dass die
Alters- und Hinterlassenenversicherung so rasch wie
möglich verwirklicht werde. Zweitens stellen wir
fest, dass die Bürger erklären, die Organisation der
Lohn- und Verdienstersatzordnung und deren

Finanzierung solle auch für die Altersversicherung
übernommen werden. Im weitern konnten wir fest-
stellen, dass der Wunsch vorhanden war, nicht nur

, die unselbständig Erwerbenden, sondern das ganze
Volk zu versichern. Denn das Projekt „Gesichertes
Alter".hatte nur das Obligatorium für die Lohn-
erwerbenden vorgesehen. Im weitern stellten wir
fest,-dass wenigstens im Land draussen der drin-
gende Wunsch bestand, die Differenzierung zwischen
städtischen, halbstädtischen und ländlichen Ver-
hältnissen nicht in das definitive Projekt aufzu-
nehmen.

Nachdem wir mit den Vertretern des Schweiz.
Gewerbeverbandes und des Schweiz. Bauernsekre-
tariats Fühlung genommen hatten, stellten wir fest,
dass sich ein Wandel vollzogen hatte. Denn zuerst,
1942, haben die Vertreter des Bauernsekretariats
erklärt, die Bauern wollten nicht obligatorisch ver-
sichert sein, und Herr Kollega Gysler und seine Mit-
arbeiter vom Gewerbeverband erklärten ebenfalls,
Handel und Gewerbe wollten nicht obligatorisch
versichert sein, weil sie für sich etwas Eigenes
schaffen wollten. Von der Landwirtschaft wurden
aber Bedingungen an' die künftige Alters- und
Hinterlassenenversicherung geknüpft, die wir nicht
vergessen dürfen: die Versicherungsbeiträge der
Landwirtschaft sollten äusserst niedrig bleiben, und
die Grundrenten der öffentlichen Hand sollten in
gleicher Höhe und ungeschmälert allen Versicherten
zuteil werden: also eine allgemeine gleiche Ver-
teilung, was in diesem Projekt vorgesehen ist. Dann
aber haben die Vertreter der Landwirtschaft erklärt,
sie verlangten gleichzeitigen Familienschutz für sich,
weil für die Landwirtschaft der Familienschutz
ebenso sichtig sei wie die Altersversicherung.

Das Aktionskomitee hat darauf mit einer Ein-
gabe an den Bundesrat vom 23. Mai 1944'neu
Stellung genommen und erklärt: Die eidgenössische
Versicherung soll auf alle ausgedehnt werden, die
in der Lohn- und Verdienstersatzordnung beteiligt
sind, und im weitern — das war etwas Neues —
Abstufung der Renten nach Höhe der Beiträge und
Beitragsdauer. Hiezu muss ich feststellen, dass das
Genfer Komitee, für das mein Freund Andre Gui-
nand plädiert, am 23. Mai 1944 damit einverstanden
war, dass eine Abstufung der Renten eintrete, je
nach Dauer und Höhe der Beitragsleis'tung. Denn
wir haben in jenem Komitee, in dem etwa 30
Organisationen vertreten waren, unsere Auffas-
sungen ändern müssen, nachdem die sozialdemo-
kratische Partei und der Schweiz. Gewerkschafts-
bund erklärt hatten : Glaubt Ihr, dass die Solidarität
im Schweizerland schon so weit gediehen sei, dass
man für Einheitsrenten eintreten werde ? Glaubt
Ihr, die Jungen seien bereit, 40 oder 30 Jahre lang
Prämien zu bezahlen, um dann die gleichen kleinen
Renten zu bekommen, wie die, die nichts bezahlt
haben — und dass die'Solidarität in unserm Land
so gross sei, dass die, die von 7000 und 10 000 Fr.
Beiträge bezahlten, zufrieden seien mit den Renten,
die die erhalten, die nur von 2000 Fr. Einkommen
Prämien bezahlten ? Daher haben wir den Vorschlag
gemacht, die Renten sollten abgestuft werden nach
Dauer und Höhe der Leistung. Wenn Sie aber die
Ansicht von Herrn Guinand teilen, dass der Soli-
daritätsgedanke bei uns derart verbreitet sei, dass
wir eine Einheitsrente schaffen können, und wenn
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Sie dabei wirklich den Volkswillen vertreten, wird
auch der Bundesrat bereit sein, ein neues Projekt
auszuarbeiten. Aber, dass der Egoismus vollständig
ausgerottet ist, soweit geht mein Optimismus nicht.

Dann hat der Bundesrat die Expertenkommission
eingesetzt, über die man bis in die letzte Zeit nur
Lob gehört hat, da sie in kurzer Zeit, vom 1. Juni
1944 bis zum März 1945 die Grundsätze ausgearbeitet
und dem Bundesrat und der Öffentlichkeit in einem
dicken Buch zur Verfügung gestellt hat. Diese
Arbeit der Expertenkommission, die die Grundlage
des heutigen Werkes ist, ist bis in die letzte Zeit
nirgends angegriffen worden. Die Eingaben, die die
Parteien und Organisationen gemacht haben, weil
der Bundesrat sie dazu eingeladen hatte, haben sich
immer lobend über die Arbeit der Kommission aus-
gesprochen. Die Grundsätze der Expertenkommis-
sion, die jetzt in diesem Gesetzesentwurf enthalten
sind, sind Ihnen selbstverständlich ebenso bekannt
wie mir.. Ich will sie nur festhalten: Volksobliga-
torium, Beitragssystem à la Lohnersatzordnung;
Rentensystem: Einfache Altersrenten, Ehepaars-
renten, Witwen- und Waisenrenten, Renten der
Übergangsordnung für die Generation, die bis 20
Jahresbeiträge bezahlt hat, und Übergangsrenten
für die Generation, die keine Beträge bezahlt hat.

Was die Expertenkommission besonders Grosses
geleistet hat, darf hier vielleicht doch noch fest-
gehalten werden. Es betrifft dies den Einbau der
bestehenden und künftigen Versicherungseinrich-
tungen. Die Expertenkommission hat dieser Frage
die grösste Beachtung geschenkt, denn wir wissen
ja alle genau, dass die 400 000 Personen, die jetzt,
schon versichert sind, bei einer Volksabstimmung
ausschlaggebend sein können. Diese. 400 000 werden
nicht bereit sein, Beiträge zu bezahlen, ohne zu
wissen, dass sie, wenn sie Beiträge bezahlen, auch
etwas bekommen. Bei der Volksabstimmung vom
Jahre 1931 haben die schon Versicherten zweifels-
ohne eine massgebliche Rolle gespielt. Da hat nun
die Expertenkommission eine Lösung gefunden, die
nachher noch verfeinert wurde. Vielmehr hat man
zum Schlüsse zwei Lösungen im Gesetzesentwurf,
die alle befriedigen können: Einbau der bestehenden
und zukünftigen Pensionseinrichtungen, oder eben
Nichteinbau.

Über die Finanzierung sind die Verhältniese uns
allen gegenwärtig, wie sie von der Experten-
kommission vorgeschlagen und vom Bundesrat und
der nationalrätlichen Kommission angenommen
worden ist.

Wenn ich hier diese Ausführung gemacht habe,
so tat ich dies, weil ich die Überzeugung habe, dieses
Werk muss nun gelingen, und wir dürfen meiner
Meinung nach mit Vertrauen vor das Volk gehen,
und das Volk wird diesen Gesetzesentwurf, wenn er
noch in der einen oder ändern Form verbessert
wird, annehmen. Dass es ein Idealwerk ist, wird ja
niemand behaupten wollen. Ich persönlich und
meine Freunde in unserer Gruppe haben allerhand
Wünsche. Ich bin mit verschiedenen Lösungen, die
getroffen worden sind, persönlich nicht einver-
standen, und ich werde mit meinen Freunden in
der Minderheit versuchen, hier im Rate am einen
oder ändern Ort die Ideen, die wir vertreten, hinein-
zubringen. Ich mache darauf aufmerksam, dass
z. B. die Einkommensgrenzen, wie sie nun der

Bundesrat und die Kommission festgesetzt haben,
nicht befriedigen können. Diese Einkommens-
grenzen sind zu niedrig. Ich persönlich mochte
sagen, dass ich mit unsern Genfer Freunden immer
für die Ruhestandsrenten gekämpft habe. Diese
sind aber von der Expertenkommission, vom
Bundesrat und von der nationalrätlichen Kommis-
sion verworfen worden.

Ich bin nicht einverstanden, dass man die werk-
tätigen Frauen nicht besser behandelt, weil ich die
Überzeugung habe, nicht nur die Ehefrauen, son-
dern auch die berufstätigen Frauen würden es ver-
dienen, noch besonders gut behandelt zu werden.
Wir als die „Stärkeren" sollten doch dem schwäche-
ren Geschlechte gegenüber eben noch eine Geste
machen.

Ich bin auch nicht einverstanden mit den Bei-
trägen, die für die nichterwerbstätigen Reichen vor-
gesehen sind. Auch hätte ich es gerne gesehen, wenn
das Umlageverfahren noch stärker -zum Ausdruck
gekommen wäre. Die Übergangsrenten sollten un-
bedingt noch verbessert werden.

Dann aber mache ich darauf aufmerksam, dass
in unserer demokratischen Fraktion' gestern mit
Vehemenz für eine Verkürzung der Übergangszeit
plädiert wurde. Diese 20 Jahre, ist gesagt worden,
sind zu lang. Man sollte mit 10 Jahren Übergangs-
zeit auskommen können, obwohl ich darauf hin-
weisen will, dass Beveridge auch eine zwanzigjährige
Übergangszeit für die Lösung in England vorge-
schlagen hatte.

Unsere Gruppe möchte aber auch, was ich schon
für mich sagte, eine Erhöhung der Minimalrenten.
Das sind die Übergangsrenten. Hier sollte versucht
werden, eine Verbesserung herbeizuführen. Wir
haben die Meinung, dass das daraus entstehende
Defizit wieder wettgemacht werden könnte, wenn
auch die Kapitalerträgnisse zur Finanzierung heran-
gezogen würden. Herr Kollege Spühler wird ja
einen entsprechenden Antrag im Rate verfechten,
und unsere Gruppe wird diesen Antrag unter-
stützen.

Wir glauben auch, dass diese riesige Fonds-
bildung nicht nötig wäre, dass wir eben die Mittel
oder einen Teil dieser Mittel, die man jetzt für die
Fondsbildung vorsieht, zuerst verwenden sollte für
die Verbesserung dieser Übergangsrenten.

Was nun diese Übergangsrenten oder Minimal-
renten anbetrifft, so mache ich immerhin darauf
aufmerksam — ich will gerecht sein — dass im Pro-
jekt „Gesichertes Alter", das auch vom Genfer
Komitee unterstützt wurde, diese damals vorge-
.sehene Eintrittsrente für städtische, halbstädtische
und ländliche Verhältnisse eigentlich nicht be-
deutend weitergeht als die Rente, wie sie hier im
Entwurf vorgesehen ist. Es ist schon darauf hin-
gewiesen worden, ich glaube von Herrn Guinand,
dass die Renten des Regierungsprojektes von Eng-
land eigentlich nicht bedeutend höher sind : Ehe-
paarsrenten 1550 Fr., Alleinstehende 885 Fr. Wir
^tehen zweifelsohne mit diesen Vorschlägen nicht
schlecht da. Wenn es gelingt, die Übergangsrenten
und die Minimalrenten noch zu erhöhen, glaube ich,
dürfen wir mit gutem Gewissen vor das Volk
treten. t

Es ist von Herrn Kollege Guinand gesagt
worden — das hat er übrigens in der Kommission
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ausgeführt, Herr Bundesrat Stampili hat zwar sehr*
scharf dagegen reagiert — das sei eine «rente misé-
rable». Und Herr Guinand hat heute in diesem
Saale die «rente misérable» mit einem sehr netten
Lächeln wiederum erwähnt. Ich kenne Personen,
die in Weltfirmen während 40—45 Jahren nicht als
Arbeiter, sondern als Angestellte arbeiteten, und
die eine Rente von 1500 Fr. bis 1600 Fr. erhalten.
Da sagt man nicht, das sei eine «rente misérable».
Was werden dann die vielen Tausende, die über-'
haupt nichts bekommen, sagen, wenn sie wenig-
stens durch das eidgenössische Werk Renten ei>
halten, die es ihnen ermöglichen, noch einigermassen
den Lebensabend ohne zu grosse Not verbringen
zu können ?

Herr Kollege Bratschi hat darauf hingewiesen,
dass diese Renten, wie sie hier vorgesehen sind, nicht
den Lebensabend unbedingt sichern werden, sondern
dass eben jeder noch selber Vorsorgen müsse. Zwei-
tens ist der Prinzipal auch noch da, um etwas nach-
zuhelfen, und drittens der Kanton und die Ge-
meinde, um eventuell die Rente zu verbessern.

Trotz dieser Aussetzungen, die ich gemacht
habe, und der Mängel, die ich feststellte, habe ich
die Überzeugung, diese können im Laufe der Zeit
behoben werden. Es ist ja nicht möglich, beim
ersten Anhieb .ein Musterwerk zustande zu brin-
gen. Das ist bei unsern Verhältnissen im Schwei-
zerlande einfach nicht möglich. Da müssen wir
versuchen, schrittweise vorzugehen. Das gefähr-
lichste ist, ich muss das meinem verehrten Kol-
legen Münz sagen, wenn, man heute die Parole
ausgibt: Verwerfen wir diese Vorlage und setzen
wir an Stelle dieser unbefriedigenden Vorlage eine
bessere. Das ist ein ausserordentlich gefährliches
Unterfangen. Wir werden einen Scherbenhaufen
schaffen, und wann werden Sie dann ein neues Werk
aufbauen können ? 1931 wurde das erste Gesetz ver-
worfen, es sind 15 Jahre her. An diesem Werk
arbeitet man schon 4—5 Jahre, und es wäre wahr-
scheinlich gar nicht vor unsern Rat gekommen, wenn
nicht während des Krieges allerhand Neues ge-
schaffen worden wäre, wie die Lohnersatzordnung,
wenn nicht der Beveridgeplan aufgetaucht wäre,
wenn man sich nicht gesagt hätte, nach Kriegsende
soll unser Land etwas schaffen, damit unser Volk
in alten Tagen nicht darben muss. In der Broschüre
des Eidgenössischen Aktionskomitees „ Gesichertes
Alter" haben wir auf diese Verhältnisse hingewiesen.
Wir wussten, dass kein ideales Gesetz geschaffen
werden kann, und ich stehe auch heute noch ,zu
jenen Sätzen. Wir haben dort gesagt: „Unsere
Lösung musste gemeinsam gefunden werden, sie ist
ein Kompromiss. Der schweizerische Weg ist aber
stets mit diesem Merkmal behaftet, denn als Weg
der Verständigung muss er ein Weg der Mitte sein.
Um ihn zu finden, müssen die verschiedenen
Gruppen und die einzelnen Bürger ihre Opfer
bringen." Dann haben wir gesagt, und dies ist heute
schon eingetreten, wir stellen es zu unserem grossen
Bedauern fest : „Es wäre verfehlt anzunehmen, der
Kampf für die eidgenössische Altersversicherung
sei dem Ende nahe. Der Weg zum Ziel ist steinig
und steil, viele Gegner werden uns auf uaserem
Marsch noch behindern und vom Wege locken
wollen." Das sage ich meinem Freund Guinand und
auch meinem verehrten Kollegen Dr. Münz, dass

es ausserordentlich gefährlich ist, heute zu sagen:
Verwerfen wir diese Vorlage, denn es kommt etwas
Besseres. Das werden wir in 10 Jahren nicht be-
kommen, es wird nicht in 20 Jahren kommen, es
wird überhaupt nichts kommen als eine Alters-
fürsorge, gegen die besonders die Mittelschichten
unbedingt eingestellt sind.

Mit vereinten Kräften wird aber schliesslieh
dieses Ziel, das wir uns hier gesteckt 'haben, er-
reicht werden. Ich komme zum Schluss und möchte
nur noch darauf hinweisen, dass die englische Re-
gierung zu ihrem Vorschlag zur Sozialversicherung
auch ein paar gewichtige Sätze geschrieben hat. Sie
sagt: „Sozialversicherung stellt lediglich ein Mittel
dar zur Erhöhung produktiver Tatkraft und Wohl-
befindens, sie ist jedoch ein unentbehrliches Mittel
dazu. Wenn der neue Plan einmal in Kraft ist, so
wird es an der Nation sein, ihrerseits jene schöpfe-
rischen Energien neu erstehen zu lassen, durch die
unsere grössten geschichtlichen Epochen gekenn-
zeichnet sind und wie es für die Jahre, die vor uns
liegen, von vitaler Notwendigkeit sein wird."

Es warten Tausende von Alten auf die endliche
Verwirklichung der Altersversicherung, sie werden
nicht daran herumnörgeln, 'ob der eine Punkt zu
ihrer vollen Zufriedenheit und der 'andere nicht zu
ihrer vollen Zufriedenheit gelöst wird, sondern sie
wollen un einmal wissen, dass sie nicht eventuell
noch ins Armenhaus müssen. Die. Arbeitnehmer-
schaft, die Arbeiter sowohl wie die Angestellten,
werden sich mit einem Nein zu dieser Vorlage, um
angeblich etwas Besseres an ihre Stelle zu setzen,
nicht zufrieden geben, sie verlangen heute die end-
liche Schaffung der Altersversicherung. Es ist schon
lange genug gegangen, wir schaffen eine ausser-
ordentlich gefährliche soziale Stimmung, wenn wir
nicht alle, die es mit dem Volk gut meinen, ver-
suchen, diese Vorlage unter Dach zu bringen. Ich
erkläre namens der demokratischen Fraktion Ein-
treten auf die Vorlage.

Schneider: Die Schaffung der Alters- und Hinter-
lassenenversicherung ist das grösste Sozialwerk der
Schweizergeschichte, die Fortsetzung jener sozialen
Tat, die den Familien unserer Wehrmänner mate-
rielle Sicherheit während des letzten Weltkrieges
bot. Diese Feststellung klingt schon bald wie eine
banale Phrase, obwohl sie den Tatsachen entspricht.
In der vollen Auswirkung wird die zur Beratung
stehende Vorlage Kosten im Wert von etwa
700 Millionen Franken verursachen. Darin spiegelt
sich die gewaltige materielle Bedeutung des zu
schaffenden Werkes. Mit ihr verbunden, und das
ist für uns wichtig, ist das Ethos der Selbsthilfe und
der Solidarität, beides Fundamente eines freien und
selbständigen, gesunden Volkes. Das muss doch
gegenüber den Kritiken, die auch heute schon hier
aufgetreten sind, mit der grössten Deutlichkeit be-
tont werden.

Leider ist das Werk noch nicht Wirklichkeit, es
stehen ihm grosse Schwierigkeiten im Wege und es
bedarf ausserordentlicher Anstrengung, um sie zu
beseitigen. Aber ussere Fraktion steht auf dem
Standpunkt: Mag im einzelnen an der Vorlage
allerhand auszusetzen sein, sie ist das Zeugnis des
guten Willens und der Entschlossenheit der Be-
hörden, ein Versicherungswerk nach den Wirtschaft-
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liehen und volkspsychologischen Möglichkeiten zu
schaffen, womit gleichzeitig ein Versprechen ein-
gelöst wird, das wie eine Hypothek auf dem ver-
gangenen Vierteljahrhundert der Geschichte un-
seres Landes lastete. Natürlich, von der grundsätz-
lichen Forderung bis zu einer Gesetzesvorlage ist
ein weiter und schwieriger Weg, der allerhand Ent-
täuschungen mit sich bringt. Diese Erfahrung hat
auch die zur Beratung stehende Vorlage machen
müssen, und es sind Kenner der Materie, die auf
dem Standpunkt stehen, dass mit den zur Ver-
fügung stehenden Mitteln mehr geleistet werden
könnte. Alte Befürworter der Alters- und Hinter-
lassenenversicherung fühlen sich in ihrer Be-
wegungsfreiheit etwas gehemmt, denn jedes Wort
der Kritik kann zur Waffe bösartiger Gegner ge-
macht werden. Mehr als notwendig ist diese Situa-
tion vom Bundesrat und Kommissionsmehrheit be-
nützt worden, um weitergehende Anträge, die nicht
aus dem Versicherungssystem an sich fallen, zu be-
kämpfen, wobei sie nicht bedachten, dass damit nur
der guten Sache gedient" werden sollte.

„Freiheit von Not", betitelten das Bundesamt
für Sozialversicherung und das Aktionskomitee für
die Altersversicherung ihre Publikation des eng-
lischen Weissbuches über die künftige Gestaltung
der Sozialversicherung. Freiheit von Not, das ist der
Kampfruf gegen die bisherigen Verhältnisse, eine
Anklage und eine Verheissung auch für unser Land.
Der Ruf nach sozialer Sicherheit ist nie verstummt.
Zuerst nur von der organisierten Arbeiterschaft zu
Zeiten eines Hermann Greulich ausgehend, haben
ihm auch weitere Schichten des Volkes volle Be-
rechtigung zuerkannt. Schon Männer, wie Christian
Rothenberger und Landammann Mächler haben
ihn in einer Front mit Heinrich Scherer, Paul
Pflüger und vielen anderen kräftig unterstützt.
Nach der grossen Wirtschaftskrise der dreissiger
Jahre und dem Erlebnis des zweiten Weltkrieges
ist er lauter geworden denn je. Krise und Krieg
haben auch bei uns das soziale Gefüge von anno*
dazumal verändert, aber auch den Willen der grossen
Mehrheit des Volkes gestärkt, zu einer sozialen
Demokratie zu gelangen. Das unselbständig arbei-
tende Volk hat zweifellos die Hauptlast der gewal-
tigen Erschütterungen von Krise und Krieg ge-
tragen. Man darf ihm deswegen das' Recht auf
soziale und wirtschaftliche Sicherheit nicht be-
streiten. Die Wege mögen verschieden sein, um sie
zu schaffen, aber nur wenige werden den Grundsatz
ablehnen. Die Initiative „Wirtschaftsreform und
Recht auf Arbeit" ist mit der Forderung nach Ver-
wirklichung der Altersversicherung ein deutlicher
Ausdruck dieses Strebens, und es ist erfreulich, dass
breite Schichten des Volkes damit einiggehen, ja
es bedauern, dass nicht gleichzeitig die Invaliden-
versicherung geschaffen werden kann, die ein wich-
tiges Element der sozialen Sicherheit des Volkes
bedeutet.

Der Beveridgeplan, wie die darauf fussenden
Vorlagen der englischen Labour-Regierung haben
auch in unserem Lande starken Widerhall aus-
gelöst, an und für sich einBeweis der Aufgeschlossen-
heit für grosszügige Lösungen. Freilich haben sie
auch viele Illusionen über das englische Ausmass
der sozialen Sicherheit gerufen. Eine jährliche Ruhe-
standsrente von 1820 sh. für Ehepaare und 1040 sh-

für Alleinstehende sind für den Anfang eine beacht-
liche Leistung, doch aber nichts Überwältigendes.
Sie reichen nicht an die Vollrenten unserer Vorlage
heran, die für Alleinstehende 1500 Fr. und für Ehe-
paare 2400 Fr. betragen. Vor dieser Leistung muss,
von den absehbaren Verhältnissen aus betrachtet,
die Kritik verstummen. Sie sind ausserdem Lei-
stungen einer Versicherung, auf die ein fundierter
Rechtsanspruch besteht, nicht eine Fürsorge mit
allen ihren Nachteilen, die wir kennen. Es ist des-
wegen sicher unnötig, ausländische Lösungen ko-
pieren zu wollen. Eine Kopie der englischen Vor-
schläge wäre übrigens kaum möglich, weil sie ein
umfassendes Versicherungswerk darstellen, dessen
einzelne Teile wie Zahnräder ineinander greifen.
Man darf übrigens auch nicht vergessen, dass bei
uns das Parlament, glücklicherweise, möchte ich
sagen, nicht autonom ist, sondern dass das Volk zu
entscheiden hat, und dass deswegen eine Lösung
gefunden werden muss, die die Mehrheit des Volkes
für sich gewinnen kann.

So befriedigend die Vollrenten der Vorlage auch
sind, die Übergangsgeneration hat leider einigen
Grund, enttäuscht zu sein. Das Volk erwartet von
der Altersversicherung die Sicherheit der Existenz
der Alten. Diese Erwartung ist die gesunde Emp-
findung, dass Männer und Frauen, die ein Leben
harter Arbeit hinter sich haben, nicht darben, nicht
Not leiden und nicht auf Almosen von Staat und
Privaten angewiesen sein sollen.

Wie kann nun die Vorlage des Bundesrates und
der Kommissionsmehrheit von der prüfenden
Blicken der lebenden Generation betehen ? Es wäre
falsch, eine gewisse Enttäuschung verschweigen zu
wollen, die dem Erscheinen der bundesrätlichen Bot-
schaft folgte. Freilich, es ist zuzugeben : Am meisten
wurden jene enttäuscht, die sich Illusionen machten
und sich keine Rechenschaft über das gaben, was
möglich ist. Aber auch ernsthaftere Teile des Volkes
wurden enttäuscht, weil sie jetzt eine wirkliche
Sicherung der Existenz für die lebenden Alten er-
wartet hatten. Nach den Vorschlägen des Bundes-
rates und der Kommissionsmehrheit ist das aber
sicher nicht der Fall. Die Übergangsrenten betragen
in städtischen, also teureren Verhältnissen 750 Fr.
für Alleinstehende und 1200 Fr. für Ehepaare. Auch
die Renten in ländlichen und halbstädtischen Ver-
hältnissen sind unzulänglich. Ich will in diesem Zu-
sammenhang nicht weiter darauf eingehen, behalte
mir aber vor, bei Art. 43 das Nötige zu sagen. Aber
schon jetzt muss mit aller Deutlichkeit gesagt
werden, dass diese Renten ungenügend sind und
unbedingt einer Erhöhung rufen.

Auch dann, wenn Sie unsere Minderheitsanträge
annehmen, bleibt den Kantonen und den Gemeinden
noch ein grosses Wirkungsfeld, um die Renten zu
dem zu machen, was sie geeignet erscheinen lässt,
die soziale Sicherheit der Alten wirklich zu garan-
tieren. Man hat uns allerdings gesagt: die 65jährigen
haben keine Beiträge bezahlt, und deswegen dürfe
die Übergangsgrenze nicht zu hoch sein. Das ist
richtig. Aber dafür haben diese 65jährigen zwei
Weltkriege mit allen ihren materiellen und see-
lischen Belastungen hinter sich. Sie sind es letzten
Endes gewesen, die mitgeholfen haben, unser Land
aus den Bedrängnissen dieser Kriege fernzuhalten.
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Für diese nicht ganz befriedigende Lösung wird
weitgehend das gewählte System, verantwortlich
gemacht, das die zukünftigen Generationen auf
Kosten der Lebenden begünstige. Es ist richtig,
Bund und Kantone leisten in Zukunft mehr als am
Anfang. Dazu kommen noch die Erträgnisse des
Fonds. Diese Mischung von Umlage- und Kapital-
deck'ungsverfahren, wobei der Kapitaldeckung die
Hauptaufmerksamkeit geschenkt wird, kann nicht
befriedigen. Aber am System kann leider nichts
mehr geändert werden, soll nicht das ganze Werk -
gefährdet werden.

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, dass es sich
um eine allgemeine Volksversicherung und nicht um
eine Klassenversicherung handelt, wobei gefragt
werden darf, ob das reine Umlageverfahren dafür
nicht besser gewesen wäre als das gewählte System.
Insofern hat Herr Dr. Münz recht, wenn er erklärt,
das Volkseinkommen wird immer da sein — ich füge
bei: Werde es nun mit kapitalistischen oder sozia-
listischen Methoden erworben — so dass mit einem
gewissen Prozentsatz davon die Existenz der Alten,
Witwen und Waisen gesichert werden kann. Aber
dieser Vorschlag kommt zu spät, wenigstens dann,
wenn Sie dem Ruf nach einer wirklichen Alters-
versicherung Folge leisten wollen. Wenn wir jetzt
auf die Vorlage nicht einträten, wenn wir s^e zurück-
weisen wollten, mit dem Auftrag, sie auf einem
ändern System neu aufzubauen, dann gäbe das eine
Verzögerung von Jahren.

Es liesse sich auch noch eine weitere kritische
Bemerkung anführen, die aber auch nicht zur
Zurückweisung der Vorlage führen kann. Ich bin
nie ganz befriedigt, wenn in einem solchen Gesetz
Ansätze, also hier Renten, in Franken genannt
werden. Die Beiträge der Versicherten gehen in
Prozenten des Einkommens ein, während die Renten
in Franken festgesetzt sind. Es wird also den Geld-
wertschwankungen — die haben wir in der Ver-
gangenheit erlebt! — keine Rechnung getragen. Die
Beiträge (Prämien) können in guten Franken be-
zahlt sein, während die Möglichkeit besteht, dass
die Renten in entwerteter Währung ausgerichtet
werden. Das ist an sich zweifellos nicht befriedigend.
Es ist vielleicht nicht ganz überflüssig, die Frage
nochmals zu prüfen, ob nicht im Rahmen dieser
Vorlage noch eine Änderung vorgenommen werden
könnte. Aber ein Wechsel des Versicherungssystems
ist nicht mehr möglich. Niemand wird die Verant-
wortung für eine weitere Verzögerung übernehmen
wollen. Soll die Versicherung auf 1. Januar 1948
in Kraft treten, so ist, ich wiederhole es ausdrück-
lich, eine Änderung des Systems unmöglich.

Das veranlasst die sozialdemokratische Fraktion,
auf die Vorlage einzutreten, obwohl sie im Hinblick
auf .die Übergangsrenten zu wünschen übrig lässt.
Das System hat aber auch seine Vorzüge, die
Lösung ist, man darf es sagen, demokratisch und
schweizerisch, weil sie auch der Selbstverwaltung
breiten Räum gewährt. Wenn Sie dem Minderheits-
antrag in Art. 53 bis zustimmen wollten, würde
diesem Gedanken noch mehr Rechnung getragen.

Unsere Fraktion steht auf dem Standpunkt,
dass eine auch nicht voll befriedigende Alters- und
Hinterlassenenversicherung besser ist denn gar
keine. Wir bleiben damit konsequent, da von uns
auch die Vorlage Schulthess-Giorgio mit aller Ent-

schiedenheitbefürwortet wurde, trotzdem sie weniger
weit ging als die heutige. Wenn der heilige St. Nikiaus
am 6. Dezember d. J. 1931 den Eidgenossen beider-
lei Geschlechtes die Altersversicherung nicht be-
scherte, so sind wir Sozialdemokraten dafür nicht
verantwortlich.

Es ist in einer Zuschrift an unsern Herrn Rats-
präsidenten das böse Wort «assurance misérable»
enthalten und geprägt worden. Das ist eine unver-
antwortliche Kennzeichnung des Willens, eine gute
Versicherungsvorlage zu schaffen. Wir sind über-
zeugt, dass durch diese Art des Kampfes unserm
Volk und der Arbeiterschaft nicht gedient ist. Wir
glauben nicht an die Verheissung eines bessern
Gesetzes, wenn diese Vorlage nicht die Zustimmung
des Volkes erhielte. Wer sie verwirft, in der Meinung,
es komme in kürzester Zeit etwas Besseres, wird
sich sehr täuschen. Es ist jetzt der psychologische
Zeitpunkt gekommen, wo gehandelt werden muss.

Die Vorlage ist nicht vollkommen, das bezeugen
wir durch unsere Minderheitsanträge; aber sie ist
eine Grundlage, auf der weiter gebaut werden kann.
Ein verneinender Entscheid müsste zu einer argen
politischen Krise von unabsehbaren Folgen führen.
Ich behaupte, er würde eine Stärkung der Reaktion
bringen und den sozialen Fortschritt in unserm
Land auf lange Zeit stoppen. Da wir eine solche
Katastrophenpolitik ablehnen, treten wir auf die
Vorlage ein, in der dringenden Erwartung allerdings,
dass unsere Minderheitsanträge angenommen wer-
den. Alle Kräfte, die eine soziale Demokratie an-

• streben und das Schweizerhaus für alle, wohnlich
gestalten wollen, müssen sich nun zu der Kraft
vereinigen, die alle Hindernisse überwindet und
endlich die Alters- und Hinterlassenenversicherung
schafft. Ich glaube, das sind wir unserem schaffenden
Volke schuldig, und ich habe den Optimismus, dass
es uns gelingen wird, dieses Werk auch in einer
eventuellen Volksabstimmung durchzusetzen und
beantrage Ihnen deswegen im Namen unserer

«Fraktion, auf die Vorlage einzutreten.

Häberlin: Ich habe Ihnen zunächst die Erklärung
abzugeben, dass die radikal-demokratische Fraktion

•einstimmig, bei vereinzelten Enthaltungen, be-
schlossen hat, für Eintreten auf die. Vorlage des
Bundesrates zu stimmen. Wir tun dies, weil wir die
materielle Sicherstellung .unserer alten Leute, der
Witwen und Waisen, auch wenn sie nur in einem
bescheidenen Masse erfolgen kann, als eine sozial-
politische Notwendigkeit betrachten. Dieses Ziel zu
erreichen durch eine umfassende Solidaraktion aller
Starken zugunsten der Schwachen, betrachten wir i
überdies auch als eine staatspolitische Notwendig-
keit. Unsere Demokratie hat sich in den vergangenen
Kriegszeiten erfreulich immun gezeigt gegen fremde <
Ideologien. Diese Stärke in der Abwehr muss nun
ihre Ergänzung finden in einer grossen schöpfe-
rischen Tat, deren grundlegende Idee im ursprüng-
lichsten Sinn unserer Eidgenossenschaft wurzelt.
Wir sind schliesslich für Eintreten auf die Vorlage
des Bundesrates, weil wir darin eine Arbeit er-
blicken, vorbildlich in der Gründlichkeit ihrer Vor-
bereitung, vorbildlich aber auch in der Gross-
zügigkeit ihrer materiellen Ausgestaltung, ein Werk
also, das seinen Urhebern in hohem Masse zur Ehre
gereicht.
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Und nun gestatten Sie mir, einige Ausführungen
anzuschliessen, die ich im persönlichen Namen
mache. Jedermann in diesem Saale muss es spüren :
Wir gehen mit der Behandlung der Alters- und
Hinterlassenenversicherung an ein gewaltiges Werk.'
Gewaltig und in seiner Rückwirkung kaum zu über-
schätzen ist der soziale Fortschritt, wenn es gelingt,
dieses Werk zu einem guten Ende zu führen; nicht
minder gewaltig und in seinen Folgen wiederum
kaum zu überschätzen ist die Enttäuschung, wenn
dieses Werk auch bei einem zweiten Anlauf wiederum
scheitern müsste. Es ist gleicherweise unsere Pflicht,
aufzurufen zu grosszügiger Tat, aber auch die
Stimme zu erheben zur mahnenden Vorsicht. So
wäre es meines Erachtens durchaus verantwortbar
gewesen, bescheidener anzufangen und erst nach
einer gewissen Zeit der Konsolidierung einen wei-
teren Schritt zum Ausbau der Versicherung zu tun.
Ich hoffe, man könne diese Überzeugung hier aus-
sprechen, ohne Gefahr zu laufen, als versteckter
Gegner der Versicherung bezeichnet zu werden. Ich
möchte überhaupt dringend warnen vor einem
solchen System der Verketzeruiig. Mit jener Un-
duldsamkeit, die keine Auffassung neben der eigenen
Auffassung gelten lässt, kommen wir bestimmt nicht
zum guten Ziel, sondern schaffen dem Werk nur
verärgerte Gegner.

Die Wahl der Variante III der Expertenkommis-
sion, die ich in der Kommission noch einmal ernst-
haft zur Diskussion gestellt habe, hätte auch die
Finanzierung des Beitrages der öffentlichen Hand
gewaltig erleichtert. Ich will aber mit dem Bundes-
rat heute nicht darüber rechten, dass er diese Ent-
wicklungsphase übersprungen hat und von Anfang
an gleichsam aufs Ganze gehen will, aber ich glaube,
man hätte unter diesen Umständen erwarten dür-
fen, dass dann das übliche Spiel des parlamen-
tarischen Sich-gegenseitig-Überbietens unterblieben
wäre. Leider ist diese Erwartung enttäuscht worden.
Es hat nichts genützt, dass schon der Bundesrat
in seiner Vorlage bei der Festsetzung der ländlichen
Rente in der Übergangsperiode und damit der mini-
malen Rente im Dauerzustand von 372 Fr. auf
450 Fr. gegangen ist, also den Ansatz der Experten-
kommission um 20 % erhöht hat'. Die Kommissions-

^mehrheit ist dann noch weitergegangen, von 450 Fr.
auf 480 Fr., 30 % mehr als der Ansatz der Experten-
kommission, und trotzdem ist es nicht gelungen,
auf dieser Basis zu einer Einigung zu kommen. Herr
Kollega Schneider hat soeben die Minderheits-
anträge für die Detailberatung angekündigt, die
60% über'die Ansätze der Expertenkommission
hinausgehen wollen, Anträge, die nur in diesem
Einzelpunkt jährlich wiederkehrende Mehrkosten
von 30 Millionen Franken verursachen, das Sechs-
fache dessen, was man glaubt, aus der Alkohol-
besteuerung für die Finanzierung der Alters- und
Hinterlassenenversicherung flüssig machen zu kön-
nen.

Diese weitergehenden Anträge sind mir — offen
gestanden — unverständlich; unverständlich an-
gesichts der gewaltigen und keineswegs gelösten
Schwierigkeiten, auch nur die Vorlage des Bundes-
rates genügend zu finanzieren. Sie wiessen, dass der
Bundesrat angesichts dieser Schwierigkeiten sich
darauf beschränken will, die Finanzierung nur für
20 Jahre sicherzustellen. Sie wissen, dass Pfeiler im

bundesrätlichen Finanzprogramm umstritten sind.v

Sie wissen, dass die Mehrheit der Kantone behaup-
tet, die ihnen zugemuteten finanziellen Lasten nicht
übernehmen zu können. Ich frage deshalb noch
einmal: Wie ist es zu verantworten, unter solchen
Umständen Anträge zu stellen, die jährliche Mehr-
ausgaben mit sich bringen, die in die Dutzende von
Millionen gelien ?

Diese Haltung ist mir auch deshalb unverständ-
lich, weil es eine Zeit gegeben hat, die noch nicht
lange zurückliegt, wo die Einsicht, dass die Variante I
der Expertenkommission unter den heutigen Um-
ständen das Maximum des Tragbaren ist, keineswegs
etwa auf bürgerliche Kreise beschränkt war. Ich
erinnere daran, dass das Bundeskomitee und der
Ausschussdes Schweizerischen Gewerkschaftsbundes
am 11./12. Mai 1945 erklärt haben: „Dem Renten-
system wird zugestimmt, und zwar unter Annahme
der Variante I, die das Maximum dessen darstellt,
was im Augenblick an Nehmen und Geben möglich,
ist". Und unser Kommissionsreferent, Herr Kollege
Bratschi, hat noch am Gewerkschaftskóngress vom
März 1946 in Zürich erkärt, Variante I sei nach
seiner Auffassung zwar das Minimum dessen, was
sozial notwendig, aber auch das Maximum dessen,
was unter den heutigen Verhältnissen finanziell und
politisch möglich sei. •

Gestatten Sie mir, noch einen kurzen Blick ins
Ausland zu tun. Herr Kollega Schneider hat schon
daran erinnert, dass die Vorlage des Bundesrates
sich neben dem vielgerühmten Plan Beveridge,
durchaus sehen lassen darf. Zu einem ganz ähnlichen
Resultat kommt man bei einem Vergleich, mit dem
neuen Altersversicherungsprojekt in Schweden. Dort
wird vorgeschlagen, jedem Schweden —- aber vom
67. Altersjahr an — eine Rente auszurichten, und
zwar an Ehepaare 1600 Kronen (Projekt des Bundes-
rates: 770 Fr. bis 2400 Fr.) und an Alleinstehende
1000 Kronen (Projekt des Bundesrates 480 bis
1500 Fr.); und der Verfasser des Projektes, der der
sozialdemokratischen Partei angehörende Sozial-
minister Moeller, hat erklärt, dass Schweden, wenn
dieses Projekt verwirklicht sei, als sozialpolitischer
Musterstaat gelten dürfe !

Wir dürfen uns also vor uns und vor der Welt
mit der Vorlage des Bundesrates wahrlich sehen
lassen. Sie ist grosszügig. Nicht" nur dies, sie geht
bis an die äusserste Grenze dessen, was heute und
auf absehbare Zeit als tragbar erscheint. Seien wir
uns dessen bewusst, wenn wir ans Werk gehen. Wir
wollen zwar mit kühner Zuversicht, abe,r auf soliden
Grund aufbauen. Wir wollen gleicherweise schwäch-
liche Verzagtheit meiden, aber auch lotterhaften
Leichtsinn. Die Richtschnur unseres Handelns seien
die prächtigen Worte, mit denen Gottfried Keller
seinen Prolog zur Schillerfeier in Bern 1859 ge-
schlossen hat:

„Was unerreichbar ist, das rührt uns nicht,
Doch was erreichbar, sei uns goldne Pflicht !"

Miville: Die Notwendigkeit einer ausreichenden
Altersversicherung ist heute wohl ebensowenig be-
stritten, wie die Tatsache, dass die gesetzliche Rege-
lung rasch, und zwar sehr rasch erfolgen muss.

Es ist heute vom Recht der Alten auf ein sorgen-
freies Alter und von der Pflicht der Gemeinschaft,
des Staates gesprochen worden, für diese Sicherung
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'zu sorgen. Romain Rolland hat in einem Aufruf an
die französische Nation dieser Auffassung Ausdruck
gegeben. Er erklärte: „Es gereicht einer Nation zur
Schande, wenn sie ihre alten Arbeiter vergisst und
im Elend leben lässt. Dies ist doppelte Schande für
eine Demokratie, die erst durch die Solidarität des
ganzen Volkes ihren Sinn erhält. Wenn das Volk
diejenigen vergisst, die ihm ihr Arbeitsleben ge-
widmet haben; wenn es, ohne zu widersprechen, die
ungeheure Gleichgültigkeit seiner Regierung gegen-
über den Alten duldet, begeht es das feigste aller Ver-
brechen. Seine Folgen werden schicksalsschwer auf
das Volk zurückfallen. Denn das Schicksal seiner
Greise harrt seiner unerbittlich. Ein gesicherter
Lebensabend ist für sie nicht eine Gunst, es ist ein
Recht, und für den Staat, für die Nation eine
Schuld, sie sie einlösen müssen. Das fordern wir.
Der Staat und die Nation können sich ihr nicht ent-
ziehen, ohne ein Verbrechen zu begehen; und solange
diese Schuld nicht pflichtgemäss beglichen ist,
werden wir gekennzeichnet sein. Das Gewissen wird
uns keine Ruhe lassen, wir werden sein wie die ent-
arteten Söhne, die ihre alten Eltern sich selbst über-
lassen. Denn die alten Männer und Frauen sind
unsere Familie, sie sind unsere Väter und unsere
Mütter."

Die Notwendigkeit einer ausreichenden Alters-
versicherung ist, wie ich gesagt habe, unbestritten.
In der Schweiz leben zur Zeit ungefähr 360 000 Per-
sonen im Alter von über 65 Jahren, und" bei der
überwiegenden Mehrheit dieser Alten handelt es sich
um Leute, die kein Vermögen besitzen. Viele von
ihnen sind noch heute auf die Armenpflege mit all
ihren Bitternissen und Unzulänglichkeiten ange-
wiesen. Anstatt dass sie einen Rechtsanspru'ch auf
ein gesicherte^ Alter besitzen, müssen sie den un-
würdigen Bittgang zur Armenpflege antreten. Nach
einem Leben voller Mühe und Arbeit sind sie davon
bedroht, in die Heimatgemeinde abgeschoben zu
werden, weil es ihnen nach all den magern Jahren
des Krieges und der Teuerung nicht möglich war,
einen Sparbatzen beiseite zu legen. Andere bringen
es nicht über sich, die sogenannte Wohltätigkeit in
Anspruch zu nehmen und sich auf der Armen-
fürsorge zu melden. Sie suchen Unterschlupf in den
Familien ihrer Kinder, wo sie geduldet sind und es
oft jeden Tag zu spüren bekommen, dass sie lästig
und überflüssig sind. Die glücklichsten unter diesen
Alten sind noch jene, die trotz hohem Alter in einem
Betriebe arbeiten können und sich so ihr Brot selber
verdienen. Sie stehen am Arbeitsplatz, bis ihnen der
Tod das Werkzeug aus den Händen nimmt.

Es war die Partei der Arbeit, die besonders und
mit grossem Nachdruck für die sofortige Ausrichtung
von Alterspensionen an alle bedürftigen Alten und
für die beschleunigte Verwirklichung der Alters- und
Hinterlassenenversicherung eingetreten ist. Der
Bundesrat hat denn auch durch Beschluss vom
9. Oktober 1945 die provisorische Ausrichtung von
Altersrenten für 1946 und 1947 verfügt, in der
Meinung, dass es gelingen dürfte, auf den 1. Januar
1948 das Bundesgesetz über die Alters- und Hinter-
bliebenenversicherung unter Dach zu bringen. Die
Botschaft hierzu datiert vom 24. Mai 1946, und die
Anträge der nationalrätlichen Kommission zur Vor-
lage sind uns erst vor wenigen Tagen übergeben
worden. Es ist so, dass man nun in eine gewisse

Zeitnot geraten ist, wenn das Gesetz, was unbedingt
geschehen muss, auf den 1. Januar 1948 in Kraft
treten soll. Der Präsident der Kommission, Kollega
Bratschi, hat in seinem Referat auf diese Zeitnot
aufmerksam gemacht. Bei der Würdigung der
bundesrätlichen Vorlage und dem Hinweis auf die
verschiedenen Abänderungsanträge der Kommission
wies er darauf hin, dass es sich hier um ein Ganzes
handle, das als solches gutgeheissen oder abgelehnt
werden müsse. Ein Drittes gebe es nicht. Die An-
träge der Minderheit seien kaum genügend über-
legt, sie würden den Rahmen des Ganzen sprengen,
und ähnlich verhalte es sich mit den Wünschen,
welche die Partei der Arbeit in der Presse zur Gel-
tung gebracht habe.

Es stimmt, dass die Zeit drängt. Aber diejenigen,
die für unsere Gesetzgebung die Verantwortung
tragen, haben sich eben allzu lange Zeit gelassen,
bis sie an die Verwirklichung des Projektes heran-
traten. Ich brauche nicht im einzelnen die Leidens-
geschichte der Altersversicherung zu zeichnen, sie
ist Ihnen und dem Volke genügend bekannt.

Das Sozialwerk der Altersversicherung wurde
dem Volke mit Bestimmtheit versprochen, nachdem
es im Verlaufe des ersten Weltkrieges in den Vorder-
grund gerückt war. Der Bundesrat gab damals die
Zusicherung, dass die Altersversicherung auf rasche-
stem Wege verwirklicht würde. Es war Bundesrat
Calonder, der kurz nach dem Generalstreik erklärte,
der Bundesrat sei entschlossen, jenem Teil der
Schweizerbürger, der durch das Schicksal benach-
teiligt sei, ein sorgenfreies Alter zu sichern.

Am 21. Juni 1919 richtete der Bundesrat eine
Botschaft an die Räte, worin gesagt wurde: „Wir
sind glücklicherweise vom Kriege verschont ge-
blieben-und schulden der Vorsehung. Dank dafür.
Äussern wir diesen Dank, indem wir beitragen zur
raschen Schaffung der Volks versicher un g als einem
grossen Werke der Nächstenliebe, der Solidarität
unter den Volksgenossen." Den vielversprechenden
Worten folgten aber keine Taten. Es dauerte bis 1925,
also sechs Jahre vom Erscheinen der bundesrät-
lichen Botschaft, bis zur Schaffung der verfassungs-
mässigen Grundlage des Versicherungswerkes. Ich
brauche auf die Verschlechterungen, die im Ver-
fassungsartikel gegenüber den ursprünglichen Ver-'
sprechungen angeführt waren, nicht einzutreten,
ich stelle fest, dass der Verfassungsartikel am 6. De-
zember 1925 angenommen wurde. Sechs weitere
Jahre dauerte es, bis das Gesetz dem Volke zum
Entscheid unterbreitet wurde. Dabei wurde die Vor-
lage von Jahr zu Jahr verschlechtert, so dass statt
einer durchgreifenden Hilfe für die Alten eigentlich
nur deren Verhöhnung übrig blieb. Resultat: In
der Volksabstimmung vom 6. Dezember 1931 ist
dieses Gesetz verworfen worden. Mit der Ablehnung
des Gesetzes war das Kapitel der Versprechungen
zunächst beendet. Ich brauche nicht im einzelnen
darauf einzugehen, was dann geschah mit den Gel-
dern, die gemäss dem Verfassungsartikel seit 1926
zum «Zwecke der Sicherung der Altersversicherung
geäufnet und widerrechtlich verbraucht wurden.

Das Ende des zweiten Weltkrieges und der Um-
stand, dass die Schweiz wiederum vom Kriege ver-
schont blieb, trieben zur endlichen Verwirklichung
der Altersversicherung an. Wie bereits gesagt, der
Bundesrat sorgte zunächst für eine provisorische
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Lösung für die Jahre 1946/47 und legte dann den
Räten die Botschaft zum Gesetz über die Alters-
und Hinterlassenenversicherung vor. Der National-
rat bestellte seine vorberatende Kommission. Lang
vergeudete Zeit musste aufgeholt werden, wenn das
Werk auf den 1. Januar 1948, auf das Jubeljahr
der Verfassung von 1848, gelingen sollte. Man denke :
,, Hundert Jahre liberale Demokratie, hundert Jahre
Geschichte der Schweiz, ohne innere und äussere
kriegerische Verwicklungen, hundert Jahre eines
unerhörten wirtschaftlichen Aufstieges. Jetzt muss
sich bewähren, was-bewahrt werden soll; jetzt soll
sich zeigen, dass der Liberalismus nicht nur schnöde
Ausbeutung ist, sondern dass er auch sozialer
Leistungen fähig ist." Diese Auffassungen sind es,
die den Bundesrat' und die von ihm vertretenen
Schichten veranlassten, das „Geschenk für 1948"
dem Schweizervolk bereit zu 'Stellen. Ich gestehe
offen, dass ich und wohl der überwiegende Teil der
werktätigen Bevölkerung unseres Landes von dem
„Geschenk" eher enttäuscht sind. Die Vorlage ent-
spricht nicht den Erwartungen, die in sie gesetzt
waren." Aber Kollega Bratschi weiss von den Män-
geln und erklärt: Dieses Gesetz, wie jedes andere,
wird nicht bleiben, so wie es geschaffen wurde, es
wird revidiert und verbessert werden; doch jetzt
drängt die Zeit, jetzt kann es nur als Ganzes an-
genommen oder abgelehnt werden. Wer hätte den
Mut, die Vorlage zu Fall zu bringen ? So die Auf-
fassung des Kommissionsreferenten.

Ich kann diesen Standpunkt nicht teilen. Wir
treten ohne Begeisterung auf die Beratung der Vor-
lage ein, weil die Vorlage unseren Erwartungen nicht
entspricht. Aber wir geben die Hoffnung nicht auf,
dass es gelingen möge, hier im Plenum des Rates
jene Verbesserungen vorzuschlagen und durchzu-
bringen, die wir in einem früheren Stadium nicht
zur Diskussion stellen und von den Behörden über-
prüfen lassen konnten, weil wir unverständlicher-
weise von der Teilnahme an den Beratungen der
Kommission ausgeschlossen waren. Aber die Auf-
fassung: „Jetzt ist es zu spät mit Abänderungs-
anträgen, können wir nicht gelten lassen, wir werden
unsere Abänderungsanträge stellen, und wir hoffen,
mit Jhrer Unterstützung eine Verbesserung der Vor-
lage zu erzielen, denn nur eine verbesserte Vorlage
hat Aussicht, vom Volke gebilligt zu werden. Der
6. Dezember 1931 ist eine deutliche Warnung.

Herr Bratschi wies auf die mutmasslichen Gegner
der Altersversicherung hin. Es sind die gleichen
Kreise, die sich vor 15 Jahren um alt Bundesrat
Musy scharten, Ihnen gilt es, das Volk gegenüber-
zustellen, und das Volk wird bereit sein, für das
Gesetz mit Erfolg einzustehen, wenn die notwen-
digen Verbesserungen angebracht werden. Aber die
Verbesserungen müssen jetzt geschaffen werden!
Wir können im Kampfe um das Gesetz nicht auf
spätere Revisionen vertrösten; das Werk, das jetzt
geschaffen wird, darf nicht von Anfang an so aus-
sehen, dass es zum Spruche reizt: „Meister, die
Schuhe sind gemacht,' sollen wir gleich mit der
Reparatur beginnen?"

Wir sind also für Eintreten auf die Vorlage und
stellen Ihnen heute jene Abänderungsanträge, die wir,
wenn es an uns gelegen hätte, in der Kommission
eingebracht hätten. Ich lege diese Anträge dem
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Präsidenten vor und bitte ihn, sie vervielfältigen zu
lassen und den Mitgliedern des Rates auszuteilen.

Welches sind, kurz gesagt, die notwendigen
Korrekturen ? Sie beziehen sich auf folgende
Punkte: Die Renten müssen anders gestaltet werden,
sie sollen die Alten vor Not und Entbehrung
schützen, darum verlangen wir Renten von 200 Fr.
bzw. 300 Fr. im Monat. Herr Guinand und andere
Redner haben erklärt, dass die Wirtschaf t'derartige
Renten nicht ertrage, aber sie sind uns den Beweis
dafür schuldig geblieben. Wir vertreten die Auf-
fassung, da-ss vom Inkrafttreten des Gesetzes an
Vollrenten, ausgerichtet werden müssen. Diejenigen
Bürger, die nicht mehr in der Lage sind, noch 20
Jahre Beiträge zu leisten, dürfen nicht bestraft
werden, dass Bundesrat und Behörden die Ver-
wirklichung der Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung bis dahin verhindert haben. Die Leute mit
kleinem Einkommen, die nicht in der Lage waren,
Ersparnisse zurückzulegen, können nicht dafür be-
straft werden, dass ihnen seitens der Arbeitgeber
zu kleine Löhne ausgerichtet worden sind. Wir ver-
langen die Ausrichtung von Einheitsrenten, ohne
Rücksicht auf den Wohnsitz des Rentenansprechers,
denn das gegenseitige Ausspielen' von Stadt ujid
Land ist sozial unberechtigt und gefährdet die Ver-
wirklichung der Alters- und Hinterlassenenversiche-
rung. In der Beitragsleistung muss der soziale
Gesichtspunkt verwirklicht werden, die unselb-
ständig Erwerbenden mît kleinen Löhnen und die
kleinen selbständig Erwerbenden mit niedrigem
Einkommen müssen entlaste.t werden, und der ein-
tretende Ausfall ist durch stärkere Belastung des
Besitzes wettzumachen. Wir stehen auf dem Stand-
punkt des Umlageverfahrens, wir sind der Meinung,
das Umlageverfahren müsse ausgebaut werden, weil
es nur auf diesem Wege möglich ist, vom Beginn
des Inkrafttretens des Gesetzes an anständige
Renten auszurichten. Es ist ein Unsinn, heute schon
die Finanzierung für das Jahr 2000 festzulegen.
Selbstverständlich kann bei Anwendung des Um-
lageverfahrens ein bescheidener Schwankungsfonds
errichtet werden.

Eine Verkuppelung des Inkrafttretens der Alters-
und Hinterlassenenversicherung mit der Annahme
der Nachlassteuer und der Erhöhung der Tabak-
steuer weisen wir zurück. Diese Verkuppelung dürfte
die Verwirklichung der Alters- und Hinterlassenen-
versicherung weitgehend sabotieren; die indirekten
Steuern haben bereits einen so grossen Umfang an-
genommen, dass eine Erhöhung der Tabaksteuer
vom Volk mit grösster Wahrscheinlichkeit verwor-
fen würde. Die geplante .Nachlassteuer ist unge-
nügend, und es wäre geradezu lächerlich, die Ver-
wirklichung der Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung von der Annahme dieser kleinen Ein-
nahmequelle abhängig zu machen, denn im Ver-
gleich zu den jährlichen Ausgaben des Bundes von
1,5 Milliarden sind 30 Millionen, die die Nachlass-
steuer einbringen sollte, so gering, dass es nicht an-
geht, die Alters- und Hinterlassenenversicherung
und ihre Inkraftsetzung von diesem Betrag ab-
hängig zu machen. In den nächsten 20 Jahren
werden sich soziale, wirtschaftliche und finanzielle
Änderungen ergeben, die die Möglichkeit einer zu-
künftigen Finanzierung, einer definitiven Finan-
zierung der Alters- und Hinterlassenenversicherung
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ohne weiteres schaffen. Wir denken dabei an zweck-
bedingte Steuern auf grosse'n Einkommen und Ver-
'mögen, an eine erträgliche eidgenössische Erb-
schaftssteuer und an eine Spezialsteuer auf den
Gewinnen der Versicherungsgesellschaften.

Im Gegensatz zum Vorschlag des Bundesrates
'sind wir der Auffassung, dass die öffentliche Hand
von allem Anfang an ebensoviel aufzubringen hat,
wie die Wirtschaft, und wir sind ferner der Auf-
fassung, dass die Teilung der Lasten mit den
Kantonen so gesucht werden muss, dass' der Bund
drei Viertel und die Kantone ein Viertel der öffent-
lichen Belastung aufzubringen haben. Wenn wir
das fordern, so nicht, um die Kantone zu entlasten,
sondern weil den Kantonen ermöglicht werden soll,
kantonale Zusatzversicherungen zu schaffen, oder,
wo solche bereits bestehen, weitgehend auszubauen.

Endlich sind wir der Auffassung, dass die In-
kraftsetzung der Alters- und' Hinterlassenenver-
sicherung, unbedingt am 1. Januar 1948 erfolgen
muss. Die Voraussetzungen, die der Bundesrat für
die Inkraftsetzung erfüllt haben will, müssen meines
Erachtens fallen. Nach rund 30 Jahren Verspre-
chungen ist es endlich Zeit, dieses'Sozialwerk zu
verwirklichen. Der Bundesrat hat durch seine
Redner in den letzten Jahren wiederholt erklären
.lassen, dass er anlässlich des 100jährigen Bestehens
des schweizerischen Bundesstaates dem Volke die
Alters- und Hinterlassenenversicherung bereitlegen
werde. Dieses Versprechen muss zur Tat werden.
Ich beantrage Ihnen also Eintreten auf die Vor-
lage; ich werde mir erlauben, in der Detailberatung
meine Abänderungsanträge zu begründen.

Zeli: Chi ha l'onore di parlare, senza vantare una
speciale competenza in materia, non è però un
novellino in fatto di assicurazioni 'sociali. Difat-ti
egli ha già avuto occasione di, seguire la discussione
svoltasi alle Camere federali, in qualità di membro
di questo onorando consesso, attorno al primo mes-
saggio del Consiglio federale del 21 giugno 1919,
messaggio che permise di dare la base costituzionale
ad un'assicurazione federale per la vecchiaia e per
i superstiti e che il popolo accettò il 6 dicembre
1925, ed ha ancora presente le vivaci discussioni
che si svolsero in seno al nostro Consiglio, tra coloro
che volevano il meglio e quelli che, invece, si sareb-
bero accontentati di un primo passo timido in materia,
e che, in cuor loro, forse, non erano completamente
convinti della necessità di realizzare quest'opera di
solidarietà nazionale nel segno dell'unione indefetti-
bile che regnò, durante il grave pericolo, per la
nostra patria, costituito allora dalla guerra del
1914—1918. Ha poi partecipato con tutto l'entu-
siasmo alla campagna orale.e scritta in favore della
legge sullo stesso oggetto del -17 giugno 1931 e nes-
suno forse più di lui è stato dolorosamente sorpreso
del voto negativo dato dal popolo il 6 dicembre
1931, quando una forte maggioranza respingeva la
legge Schulthess.

Per carità di patria vogliamo tacere le caratteris-
,. tiche di quella votazione memorabile e che certo
non ha fatto onore al popolo svizzero, durante la
quale ha trionfato la demagogia più sbracata,
fenomeno questo purtroppo non rimasto unico nella
storia dell'esercizio del diritto di voto nella più
vecchia democrazia.

Dico questo per dimostrare che non sono un
convcrtito dell'ultima ora e che l'idea che ispira
l'oggetto ora in discussione, è sempre* stata colti- "
vata da me con convinzione ed amore''tanto nella
mia qualità di uomo politico, quanto in quella di
esponente del sindacato, ciò che rende-superflua
una mia dichiarazione nel senso di essere favorevole
all'entrata in materia. '

'Ma se ho preso la parola, quale membro della
commissione speciale che ha esaminato il progetto
di.legge-'sull'assicurazione vecchiaia e superstiti, si
è per fissare, per così dire ufficialmente, quale rap-
presentante della classe lavòratrice del mio cantone,
alcuni punti, ad orientamento della stessa su questo '

, problema, così semplice nella sua concezione e così
complicato nella sua realizzazióne.

E dico'subito che il progetto, sottoposto all'esame
di questo onorando Consiglio, è tutt'altro che per-
fetto ed è"molto lontano ancora da quelle che sono,
le nostre aspirazioni in materia. Ma è mia profonda
convinzione che esso costituisce quanto era possibile
realizzare in questo difficile momento storico. Certo
che la Confederazione avrebbe dovuto fare di più
per poter migliorare le rendite ed alleviare le quote
da pagarsi dai meno abbienti. Ma come pretenderlo,
se le sue finanze sono state così terribilmente provate
da due guerre mondiali, intercalate da una profonda
crisi economica ? Certo che il 'capitale, e non solo
il consumo, avrebbe dovuto concorrere, in modo
adeguato al finanziamento dell'opera: m'a su questo
punto l'ultima parola non è ancora stata detta e
spero che, nella discussione davanti alle camere, un
notevole miglioramento venga introdotto anche su
questo punto, sì da rendere la legge più simpatica
ancora alla classe lavòratrice. Ma non dobbiamo
dimenticare che siamo agli inizi ; che si tratta di
fare il primo passo, che, per timido esso sia, si
presenta non esente da serie difficoltà, come ci
insegna la triste esperienza del dicèmbre 1931. Se
questo primo passo potrà essere effettuato, sarà
nostra premura di migliorare continuamente, in
campo federale, l'edificio che avremo solo abbozzato
e se poi ci saranno dei cantoni e dei comuni in
condizioni di poterlo fare, ad essi spetterà il compito
di colmare con prestazione propria, le lamentate in-
sufficienze. E l'esperienza insegna appunto che è
precisamente imprimo passo il più difficile. Ecco, > '
perché, moderando le nostre vive aspirazioni verso
il meglio, facciamo di necessità virtù, accontentandoci
per il momento del bene, per .piccolo e modesto esso
sia, nel fermo proposito di prodigare in futuro le
nostre migliori energie per il suo miglioramento.
Ed è questa l'unica riserva, comunque positiva e
non negativa, che accompagna il mio voto favore-
vole all'entrata in materia.

Del resto, il progetto ha pregi notevoli, che non
possono essere misconosciuti e che testimoniano la
cura, la competenza e meticolosità con cui è stato
studiato in ogni suo dettaglio. Soluzioni veramente
geniali sono state trovate per risolvere situazioni
particolarmente scabrose : cito ad esempio quella
adottata, entro il margine 'della legge, per regolare
la posizione delle 420000 persone già ora al bene-
ficio di un'assicurazione, soluzione che permette
ad ogni cassa pensione di scegliere quella forma che
più le conviene e di guadagnare così all'opera
dell'assicurazione il consenso di tutta questa massa
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imponente di persone, già affiliate ad una cassa,
che troverà nella legge, se non altro, almeno la
possibilità di garantirsi un supplemento di rendita,
con l'assicurazione, di tutte quelle indennità di
diversa natura che oggi non entrano in linea di
conto, per il computo della pensione, alla quale si
ha diritto, come le indennità di rincaro ed m gene-
rale tutti i proventi accessori, che costituiscono
oggi una parte non indifferente dell'entrate degli
assicurati, e mettere assieme un complesso di rendite
che pongano al sicuro da .ogni disagio economico
il giorno in cui, per ragione di età, si dovrà abban-
donare il posto di lavoro. Alludo qui in modo speciale
a tutto il personale della Confederazione', dei can-
toni, dei comuni e di altri enti e servizi pubblici.

Un altro punto mi permetto di accennare breve-
mente a giustificazione del nostro atteggiamento
favorevole al progetto di legge, cioè quello della
sua importanza morale, e materiale per tutta la
compagine elvetica.

Abbiamo detto morale: infatti l'assicurazione
vecchiaia e superstiti, è la più grande opera si
solidarietà nazionale che finora sia stata tentata
nella Svizzera. Solidarietà della giovane generazione,
alla quale sorride un avvenire migliore di pacifica
convivenza, sotto gli auspici di una pace giusta che
bandisca per sempre il flagello terribile della guerra,
e gli anziani, che hanno dietro a sé un lungo periodo,
funestato da due guerre e da una profonda crisi
economica: solidarietà fra le diverse classi sociali,
in quanto tutte devono contribuire nel limite delle
loro forze, al funzionamento perfetto di questo
superbo e complicato organismo sociale: solidarietà
tra i cantoni ed i comuni, finanziariamente meglio
situati, con quelli rimasti più deboli, non per colpa
loro, ma per un complesso di circonstanze sfortunate,
non facilmente sormontabili. Quindi solidarietà
veramente riazionale, che contribuirà efficacemente
a creare nel nostro paese quella atmosfera di com-
prensione reciproca che costituisce il primo elemento
della tanto auspicata pace sociale.

Solidarietà che assicuri ai vecchi, alle vedove
ed agli orfani un'esistenza decorosa, non grazie'ad
una carità più o meno pelosa ed interessata, o ad
un'assistenza pubblica non sempre sufficiente, ma
per diritto acquisito con regolare patto assicurativo,
che stabilisce doveri e diritti di ogni assicurato.
Quindi rafforzamento del sentimento della dignità
in tutti i cittadini svizzeri, membri della cassa, che
si vedono l'esistenza garantita decorosamente;
quindi riabilitazione ed elevazione della personalità
umana in< generale, già così tanto misconosciuta ed
offesa nel triste periodo della dittatura, ciò che
avrà una ripercussione incalcolabile sulla formazione
del carattere del futuro cittadino svizzero.

Ma la introduzione dell'assicurazione vecchiaia
e superstiti porterà pure un grande giovamento al
complesso della nostra economia nazionale, rappre-
sentato dalla immissione nella circolazione monetaria
di circa un miliardo di franchi in più all'anno, con
la corrisponsione delle rendite agli aventi diritto.

Dirò pure, come rappresentante di un cantone
povero, che la introduzione dell'assicurazione fede-
rale vecchiaia costituisce una vera provvidenza
per l'amministrazione cantonale e per tutto il popolo
ticinese. L'assistenza pubblica è sempre stata per
noi il problema più grave e più difficile a risolversi.

Lasciata fino a due anni fa ai comuni, non ha mai
potuto garantire, per mancanza di mezzi adeguati,
un funzionamento normale e sopratutto sufficiente
e decoroso, pur avendo ridotto parecchi comuni in
situazioni finanziarie gravissime e qualche volta
fallimentari. Per questa ragione il cantone si è
deciso a fare il passo, ardito, precedendo>in questo
gli altri cantoni confederati, di assumere tutta,
l'assistenza pubblica. Che cosa ciò voglia dire per
un cantone che haj ab immemorabili, un deficit
cronico di 4 000 000 di franchi all'anno., si può im-
maginare, tanto più che, con l'assunzione da parte
dello-Stato, tutto il servizio dell'assistenza pubblica
è stato notevolmente migliorato. L'importanza delle
assicurazioni sociali per il nos.tro cantone, che non
è in grado di risolvere il problema sul terreno can-
tonale, per mancanza di mezzi, e che deve quindi
rimettersi esclusivamente alle opere di previdenza
della Confederazione, è stata dimostrata dall'entrata
in vigore dell'ordinamento transitorio per l'aiuto
ai vecchi ed ai superstiti, che, non solo è venuto
ad alleviare non poche miserie, ma ha permesso al
cantone di economizzare sul bilancio dell'assistenza
pubblica circa 500 000 franchi nel suo primo anno
di applicazione. Domani, quando l'assicurazione
funzionerà in pieno; il beneficio finanziario per il

. cantone e per i cittadini sarà certamente ingente
e compenserà anche abbondantemente lo Stato
per i sacrifici che dovrà sopportare col suo contri-
buto al finanziamento dell'opera. Si aggiunga che
il nostro popolo ha un tenore di vita modestissimo:
e mentre altrove le rendite sono ritenute come
insufficienti, da noi esse significano un apporto
tutt'altro che diiprezzabile per le nostre economie
domestiche, che conoscono bilanci di un'esiguità
estrema.

Per queste ragioni, che pure toccano solo alcune
facce del problema, ; raccomando l'entrata in
materia, esprimendo in pari tempo l'augurio vivis-
simo per una sollecita realizzazione di questa
grande opera sociale, che farà epoca nella storia
della nostra democrazia.

Schmid-Oberentfelden: Es ist leicht, ein Gesetz
zu schaffen oder eine Massnahme zu treffen, wenn
ein einzelner darüber entscheidet, oder wenn ein
Parlament mit Mehrheit Gesetze schafft. Es ist aber
nicht leicht, in einer Demokratie eine Vorlage von
der Vielgestaltigkeit der Alters- und Hinterbliebenen-
versicherung so aufzubauen, dass das Volk, das oft
Stimmungen unterliegt und das man hin und wieder
mit Hoffnungen, die von Demagogen genährt
werden, irreführen kann, Ja sagt. Denn das Volk,
das zu Zeiten gläubig auf seine Regierung blickt,
kann ebenso oft ihr das grösste Misstrauen entgegen-
bringen und aus ändern Gründen als aus sachlichen
Nein sagen. Ich erblicke deshalb die Bedeutung der
Eintretensdebatte darin, -dass Sie in der ganzen
Beratung den ernsten Willen dokumentieren sollten,
längst gegebene Versprechungen einzulösen, und das
Bewusstsein zum Ausdruck zu bringen, dass die Zeit
da ist, wo das Werk der Altersversicherung ge-
schaffen werden muss.

Ich glaube, dass die Diskussion, die jetzt geführt
wird, mit dazu beitragen wird, ob das Werk, das
der Bundesrat anstrebt, verwirklicht werden kann
oder nicht. Ich glaube deshalb, dass wir in dieser
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